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Begrüßung 

Alena Buyx · Vorsitzende des 

Deutschen Ethikrates 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 

und Herren, liebe Zuhörende im Zoom, ich freue 

mich, dass ich Sie heute Morgen zu unserer öf-

fentlichen Ratssitzung mit dem Thema „Recht auf 

Selbsttötung“ begrüßen darf. 

Wir sprechen heute über ein uraltes und hochak-

tuelles Thema. Uralt ist es, weil wir Abhandlun-

gen zu Fragen der Selbsttötung schon bei Pytha-

goras, bei Platon, im Corpus Hippocraticum fin-

den und wir uns also in der westlichen Welt seit 

der Antike und vermutlich schon viel länger über 

die ethischen Fragen der Selbsttötung unterhalten 

und streiten. Vermutlich ist das in anderen Kultu-

ren ebenso lange der Fall. 

Hochaktuell sind die Fragen, weil das Bundesver-

fassungsgericht im Februar dieses Jahres das Ver-

bot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttö-

tung in Paragraf 217 des Strafgesetzbuches 

[StGB] für verfassungswidrig erklärt hat und da-

mit für intensive öffentliche Debatten gesorgt hat. 

Die einen sehen in diesem Urteil eine wichtige 

Bestärkung persönlicher Selbstbestimmung, auch 

oder gerade in Fragen des eigenen Sterbens. Kri-

tiker befürchten, dass es zu einer Vernachlässi-

gung des Lebensschutzes kommen könnte, weil 

der Selbsttötungswille nicht immer auf einer wirk-

lich freien Entscheidung beruhe, und warnen vor 

einer Normalisierung des Suizids als Sterbeform. 

Der Deutsche Ethikrat hat sich bereits zweimal im 

Rahmen von Ad-hoc-Empfehlungen mit dem 

Thema der Suizidbeihilfe beschäftigt: im Jahr 

2014 und im Jahr 2017. Heute wenden wir uns in 

einem früheren Stadium unserer Debatten an die 

Öffentlichkeit. Wir wollen damit unserem Auf-

trag gerecht werden, zu informieren und ethische 

Debatten in der Öffentlichkeit zu fördern. 

Zugleich wollen wir vorbereiten und das ethische 

Feld für eventuelle zukünftige Verfahren der Ge-

setzgebung in diesem Bereich bestellen.  

Deshalb laden wir Sie heute ein, an einer Sitzung 

teilzunehmen, in der wir uns gegenseitig im Rat –

so wie wir das auch in einer internen Sitzung tun 

würden – verschiedene Perspektiven zum Suizid 

und zur Suizidassistenz vorstellen. 

Wir werden heute Beiträge aus unterschiedlichen 

Disziplinen hören, die sich mit der medizinisch-

psychologischen Erfassung, mit der ethischen Be-

wertung und der juristischen Auslegung eines 

Rechts auf Selbsttötung befassen. Dabei greifen 

wir auf unsere eigene Expertise zurück, denn wir 

haben viele Kollegen, die sich seit langer Zeit in-

tensiv mit diesen Fragen beschäftigen. 

Gleichzeitig freuen wir uns darauf, von Ihnen zu 

hören und Ihre Fragen zu verhandeln. Das heißt: 

Bitte beteiligen Sie sich. Wir erklären gleich noch 

etwas genauer, wie das geht. 

Die heutige Sitzung soll auch ein Beginn sein, 

denn wir freuen uns auf die nächste öffentliche 

Veranstaltung zum gleichen Thema, in der wir 

über Sterbewünsche und suizidales Begehren mit 

verschiedenen Beratern und Experten sprechen 

werden, am 12. Dezember. Merken Sie sich die-

sen Termin schon einmal vor. 

Bevor wir beginnen, noch einige organisatorische 

Dinge: Aufgrund der gebotenen Hygiene- und Si-

cherheitsmaßnahmen ist eine Teilnahme vor Ort 

leider nicht möglich. Wir übertragen alles im Li-

vestream. Sie können mit dem Hashtag Suizidbei-

hilfe auf Twitter folgen und auch gerne tweeten. 

Es gibt zwei Livestreams. Der zweite Stream ist 

mit Untertitelung für Hörgeschädigte und gehör-

lose Menschen. Das kann auf der Veranstaltungs-

seite frei gewählt werden. 
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Wie immer wird die Veranstaltung dokumentiert 

und im Nachgang auf der Webseite des Ethikrates 

zur Verfügung gestellt.  

Bevor wir beginnen, möchte ich der Arbeits-

gruppe „Recht auf Selbsttötung“, stellvertretend 

dem Vorsitzenden, Kollegen Frister, danken, dass 

Sie das Veranstaltungskonzept erarbeitet und die 

Tagung vorbereitet haben. Ich danke auch bereits 

allen Sprechern.  

Wir haben heute eine Premiere. Wir mussten alle 

unsere öffentlichen großen Veranstaltungen absa-

gen, und das ist nun die erste Veranstaltung, die 

wir öffentlich in einem Hybridkonzept umsetzen. 

Wir haben eine Kombination von Ratsmitgliedern 

im Zoom, von verschiedenen Livestreams, von 

Chatfunktion und von Präsenz. Und auch wenn 

wir nach einem halben Jahr Pandemie viel Erfah-

rung mit virtuellen und gemischten Tagungsfor-

maten haben, so wissen alle, die so etwas vorbe-

reiten, dass das wirklich komplex ist. Ich wünsche 

uns heute ein gutes Gelingen und möchte nament-

lich Frau Stephanie Sievert und der Geschäfts-

stelle herzlich für ihre unermüdliche Energie und 

ihren Einsatz in der Vorbereitung danken.  

Ich wünsche uns eine spannende, interessante und 

bereichernde Diskussion. Ich freue mich auf Ihre 

Beiträge aus dem Chat und übergebe nun das Wort 

an den Moderator der Veranstaltung, Herrn Frister.  

Helmut Frister · Mitglied im Deutschen 

Ethikrat 

Vielen Dank. Ich habe die ehrenvolle Aufgabe, 

heute durch diese Tagung zu führen, und möchte 

Ihnen einen Überblick über den Ablauf geben. 

Wie die Vorsitzende schon angedeutet hat, glie-

dert sich das in zwei Teile:  

Im ersten Teil werden wir fünf Vorträge hören: 

einen aus medizinisch-psychologischer, zwei aus 

ethischer und zwei aus juristischer Perspektive. 

Die Vorträge werden dann von den Mitgliedern 

des Ethikrates diskutiert. Im zweiten Teil beant-

worten die Vortragenden Fragen aus dem Publi-

kum. Für den ersten Teil sind einschließlich einer 

15-minütigen Kaffeepause knapp drei Stunden 

vorgesehen, für den zweiten Teil gut eine Stunde. 

Die Fragen aus dem Publikum können per Chat-

funktion gestellt werden. Sie finden diese Chat-

funktion als Textfeld unter dem Livestream. Das 

ist bereits jetzt freigeschaltet, sodass Sie Ihre Fra-

gen sofort stellen können, wenn Ihnen bei einem 

der Vorträge etwas auffällt.  

Die Fragen sind für die anderen Zuschauer nicht 

sichtbar. Nur wenn Sie – was Sie tun können, aber 

keineswegs müssen – Ihren Namen hinzufügen, 

sind sie nicht anonym. 

Die Fragen werden von einer Publikumsanwältin 

gesammelt und gesichtet und im zweiten Teil der 

Veranstaltung verlesen und von den jeweils Vor-

tragenden beantwortet. Diese Aufgabe hat dan-

kenswerterweise meine Kollegin Elisabeth Gräb-

schmidt übernommen. Sie ist Direktorin des Insti-

tuts für Ethik an der Universität Tübingen und seit 

2018 Mitglied des Deutsche Ethikrats. Ich möchte 

um Verständnis dafür bitten, dass sie aufgrund der 

begrenzten Zeit Fragen wird bündeln müssen und 

unter Umständen nicht alle Fragen berücksichti-

gen kann. 

Wir beginnen mit einem Vortrag von Andreas 

Kruse, der uns den medizinisch-psychologischen 

Sachstand vermitteln soll, auf dessen Grundlage 

wir in den beiden folgenden Blöcken ethisch und 

juristisch weiterdenken wollen. Andreas Kruse ist 

seit 1997 Direktor des Instituts für Gerontologie 

an der Universität Heidelberg und seit 2016 Mit-

glied des Deutschen Ethikrates. Ich gehe hier 

nicht näher auf die wissenschaftliche Vita ein. 

Wen das interessiert, der kann das auf der Home-

page des Deutschen Ethikrates nachlesen. Herr 

Kruse, Sie haben das Wort. 
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Medizinisch-psychologischer 

Sachstand 

Andreas Kruse · Deutscher Ethikrat 

(Folie 1) 

Vielen Dank. In den nächsten 25 Minuten möchte 

ich die medizinisch-psychologischen Fragestel-

lungen des Rechts auf Selbsttötung diskutieren 

und einige grundlegende Überlegungen darstel-

len, die sich in der medizinisch-psychologischen 

Betrachtung ergeben. 

(Folie 2) 

Sie sehen hier einen Überblick über jene Punkte, 

die ich im Vortrag aufgreifen werde. Sie sehen, 

dass die körperlichen bzw. psychischen Erkran-

kungen, in Besonderheit die Demenz, eine große 

Rolle spielen werden. Es geht aber auch um die 

Frage, welche Bedeutung wir der Depression, den 

Krisensituationen und den einengenden Lebenssi-

tuationen beimessen, wenn es um ein tieferes Ver-

ständnis des Wunsches nach Selbsttötung geht. 

Sie finden hier auch den dritten Aspekt, den Res-

pekt vor dem Leben bzw. vor der Selbstbestim-

mung. Das ist quasi eine Rahmung des Vortrags: 

Wie halten wir es mit unserem Respekt vor dem 

Leben des Menschen bzw. mit dem Respekt vor 

der Selbstbestimmung des Menschen? 

(Folie 3) 

Lassen Sie mich mit folgender Aussage beginnen: 

Es gibt keine Pflicht zu leben. Der Mensch ist 

nicht verpflichtet zu leben. Der Mensch hat das 

grundsätzliche Recht, sein Leben bewusst, frei-

willig, eigenhändig zu beenden. 

Wir könnten es mit dieser Aussage bewenden las-

sen. Aber mit dieser Aussage beginnt eine tiefe 

ethische Auseinandersetzung, und nicht nur eine 

ethische Auseinandersetzung, sondern auch eine 

fachliche, weil fachliche Befunde ethische Über-

legungen in hohem Maße mitbestimmen bzw. 

rahmen. 

Als ersten Punkt möchte ich etwas zu den körper-

lichen bzw. seelischen Erkrankungen sagen. 

Wenn Sie medizinische Beiträge zum Recht auf 

Selbsttötung zur Kenntnis nehmen, wird Ihnen 

deutlich, dass die Analyseperspektive die körper-

liche Erkrankung darstellt, beispielsweise eine 

Tumorerkrankung in einem fortgeschrittenen Sta-

dium, aber auch die seelische Erkrankung, bei-

spielsweise eine schwere, majore Depression, 

eine Borderline-Störung oder eine schizophrene 

Erkrankung.  

Das heißt, für die Medizin ist nicht nur der Aspekt 

der seelischen Erkrankung bedeutsam, sondern es 

wird auch die Frage gestellt, inwiefern bei einem 

bestimmten Entwicklungsstand einer körperli-

chen Erkrankung der Aspekt der Selbsttötung 

mehr und mehr an Bedeutung gewinnt, beispiels-

weise bei Patientinnen und Patienten, die eine Tu-

morerkrankung haben. Unter diesen finden Sie 

häufig Menschen, bei denen Sie keine psychische 

Störung beobachten können, sondern die – zu-

mindest von außen betrachtet – in einer selbstbe-

stimmten Art und Weise sagen: „Ich möchte mein 

Leben beenden, weil ich mit dieser Symptomato-

logie und dieser Zukunftsperspektive nicht mehr 

leben kann.“ 

Für die Medizin ist nun die Frage wichtig: Was 

können wir tun – und das ist jetzt Respekt vor dem 

Leben –, um einen Patienten oder eine Patientin 

mit einer schweren körperlichen bzw. seelischen 

Erkrankung dafür zu gewinnen, den Wunsch nach 

Selbsttötung noch einmal zu reflektieren bzw. Ja 

zum Leben zu sagen? 

Das ist eine gewisse Verpflichtung gegenüber 

dem Leben, alles dafür zu tun, dass dieses Leben 

erhalten bleibt, ohne dabei auszublenden, dass der 

Patient bzw. die Patientin ab einem Stadium viel-

leicht nicht mehr Ja zum Leben sagen kann. 
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Deswegen wird in der Medizin oder in der klini-

schen Psychologie postuliert, dass wir eine Inter-

vention wählen, die alle Dimensionen der Person 

anspricht: die kognitive, die emotionale, die all-

tagspraktische, die soziale, die spirituelle, um nur 

einige zu nennen. Denn man weiß: Gerade bei 

chronischen Erkrankungen, bei den zum Tode 

führenden Erkrankungen, gerade am Lebensende 

werden alle Aspekte, alle Dimensionen der Per-

son salient, das heißt thematisch in hohem Maß 

bedeutsam und müssen angesprochen werden. 

Die Betrachtung des Menschen am Lebensende 

gibt der Medizin, der Psychologie sehr wichtige 

Impulse, weil man versteht, wie bedeutsam es ist, 

dass eine Medizin, eine Pflege, eine Versorgung 

und Begleitung realisiert wird, die die verschiede-

nen Dimensionen der Person im Auge hat und 

diese ausdrücklich anspricht. 

Dabei muss immer die Frage der Selbstbestim-

mung leitend sein: Inwiefern ist der Patient, die 

Patientin in der Lage, dieser Behandlung in die-

sem umfassenden Versorgungssystem ausdrück-

lich zuzustimmen? Das ist ein wichtiger Punkt.  

Aber die Selbstbestimmung hat immer eine rela-

tionale Komponente. Das ist bedeutsam, dass wir 

sagen: Wir überlassen den Patienten oder die Pa-

tientin nicht sich selbst, sondern wir versuchen, in 

einem Gespräch, einem Kontinuum oder einer Se-

quenz von Gesprächen mit ihm bzw. ihr heraus-

zuarbeiten, inwiefern es vielleicht gelingen kann, 

das Leben fortzusetzen, Ja zum Leben zu sagen – 

beispielsweise dadurch, dass man Behandlungs-

möglichkeiten auch in schweren körperlichen 

Krisensituationen ausführlich expliziert. 

Zwei Punkte sind mir in dem Zusammenhang 

wichtig: Wir kennen viele Patienten und Patien-

tinnen, die auch bei einem sehr schweren, drama-

tischen Krankheitsverlauf in der Lage sind, ihr 

Leben zu bejahen. Das fordert uns Respekt ab. 

Und wenn wir die Frage stellen: Wie kommt es, 

dass wir eine derartig explizierte Lebensbejahung 

finden, dann stoßen wir nicht selten auf den As-

pekt der Lebensbindung: Ich habe noch be-

stimmte Bereiche in meinem Leben, an die ich ge-

bunden bin und die mich dazu motivieren, Ja zum 

Leben zu sagen. 

Zum Zweiten: Wir stoßen auf die soziale Umwelt, 

die Familie, die Angehörigen. Die Zugehörigen 

sind überaus bedeutsam, wenn es um die Haltung 

eines schwerkranken Menschen zu seiner Erkran-

kung, zum Krankheitsverlauf und um Lebensbin-

dung bzw. Selbsttötung geht.  

Vielfach zeigen Menschen, die ein Suizidmotiv 

äußern, eine psychische Störung oder eine psychi-

sche Erkrankung. Aber wir müssen aufpassen, 

dass wir nicht den Fehlschluss begehen zu sagen: 

Bei allen liegt eine psychische Störung oder psy-

chische Erkrankung vor. Denn das wäre falsch. Es 

muss allerdings differenziert herausgearbeitet 

werden: Habe ich es hier mit einem psychischen 

Störungs- oder psychischen Erkrankungsgesche-

hen zu tun oder ist dies nicht der Fall? 

(Folie 4) 

Eine besondere Bedeutung gewinnt die Diskus-

sion über Krankheit und das Motiv zur Selbsttö-

tung im Kontext von Demenz, und wir gehen da-

von aus, dass das in Zukunft noch bedeutsamer 

werden wird.  

Es ist interessant, dass Patientinnen und Patienten 

nach der Demenzdiagnose nicht selten Suizid-

wünsche, Suizidvorstellungen oder Suizidfanta-

sien äußern, weil die Demenz als eine Erkrankung 

betrachtet wird, die nach Auffassung der Patien-

tinnen und Patienten die Person zutiefst berührt 

und nach und nach zerstört. 

Für die Suizidgedanken spielt die Antizipation 

des Krankheitsgeschehens eine große Rolle. 

Wenn Sie mit demenzkranken Menschen spre-

chen, werden Sie über kurz oder lang immer mit 
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der Frage der Antizipation des Krankheitsgesche-

hens konfrontiert werden. Diese Patientinnen und 

Patienten sagen: „Wir haben große Angst davor, 

was auf uns zukommt.“  

Hier wird die Selbstbestimmung wichtig, aber 

auch der Respekt vor der Würde des Lebens. Und 

hier wird bedeutsam, dass wir den Menschen dar-

legen, was eigentlich eine Therapie, eine Rehabi-

litation, eine Pflege, eine umfassende psychologi-

sche und spirituelle Begleitung bewirken kann. 

Das bedeutet, einen Menschen ausführlich dar-

über aufzuklären, mit welchen Risiken und wel-

cher Vulnerabilität, aber auch mit welchen Res-

sourcen und Verarbeitungskompetenzen eine De-

menzerkrankung auch in späteren Stadien ver-

bunden sein kann. 

So etwas kann man durchaus die Erweiterung von 

Selbstbestimmung nennen, dass wir einem Men-

schen sagen: „Damit du selbstbestimmt entschei-

den und handeln kannst, ist es notwendig, dass 

wir dich darüber aufklären, wie diese Erkrankung 

verläuft, wie du durch dein eigenes Verhalten 

auch die Symptombildung beeinflussen kannst 

und wie bedeutsam es ist, dass du dich in Umwel-

ten bzw. in Kontexten aufhältst, die in der Lage 

sind, deine Ressourcen in einer optimalen Art und 

Weise zu stimulieren.“ 

Hier wird die Aufklärung auch zu einem Instru-

ment mit dem Ziel, die Selbstbestimmung des de-

menzkranken Menschen zu fördern. 

(Folie 6) 

Wenn wir über Erkrankungen sprechen, und das 

im Kontext von Suizid, spielt natürlich die De-

pression eine große Rolle. Die Deutsche Gesell-

schaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psy-

chosomatik und Nervenheilkunde hat in einer 

jüngst herausgebrachten Erklärung dargestellt, 

dass bei ungefähr 90 Prozent aller Suizidhandlun-

gen in irgendeiner Form psychische Störungen 

bzw. langwierige seelische Erkrankungen zu be-

obachten sind. Im Kontext dieser Störungen spie-

len die Depressionen, die majoren, die schweren 

Depressionen eine wichtige Rolle.  

Aber ich habe es schon gesagt: Nicht jedes Sui-

zidverlangen geht auf depressive Störungen zu-

rück. Es ist durchaus möglich, dass Menschen mit 

einer erheblichen Krisensituation konfrontiert 

sind und in dieser Krisensituation lange darüber 

reflektieren, vielleicht auch im Gespräch mit an-

deren Menschen, inwieweit es ihnen gelingen 

kann, diese Krisensituation zu bewältigen, aber 

dass sie irgendwann sagen: „Meine Kräfte sind er-

schöpft und ich kann mir nicht vorstellen, länger 

zu leben.“ Das muss nicht Ausdruck einer depres-

siven Störung oder einer längerfristigen seeli-

schen Erkrankung sein. 

Aber depressive Störungen sind vielfach mit Sui-

zidgedanken assoziiert. Das bedeutet, dass man 

diagnostisch sehr differenziert vorgeht, wenn man 

versucht herauszuarbeiten, inwiefern die Suizid-

gedanken Teil des Symptomgeschehens sind. 

Umgekehrt ist es möglich, dass ich ein Symptom-

geschehen habe, das dann Suizidgedanken her-

vorruft. Hier klar zu differenzieren erscheint mir 

als eine bedeutsame Aufgabe nicht nur in der 

fachlichen, sondern auch in der gesellschaftlichen 

Diskussion. 

(Folie 7) 

Wenn wir über Krisensituationen sprechen (und 

ich glaube, diese Perspektive ist nicht nur charak-

teristisch für die Medizin bzw. die Psychologie, 

sondern sie sollte auch für öffentliche Diskurse 

charakteristisch sein), ist es notwendig, dass wir 

immer eine Doppelperspektive einnehmen, näm-

lich die Perspektive der Vulnerabilität: Inwiefern 

ist die betreffende Person kognitiv, emotional, so-

zial, funktional (also was die funktionale Kompe-

tenz angeht) erheblich eingeschränkt, sodass sie 

nicht mehr in der Lage ist, jene Kriterien eines 
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guten Lebens, die für sie konstitutiv sind, zu ver-

wirklichen? Aber es geht genauso um die Frage, 

inwiefern wir bei einer betreffenden Person Resi-

lienz, das heißt die seelisch-geistige Widerstands-

fähigkeit beobachten können. 

Hier macht der Aspekt der relationalen Selbstbe-

stimmung Sinn. Wir dürfen bei einem Menschen 

nicht einfach konstatieren: Der ist jetzt von Sui-

zidfantasien, einem Suizidmotiv oder einem Sui-

zidverlangen getrieben, und das lassen wir jetzt 

einfach so stehen, sondern relationale Selbstbe-

stimmung bedeutet, dass wir beginnen, mit dieser 

Person ausführlich darüber nachzudenken: Wo 

sind die Vulnerabilitäten? Aber inwiefern finden 

wir auch Aspekte von Ressourcen oder von Resi-

lienz und inwieweit sind wir in der Lage, solche 

Aspekte von Ressourcen und Resilienz zur Ver-

wirklichung zu bringen? 

Die Resilienzforschung sagt uns deutlich, dass 

Resilienz ein Geschehen ist, das sich auch in der 

Auseinandersetzung mit einer Krisensituation 

aufbauen kann. Das heißt, wir können einer Per-

son durchaus sagen: Wenn sie den Versuch unter-

nimmt, sich mit dieser Krisensituation bewusst 

auseinanderzusetzen, ist es durchaus möglich, 

dass mehr und mehr Resilienz zuwächst. 

Ich habe in den Abbildungen einen Hinweis auf 

ein Diathese-Stressor-Modell gegeben. Wir sa-

gen, es gibt so etwas wie distale und proximale 

Einflüsse. Distale Einflüsse, das ist das Verhalten, 

das können genetische Einflüsse oder die frühe 

Persönlichkeitsbildung sein, und die proximalen 

Einflüsse sind die sehr nahen, die aktuellen Kri-

seneinflüsse. Das bedeutet, das Distale, das Gene-

tische bzw. das Persönlichkeitsbezogene ist etwas 

differenzierter zu betrachten, aber gleichzeitig ist 

das Proximale für die Diagnostik überaus bedeut-

sam, also inwiefern aktuelle Faktoren zu einem 

Suizidwunsch beitragen, beispielsweise eine 

schwere materielle Lage, eine schwere Erkran-

kung, ein schwerer Verlust. 

Wenn wir über Selbstbestimmung sprechen, müs-

sen wir sagen: Wenn eine Person sich dafür ent-

scheidet, sich das Leben zu nehmen, dann ist das 

eine Willensäußerung, die wir ernst zu nehmen 

haben, und wir dürfen diese Willensäußerung 

nicht einfach pathologisieren. Sie kann uns als 

sehr rationales Geschehen erscheinen, aber dieses 

rationale Geschehen ist vielfach eingebettet in 

eine emotionale bzw. affektive Situation. Wir 

müssen auf das rationale Geschehen antworten, 

genauso wie auf das emotionale und affektive, 

und wenn wir zu der fachlich fundierten Überzeu-

gung gelangen, dass die betreffende Person keine 

psychische Störung hat, dass hier nicht eine Kri-

sensituation vorliegt derart, dass wir psychothera-

peutisch eingreifen müssen, dann werden wir 

möglicherweise diesen Suizidwunsch, so schwer 

es uns fällt und so sehr wir gekämpft haben, an-

nehmen müssen. 

(Folie 8) 

Wir neigen dazu, den Suizidwunsch vielfach im 

Kontext des Lebensendes zu betrachten. Das ist 

auch richtig, weil wir am Lebensende – je nach-

dem, mit welchen Erkrankungen wir konfrontiert 

sind – vielfach mit einem derartigen Suizid-

wunsch konfrontiert sind, allerdings in unter-

schiedlicher Intensität. Aber es gibt auch andere 

Lebenssituationen, in denen wir ein deutlich er-

höhtes Risiko von Suizidalität beobachten kön-

nen. 

Ich habe Ihnen mal drei aufgeführt, um deutlich 

zu machen, dass der Suizid auch viel mit unserer 

Gesellschaft zu tun hat – sei es mit bestimmten 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, bei-

spielsweise ausgeprägter soziale Ungleichheit, o-

der sei es, dass ein Suizid an unsere Gesellschaft 

in der Hinsicht appelliert: Was können wir tun, 

um Lebensverhältnisse schon früh in einer Weise 
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zu verändern, dass sich eben nicht eine derartige 

seelisch-geistige Entwicklung aufbaut, die ir-

gendwann im Suizid endet? 

Materielle Notlage, Arbeitslosigkeit. Es gibt eine 

eindrucksvolle Studie, die im Jahre 2015 in 

Lancet Psychiatry veröffentlicht worden ist und 

in der die Suizidentwicklung über einen langen 

Zeitraum, 2000 bis 2011, in 63 Ländern beobach-

tet wurde. Die Autorinnen und Autoren kommen 

zu dem zusammenfassenden Befund, dass unge-

fähr 18 Prozent aller Suizide, die in diesem Zeit-

raum ausgeübt wurden, in irgendeiner Form mit 

Arbeitslosigkeit zu tun hatten. Das war ein Apell, 

die soziale Ungleichheit, die abnehmenden Mög-

lichkeiten zu partizipieren sehr ernst zu nehmen, 

wenn man über die Frage von Suizid bzw. Suizid-

prävention spricht. 

Zweitens, was wir vielfach auch im höheren oder 

hohen Lebensalter beobachten können: Isolation. 

Bei allen Überlegungen, die wir anstellen, müssen 

wir immer wieder betonen, dass der Mensch ein 

bezogenes Wesen ist und dass er ohne soziale Be-

ziehungen, ohne Sorgebeziehungen in der Hin-

sicht, dass er Sorge erfährt, aber auch Sorge geben 

kann, nicht leben kann. 

Jeder Suizid hat in irgendeiner Form auch etwas 

mit Isolation zu tun. Hier wird noch mal deutlich, 

wie wichtig der relationale Aspekt von Selbstbe-

stimmung ist. Wenn wir von Sorge sprechen, 

dann bedeutet das (und das erfahren wir beispiels-

weise im Kontext von Alter vielfach) die Erfah-

rung, von anderen Menschen gebraucht bzw. 

nicht mehr gebraucht zu werden, die Sorge, ande-

ren Menschen eine Last zu sein. 

Es gibt nicht wenige Medizinerinnen und Medizi-

ner im Kontext von Palliativversorgung, die sa-

gen: Vielfach ist es gar nicht das Krankheitsge-

schehen, sondern vielfach sind es die Antworten, 

die von der sozialen Umwelt gegeben werden und 

die dem Schwerkranken vielleicht signalisieren 

(zumindest interpretiert er das so), dass er nur 

noch eine Last ist, dass er als Kranker nicht mehr 

gebraucht wird, dass das Lebensende eine min-

derwertige Lebensphase ist, wo wir doch die tiefe 

Überzeugung vertreten, dass das Lebensende zu 

einer Abrundung unserer Biografie überaus be-

deutsam ist. 

Was ich damit sagen will: Die Isolation, das Ge-

miedenwerden von anderen Menschen, die Sorge, 

von anderen Menschen nur noch als Last erlebt zu 

werden, ist ein bedeutsamer Risikofaktor für Sui-

zidalität und muss unbedingt angesprochen wer-

den. Wenn solche Faktoren vorliegen, haben wir 

das Problem mit der abnehmenden Lebensbin-

dung oder, wie Erwin Ringel, der große Wiener 

medizinische Psychiater, das einmal genannt hat: 

Wir haben es mit einem präsuizidalen Syndrom 

zu tun. Die betreffende Person erlebt den Suizid 

als eine Entlastung, als Entlastungsfantasien, er-

lebt die Lebenssituation als immer mehr einge-

engt und wendet irgendwann die Aggression ge-

gen sich. 

(Folie 9) 

Wie bedeutsam diese einengenden Lebensbedin-

gungen sind, wie bedeutsam auch die Frage des 

Sozialen ist, wenn wir über die Selbsttötung spre-

chen, zeigt uns eine klassische Arbeit des franzö-

sischen Soziologen und Philosophen Émile Durk-

heim, der über den Selbstmord geschrieben und 

der gesagt hat: Der Selbstmord hat vielfach auch 

mit einer Anomie zu tun. Das bedeutet: Werte, 

Normen und Moralvorstellungen, die für die Ge-

sellschaft konstitutiv sind, gewinnen immer weni-

ger Einfluss auf das Individuum, das sich völlig 

isoliert. 

Durkheim hat gesagt (mir geht es ja auch um eine 

Gesellschaftstheorie): Wenn die Gesellschaft in 

einzelne Segmente zerfällt, ist damit die Gefahr 

verbunden, dass sich die Personen, die einem Seg-

ment angehören, das in hohem Maße vernachläs-
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sigt ist und diskriminiert wird, in einem Maße zu-

rückziehen, dass bestimmte Normen, Wertvor-

stellungen und moralische Vorstellungen, die für 

eine Gesellschaft konstitutiv sind (beispielsweise 

das Leben zu bejahen), immer weiter zurückge-

hen. Das nennt er Anomie. Und er sagt: In dieser 

Anomie ist es durchaus möglich, dass jene Kräfte, 

die die betreffende Person an das Leben binden, 

in einem Maße zurückgehen, dass die Person sich 

nur noch als eine eingeengte erlebt. 

Durkheim sagt: Das ist nicht nur ein Aspekt, der 

die einzelne Person betrifft, sondern ein Aspekt, 

der auch die Gesellschaft betrifft. Auch in der 

heutigen Pandemiekrise würde ich sagen: Wir 

müssen über unser gesellschaftliches Zusammen-

leben, über das Einbinden der unterschiedlichen 

gesellschaftlichen Gruppen intensiv nachdenken, 

um nicht zu solchen Anomiebildungen beizutra-

gen bzw. solche Anomiebildungen vielleicht gar 

nicht zu erkennen und sie einfach zu übergehen. 

(Folie 10) 

Wenn Sie mich fragen, wie wir uns einem Men-

schen, der den Wunsch nach Selbsttötung äußert, 

zu stellen haben, dann würde ich Ihnen antworten: 

Zuerst spreche ich über das Leben. Ich bin zutiefst 

beeinflusst von Albert Schweitzers Ethik der Ehr-

furcht vor dem Leben. Wir sprechen darüber, was 

wir tun können, um dieses Leben zu erhalten, was 

wir tun können, um einen Menschen darin zu un-

terstützen, dieses Leben zu bejahen. Es ist bedeut-

sam für jeden Menschen, dass er auf einen Men-

schen trifft, der sagt: „Ich stehe für das Leben.“  

Das hat auch damit zu tun, dass die betreffende 

Person die Möglichkeit hat, über ihre Motivlage 

oder ihre Wünsche noch einmal zu reflektieren. 

Es kann sein, dass sich aus diesen Auseinander-

setzungen dann irgendwann doch die Entschei-

dung ergibt: Ich will meinem Leben ein Ende set-

zen. Diese Entscheidung haben wir nicht zu qua-

lifizieren. Wir haben den Respekt vor der Selbst-

bestimmung. Die betreffende Person hat das 

Recht, sich zu äußern, und sie hat das Recht, dass 

sich ihr Motiv, ihre Perspektive verwirklicht.  

Drittens: Wir müssen als Gesellschaft im Kontext 

der Medizin und der Psychologie immer wieder 

darlegen, welche Möglichkeiten wir sehen, einem 

Menschen mit Blick auf Versorgung, mit Blick 

auf Begleitung, medizinisch-pflegerische Unter-

stützung auch durch die schwere Erkrankung be-

gleiten, dass die betreffende Person die letzte 

Phase ihres Lebens gestalten kann. Wir sprechen 

hier auch von den Möglichkeiten, das Lebensende 

zu gestalten. 

Viertens: Wir müssen als Gesellschaft darüber 

nachdenken, inwiefern wir Bezogenheits-, inwie-

fern wir Sorgekulturen verwirklichen oder nicht 

verwirklichen, die dazu beitragen, wenn wir sie 

verwirklichen, dass Menschen erst gar nicht in 

diese Suizidthematik hineingeraten, und wenn wir 

sie nicht verwirklichen, die dazu beitragen kön-

nen, dass Menschen mehr und mehr in Isolation 

stehen, in der die Suizidthematik – vielfach ge-

rahmt durch eine Depression oder eine depressive 

Störung – an Gewicht gewinnt. 

Hier ist es gut, sich noch mal einer Aussage zu 

vergewissern, die sich – und damit möchte ich 

meinen Vortrag abschließen – dem großen angli-

kanischen Theologen und Schriftsteller John 

Donne verdankt, der im Jahre 1624 selbst als ein 

schwerkranker Mensch, der von der Erwartung 

ausging, dass er sterben würde, folgende Aussage 

trifft: 

“No man is an island, entire of itself; 

every man is a piece of the continent, 

a part of the main. ... 

When a man dies, that diminishes me, 

because I am part of mankind. 

Therefore, do not send 

to know for whom the bell tolls, 

it tolls for thee.” 

Kein Mensch ist eine Insel nur für sich selbst, nur 

für sich allein. Jeder Mensch ist Teil eines großen 
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Ganzen, Teil eines Kontinents. Wenn ein Mensch 

stirbt, so trifft auch mich dies, denn ich bin ja Teil 

der Menschheit. Aus diesem Grunde frage nicht 

danach, wem die Stunde schlägt. Sie schlägt im-

mer dir. 

Haben Sie vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

Diskussion 

Helmut Frister 

Herzlichen Dank für den Vortrag. Wir haben jetzt 

eine Viertelstunde für die Diskussion. 

Hans-Ulrich Demuth 

In den Naturvölkern, zum Beispiel bei den Abori-

gines, ist es üblich, dass am Ende des Lebens der 

Mensch, der sein Leben beenden will, irgendwo 

auf ein Dach steigt, sich hinsetzt und dann stirbt. 

Das ist eine Herangehensweise, die wir bei uns 

nicht finden, aber der man sich nähern könnte. 

Gibt es dazu Untersuchungen? 

Andreas Kruse 

Die Untersuchungen aus dem Bereich, den man 

Cultural Anthropology nennt, sind reichhaltig, 

auch zu der Art und Weise, welche Sterberiten 

oder -rituale Menschen suchen. Die Cultural 

Anthropology sagt uns: Das hat zum einen damit 

zu tun, inwiefern sich im Laufe von Jahren, von 

Jahrzehnten bestimmte Formen des kulturellen 

und gesellschaftlichen Umgangs mit dem Thema 

Lebensende, Sterben, Tod, auch mit dem Thema 

Suizid zeigen (ich werde gleich ein Beispiel ge-

ben). Zum anderen hat es damit zu tun, inwiefern 

sich Menschen eingebettet sehen in das, was ich 

einmal zusammenfassend und vereinfachend kos-

mische Ordnung nenne. Wenn Sie beispielsweise 

davon ausgehen, dass das Sterben ein Übergang 

ist (wohin auch immer), dann werden Sie viel 

häufiger das von Ihnen beschriebene Verhalten 

sehen. Denn das ist so etwas wie eine tiefe 

Vorbereitung auf einen solchen Übergang, damit 

man in irgendeiner tiefgreifend veränderten Art 

und Weise nicht weiter existiert, aber existiert. 

Das ist sehr bedeutsam.  

Sie finden, was das Gesellschaftliche und Kultu-

relle angeht, in den Vereinigten Staaten mittler-

weile Arbeiten. Es gibt gute Überblicksarbeiten 

darüber, was man heute Clustersuizid nennt. Was 

verbirgt sich hinter diesem Begriff? Dass Sie in 

Regionen, in denen junge Menschen mehr und 

mehr dazu neigen, in einer Krisensituation ihr Le-

ben zu beenden, dass sich in solchen Regionen in 

Nachfolge dieses Suizids (das ist das klassische 

Wertesyndrom, von dem man früher sprach) der 

Suizid mehr und mehr aufbaut, immer häufiger 

wird, also ein immer häufiger zu beobachtendes 

Phänomen darstellt und man eben sagt: Aha, der 

gesellschaftliche, kulturelle Umgang mit diesem 

Phänomen ist bedeutsam. Leute aus dem Bereich 

der Cultural Anthropology sagen: Das werden wir 

in den Schulen zu kommunizieren haben, das 

werden wir gegenüber den Medien zu kommuni-

zieren haben, wenn es um Prävention geht. 

Was Sie eben beschrieben haben, ist eine be-

stimmte Form des Sich-Einstellens auf einen tie-

fen Wandlungsprozess, den man auch als eine 

Transitional Phase, eine Übergangsphase be-

schreiben kann. 

Andreas Lob-Hüdepohl 

Herr Kruse, Sie haben in Ihrem Vortrag davon ge-

sprochen, dass irgendwann eine Lebensbindung 

so nachlässt, dass ein Moment von Erschöpfung 

dann zu einem „rationalen“, also nachvollziehba-

ren Entschluss zur Selbsttötung reifen kann.  

Können Sie sich auch das Umgekehrte vorstellen, 

etwa in der Tradition Jean Amérys, der sagt: Die 

Selbsttötung ist nicht Akt oder nicht Ausfluss von 

Erschöpfung, sondern Manifestation des Aufbäu-

mens gegen ein unerträglich empfundenes 

Schicksal. Sei es ein Schicksal, das sich durch 
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Krankheit zuschickt, sei es ein Schicksal, das – so 

war es bei Jean Améry – durch eine extreme Situ-

ation etwa des Konzentrationslagers kommt, also 

die Manifestation eigentlich eines Lebenswillens, 

als Ausdruck des Protestes gegen ein unerträgli-

ches Leid. 

Andreas Kruse 

Da möchte ich Ihnen unbedingt zustimmen und 

noch eine kleine Kommentierung vornehmen. Sie 

haben Améry genannt, Sie könnten noch ein 

zweites Beispiel nennen: Paul Celan, der ja immer 

wieder gegen das Bestimmtsein von den Erlebnis-

sen – er hat im Nationalsozialismus seine ganze 

Familie verloren – angeschrieben hat und am 

Schluss gesagt hat: „Ich möchte und ich kann 

diese Welt nicht mehr leben.“ 

Natürlich – wir haben uns viel mit den Arbeiten 

von Améry auseinandergesetzt, weil er ja, wie Sie 

es beschreiben, sagt: Das ist in der Tat eine klare 

Aussage zum Leben, wenn auch in negativer 

Form. Aber die Tatsache, dass ich mich in dieser 

klaren Weise äußere, zeigt, zu was „Leben“ fähig 

ist.  

Was ich bei der Sache immer mitbedenke – wir 

haben natürlich diese Rationalität, und die dürfen 

wir nicht zu gering schätzen, das wäre ein großer 

Fehler, wenn wir dann sagen würden, das ist alles 

Psychopathologie. Aber wenn Sie sich die Arbei-

ten von Améry anschauen, sehen Sie ein hohes 

Maß nicht nur an emotionaler, sondern auch an 

affektiver Betroffenheit. Améry hat selbst gesagt: 

Dieses Sich-Aufbäumen entsteht aus einer exis-

tenziellen und das bedeutet immer auch einer 

emotionalen, affektiven Situation, die für mich 

unerträglich wird. Wir sollten den Mut haben, die 

Rationalität anzuerkennen, aber gleichzeitig diese 

emotionale bzw. affektive Rahmung immer im 

Auge haben. 

Helmut Frister 

Ich habe jetzt vier Wortmeldungen und würde das 

gern bündeln, damit wir mit der Zeit durchkom-

men. 

Kerstin Schlögl-Flierl [per Video zugeschaltet] 

Mich würde der Begriff relationale Selbstbestim-

mung interessieren. Sie haben hier vorgelegt, dass 

Sie Selbstbestimmung relational denken. Mich 

würde interessieren, wie weit denn diese Relatio-

nalität geht. Ist das in ein Soziales eingebunden? 

Oder entstehen daraus auch Pflichten der Für-

sorge? Da würde ich gern um Klärung bitten. 

Sigrid Graumann  

Ich würde gern zwei Punkte nennen. Ich habe in 

Ihrem Vortrag eine eher positive Einstellung zu 

dem Umgang mit dem eigenen Sterben, also ein 

Aufruf, sich auf eine positive Einstellung einzu-

lassen – ich habe den Eindruck, dass in den ethi-

schen Debatten über die Selbsttötung häufig in ei-

ner dramatischen Art und Weise öffentlich kom-

muniziert und öffentlich gesprochen wird über 

Zustände des Sterbens, über Zustände schweren 

Leidens, körperlicher Einschränkung, aber auch 

über Zustände der Behinderung. 

In der Behindertenbewegung wird das sehr kri-

tisch gesehen. Ich teile die Kritik daran. Ich 

glaube, dass mit der Art und Weise, wie wir in der 

ethischen Debatte darüber sprechen, auch eine 

subtile Stigmatisierung von bestimmten Lebens-

zuständen verbunden ist. 

Auf der anderen Seite könnte aber auch ein Vor-

wurf im Raum stehen, dem eine Romantisierung 

gegenüberzustellen, die nicht angemessen ist. Das 

ist der eine Punkt. 

Zu der zweiten Frage provoziert mich der Satz auf 

einer Folie: anderen nicht zur Last fallen zu wol-

len. Das ist ein Spruch, den ich vor allem von äl-

teren Frauen kenne. Ich habe den Eindruck, dass 

wir es hier auch mit einem Geschlechterverhältnis 
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zu tun haben. Wir sehen, dass die politische De-

batte über die Selbsttötung und über Sterbehilfe 

eindeutig männlich dominiert ist. Andere Fragen, 

Pränataldiagnostik, Anfang des Lebens, sind eher 

weiblich dominiert. Das ist die eine Seite. Auf der 

anderen Seite kann ich nur aus persönlicher Er-

fahrung sagen: Den Spruch „anderen nicht zur 

Last fallen zu wollen“ habe ich vor allem von 

meinen älteren Tanten gehört. 

Andreas Kruse 

Die erste Frage war jene zur relationalen Selbst-

bestimmung, und da wurde der Aspekt der Für-

sorge genannt. Ich würde die relationale Selbstbe-

stimmung in der Weise definieren: So wie es eine 

relationale Würde gibt (das heißt die Würde, die 

sich in der Beziehung zu anderen Menschen ver-

wirklicht), gibt es auch eine Selbstbestimmung, 

die sich in der Beziehung zu anderen Menschen 

verwirklichen kann.  

Das bedeutet, dass wir der betreffenden Person, 

die von einem Suizidwunsch, Suizidmotiv oder 

Suizidverlangen getrieben ist, in einem Gespräch 

die Möglichkeit geben, ausführlich darzulegen, 

warum dem so ist. Aber verstehen Sie das nicht 

falsch, es geht mir auch darum, dass wir um das 

Leben ringen, aber dass wir möglicherweise mal 

Störfragen stellen (das wäre so ein Aspekt von 

Sorge um den anderen), also dass wir sagen: 

„Aber gibt es nicht vielleicht doch Bereiche, die 

Sie in besonderer Weise an das Leben binden?“ 

Oder: „Wenn Sie Ihrem Leben ein Ende setzen, 

dann hat das auch Konsequenzen für andere Men-

schen.“ No man is an island. Wir sind nicht nur 

für uns, sondern es hat auch eine Konsequenz für 

andere Menschen. 

Was ich damit nur zum Ausdruck bringen will 

(das sind jetzt nur Beispiele), dass man nicht ein-

fach dasitzt, zuhört und nickt, sondern dass man 

den Versuch unternimmt, in der Anerkennung der 

Selbstbestimmung für das Leben zu sprechen, 

aber natürlich auch mit der Achtung davor, dass 

die betreffende Person irgendwann sagt: „Ich 

kann das nicht mehr.“ Das heißt, ich oktroyiere 

nichts, aber ich lasse die Person auch nicht ein-

fach da sitzen und sage: Ja gut, dann ist es eben 

so.  

Das wird in der Suizidforschung, in der Palliativ-

forschung vielfach beschrieben, dass Menschen, 

wenn sie auf eine solche Art des Gesprächs sto-

ßen, vielleicht sogar sagen: „Ich habe den Ein-

druck, einfach die Tatsache ausgedrückt zu ha-

ben, dass ich bisweilen nicht mehr kann, dass mir 

dies schon eine Hilfe war, weil ich bei dem ande-

ren die Überzeugung gespürt habe, dass er das 

sehr ernst nimmt und dass er sich sehr ernst mit 

mir auseinandersetzt.“ 

Das Zweite, Frau Graumann: Im Kontext der Be-

hinderung spielt das noch mal eine wichtige 

Rolle. In zweifacher Hinsicht: Es gibt Arbeiten, 

die sagen: Was ist es eigentlich, was bei einer kör-

perlichen Erkrankung mit einer besonderen Be-

lastung für den Patienten, die Patientin verbunden 

ist? Da spielen Aspekte wie Autonomie und Kon-

trolle eine wichtige Rolle. Autonomie auch im 

Sinne der funktionalen Kompetenz im Alltag, 

also wenn diese funktionale Kompetenz mehr und 

mehr verloren geht, dass Menschen sagen: Dann 

wird das Leben für sie immer unerträglicher, oder 

wenn sie keine Kontrolle mehr ausüben können, 

beispielsweise über bestimmte Aspekte der Be-

handlung oder Umweltgestaltung. 

Das bedeutet für mich (deswegen haben wir das 

mal im Kontext einer Palliativdiskussion starkge-

macht): Wir müssen eine gewisse rehabilitative 

Komponente am Lebensende haben, um Men-

schen immer wieder in die Lage zu versetzen, 

zentrale Funktionen des täglichen Lebens selbst-

ständig ausüben zu können. Und wir müssen alle 

Behandlungsverfahren in einer Weise erklären, 

dass die Person das Gefühl hat (auch wenn bei ihr 
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beispielsweise eine geistige Behinderung be-

steht), dass sie in irgendeiner Form mit kontrol-

lieren kann.  

Wir haben einmal die Möglichkeit gehabt, in ei-

ner Studie mit Menschen, bei denen ein Down-

syndrom besteht, ausführlich darüber zu spre-

chen, welche Sterbekultur eigentlich in ihrer Ein-

richtung besteht und inwiefern diese Sterbekultur, 

die in dieser Einrichtung besteht, auch die Einstel-

lung des einzelnen Menschen zum Sterben beein-

flusst. Es war sehr eindrucksvoll, dass wir heraus-

gefunden haben, dass uns viele Menschen mit 

Downsyndrom sagten: „Wenn wir das Gefühl ge-

winnen, dass wir uns um einen Sterbenden in ir-

gendeiner Form sorgen können und dass das in 

dieser Einrichtung unterstützt wird, dann gibt uns 

das die Perspektive, dass wir eine entsprechende, 

wahrhaftige Sorge am Ende unseres Lebens er-

fahren.“ 

Sie haben völlig recht, man darf das nicht roman-

tisieren, sondern mir geht es darum, dass wir klar 

und pointiert herausarbeiten, welche Anforderun-

gen an Gesellschaft, an institutionelle Kontexte 

gestellt sind. Was Sie gesagt haben: anderen Men-

schen nicht zur Last zu fallen – die Pflegefor-

schung zeigt uns, dass bei Frauen ein hohes Maß 

an Pflegebereitschaft, vielleicht auch ein bisschen 

erzwungene Pflegebereitschaft besteht, die aber, 

wenn man sie fragt: „Könnten Sie sich vorstellen, 

dass Sie selber auch mal so viel Pflege erfahren?“ 

sagen: „Also ich möchte aber anderen Menschen 

nicht zur Last fallen.“ Da haben Sie recht, da ist 

auf jeden Fall eine geschlechtsdifferenzierte Per-

spektive wichtig. 

Helmut Frister 

Vielen Dank. Wir kommen jetzt zu den beiden 

Vorträgen, die das Thema zunächst aus philoso-

phisch-ethischer und dann aus theologisch-ethi-

scher Perspektive beleuchten und möglicherweise 

durchaus kontrovers diskutieren. Es ist ja auch 

Sinn dieser Veranstaltung, dass kontroverse 

Standpunkte deutlich werden. 

Den Anfang macht Carl Friedrich Gethmann, er 

ist Professor für Wissenschaftsethik am For-

schungskolleg der Universität Siegen und seit 

2013 Mitglied des Deutschen Ethikrates. Direkt 

am Anschluss wird Franz-Josef Bormann referie-

ren. Er ist Inhaber des Lehrstuhls für Moraltheo-

logie an der Katholisch-Theologischen Fakultät 

der Universität Tübingen und seit 2016 Mitglied 

des Deutschen Ethikrates. Wir werden dann beide 

Vorträge gemeinsam diskutieren. 

Debatte I: 

Philosophisch-ethische 

Perspektive 

Carl Friedrich Gethmann · Deutscher 

Ethikrat 

(Folie 1) 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 

Kollegen,  

(Folie 2) 

die ethische Frage lautet ganz einfach: Ist die 

Selbsttötung moralisch erlaubt? Das ist die Frage 

aus der Sicht des Suizidwilligen, die er sich zu 

stellen hat oder die wir ihm zumuten. 

Es gibt aber eine andere Variante, die ebenso dis-

kutiert wird, auch in der Geschichte der Behand-

lung des Problems in der Philosophie: Ist der 

Zwang zum Weiterleben moralisch gerechtfertigt? 

Das ist die Dritte-Person-Perspektive, aus der Sicht 

der Gruppe, der Gesellschaft oder des Staates.  

Ich spreche von Varianten, aber der Zusammen-

hang ist nicht einfach. Wenn man die erste Frage 

(ist die Selbsttötung moralisch erlaubt?) mit Ja be-

antwortet, dann wird die Frage nach dem Zwang 

mit Nein zu beantworten sein, obwohl ich mir in 
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der aktuellen Debatte nicht immer sicher bin, ob 

jeder das so nachvollzieht.  

Schwieriger wird es im zweiten Fall: Wenn die 

Selbsttötung moralisch nicht erlaubt ist, also mo-

ralisch verwerflich ist, heißt das dann automa-

tisch, dass der Zwang zum Weiterleben ausgeübt 

werden muss? Das ist keinesfalls evident, denn es 

gibt Handlungen, die sicher einhellig als verwerf-

lich eingestuft werden, bei denen wir einen sol-

chen Zwang (jedenfalls in unserem Rechtssys-

tem) aber nicht sehen. Jeder wird das Lügen für 

verwerflich einstufen, aber der Staat zwingt einen 

nicht zur Wahrhaftigkeit oder nur in Sonderfällen. 

Versprechen brechen ist auch nicht moralisch er-

laubt, aber das Versprechen halten in einfachen 

Alltagsfällen wird auch nicht zum Gegenstand 

des Zwanges.  

(Folie 3) 

Wenn ich diese Fragen nehme und die aktuelle 

Debatte sehe, dann sehe ich, dass diese Fragen gar 

nicht gestellt werden oder allenfalls im Hinter-

grund eine Rolle zu spielen scheinen.  

Ich diagnostiziere eine dreifache Problemreduk-

tion: Die erste ist die Beschränkung der ethischen 

Beurteilung auf den Sterbewunsch des leidenden, 

zum Beispiel sterbenskranken Menschen. 

Dazu muss ich erst einmal sagen: Es gibt einen 

medizinischen Bias: Der Arzt sieht fast nur Pati-

enten und könnte deswegen leicht meinen, alle 

Menschen seien Patienten. Das ist aber nicht so. 

In einem bestimmten Moment, zum Beispiel jetzt, 

sind die allermeisten Menschen keine Patienten, 

und schon gar nicht sterbenskrank. Wir haben in 

Deutschland sehr stabil etwa 100.000 Suizidver-

suche. Niemand meldet sich irgendwo zum Sui-

zidversuch an, das heißt, nur ein kleinerer Teil 

von denen ist in ärztlicher Behandlung. Es könnte 

vielleicht gesagt werden: Die anderen sollten in 

ärztlicher Behandlung sein, sind es aber nicht. 

Und diejenigen, die den Suizid (aus ihrer Sicht) 

erfolgreich vollziehen, konnten nicht mehr auf 

ihre Motive hin gefragt werden. Ich warne also 

vor einer allzu schnellen Pathologisierung des Su-

izids. 

In dem Zusammenhang möchte ich anmerken, 

dass der schnelle Ruf nach palliativmedizinischen 

Maßnahmen durchweg das Thema verfehlt. Palli-

ativmedizinische Maßnahmen gehören in den 

Kontext des sterbenskranken Menschen. Nicht 

alle sterbenskranken Menschen wollen palliativ-

medizinische Maßnahmen, nicht alle sterbens-

kranken Menschen sind suizidgefährdet. 

Auf der anderen Seite kann auch der sterbens-

kranke Mensch voll souveräne Handlungen voll-

ziehen: Er kann ein Testament aufsetzen, das an-

zuerkennen ist, über die Einschulung seiner Enkel 

entscheiden oder auch die Ehe schließen. In all 

diesen Fällen werden wir nicht sagen: Das gilt 

nicht, weil der Mensch sterbenskrank ist. Und so 

kann auch ein sterbenskranker Mensch unter Um-

ständen durchaus in anzuerkennender Weise ei-

nen Suizidwunsch äußern. 

(Folie 4) 

Eine Nebenbemerkung zu den Zahlen: Ich sehe 

im Schrifttum immer so einen mit leichter Hand 

vollzogenen Blick auf die Zahlen. Beispielsweise 

heißt es in einem theologischen Handbuch, es 

seien ja nur sehr wenige, die einen voll souverä-

nen Suizid vollziehen, und deswegen sei das 

ethisch unbeachtlich. Da muss ich aus ethischer 

Sicht protestieren. Auch Dinge, die nur sehr we-

nige angehen, können ethisch hochrelevant sein. 

Das heißt, diese ganzen Zahlenspekulationen sind 

müßig. 

Die zweite Problemreduktion ist, dass man sich 

auf Sterbehilfevereine konzentriert. Das ist ge-

rade Anlass der aktuellen Debatte um den Para-

grafen 217 und das Urteil des Bundesverfassungs-
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gerichts. Grundsätzlich ist jeder Mensch in der 

Lage, Beihilfe zu leisten, und in anderen Lebens-

situationen konzentrieren wir uns keineswegs auf 

irgendwelche Vereine. Wir sollten die Frage der 

Beihilfe also erst einmal als mitmenschliches 

Problem diskutieren und die Vereinsfrage als se-

kundär betrachten. 

Die dritte Problemreduktion ist die Reduktion auf 

berufsständisch vorgegebene Rollen. In Deutsch-

land wird gern die Vokabel von den „Anwälten 

des Lebens“ herangezogen. Ich weiß nicht, wie 

man dazu kommt, sich als Anwalt zu betrachten; 

dazu bedürfte es eines Mandats. Mir scheint es 

viel näherliegender, den Ärzten zu sagen, sie 

seien Helfer des Menschen, und sie sind natürlich 

gerade in diesen Fragen vorzügliche Helfer. 

(Folie 5) 

Wenn die Selbsttötung aus ethischer Sicht mora-

lisch erlaubt wäre, hätte die Frage, ob der Suizid-

willige gesund oder krank ist, ethisch nur eine 

nachgeordnete Bedeutung. Erst dann, wenn wir 

feststellen können, dass die inneren und äußeren 

Zwänge so stark sind, dass wir nicht mehr von ei-

ner freien Handlung ausgehen können, müssten 

wir in der Tat über Pathologisierung reden.  

Zweitens ist die Frage der Beihilfe aus ethischer 

Sicht dann unproblematisch (das gilt wohl auch 

für das Strafrecht), wenn die Handlung selbst aus 

ethischer Sicht unproblematisch ist. Das heißt, die 

Beihilfefrage ist eigentlich auch eine sekundäre 

Frage. 

Drittens ist die Erlaubtheit der Beihilfe ein Prob-

lem für jedermann, der in der Lage ist zu helfen – 

helfen auf unterschiedliche Weise: nicht nur Me-

dikamente heranzubringen, sondern auch zu trös-

ten, nach den Gründen zu fragen usw.  

Mir scheint, dass die öffentliche Debatte einen 

mehr oder weniger verdeckten Illegitimitätsver-

dacht in Bezug auf die Frage der Selbsttötung 

verrät, der sich aus unterschiedlichen intuitiven 

Quellen speist: religiösen oder auch sozialen. Da-

rauf kann ich leider nicht näher eingehen.  

(Folie 6) 

Die Tradition diskutiert das Thema der Erlaubt-

heit eher in einer Variante, die auch logisch völlig 

legitim ist: Eine Handlung ist genau dann erlaubt, 

wenn sie nicht verboten ist. Das heißt, es wird 

nach den hinreichenden moralischen Verbots-

gründen gefragt. 

(Folie 7) 

Ich kann auf die Tradition nicht eingehen. Aus der 

Literatur des 20. Jahrhunderts will ich nur diese 

vier Titel hervorheben und einen besonders, näm-

lich die kleine Schrift von Wilhelm Kamlah: Me-

ditatio Mortis. Sie ist deswegen einschlägig, weil 

Kamlah sie geschrieben hat schon mit Blick auf 

den stabilen Plan, sich das Leben zu nehmen. Er 

hat diese Monografie geschrieben, über die philo-

sophischen Fragen, die hier stehen, reflektiert, 

und sich dann das Leben genommen. 

(Folie 8) 

Es gibt eine Reihe von Argumenten: Die Selbst-

tötung wird als widernatürlich hingestellt, als 

Ausfluss eines Irrtums oder es wird argumentiert 

mit der Unverfügbarkeit, geschenktes Leben usw. 

Ich gehe darauf nicht näher ein. Alle diese Argu-

mente arbeiten aber mit starken Prämissen, und 

ein Argument ist umso schwächer, je stärker die 

Prämissen sind, die man braucht, um es plausibel 

zu machen. 

(Folie 9) 

Ein Argument ist etwas stärker diskussionsbe-

dürftig, nämlich das von Kant aufgestellte Selbst-

widerspruchsargument. Kurz gesagt: Kant sieht 

eine Inkohärenz dahin, dass ein frei handelnder 

Mensch sich durch die Selbsttötung zu einem un-

freien macht. Ich halte das für fehlerhaft. Denn 
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der Suizidwunsch des Suizidenten geht ja nicht 

dahin, aus sich selbst einen unfreien Akteur zu 

machen, sondern überhaupt nicht mehr da zu sein, 

das heißt, aus dem Leben zu scheiden. 

(Folie 10) 

Die Debatte über Suizidprävention, die Herr 

Kruse schon angesprochen hat, halte ich für wich-

tig (Suizidprävention ist eine wichtige Kategorie 

in dem Zusammenhang). Sie darf aber nicht mit 

der normativen Unterstellung geführt werden, 

dass suizidale Handlungen unter allen Umständen 

zu verhindern sind. Darauf hat Herr Kruse schon 

hingewiesen, das will ich nicht weiter ausführen.  

(Folie 11) 

Ich sehe in der wissenschaftlichen Debatte, die 

heute stark von Naturwissenschaftlern oder natur-

wissenschaftlich trainierten Medizinern, aber 

auch von naturwissenschaftlich denkenden Sozi-

alwissenschaftlern geführt wird, ein Muster, das 

ich kritisieren möchte: nämlich die Unterstellung, 

dass Handlungen nichts anderes als Ereignisse in 

dieser Welt sind, und alle Ereignisse dieser Welt 

sind kausal aufklärbar, und wenn der Suizid-

wunsch als ein von irgendwelchen Ursachen her-

beigeführtes Phänomen interpretiert wird, dann 

kann man auch intervenieren, technisch oder wie 

auch immer, und dann ist Suizidprävention gene-

rell geboten. 

(Folie 12) 

Das halte ich für einen Fehler der Argumentation 

und für einen Fehler des naturalistischen Hand-

lungsverständnisses. Ich kann das nicht umfas-

send kritisieren, möchte aber doch ein Kohä-

renzargument heranziehen. 

Wenn man Handlungen als kausal herbeigeführte 

Ereignisse interpretiert, dann sind alle normativen 

Überlegungen hinfällig. Das nennt man Inkompa-

tibilismus in der Ethik. Das heißt, jedes „Handle 

so oder lass es“ oder „führ deine Handlung so 

aus“ ist müßig, denn man muss ja immer unter-

stellen, dass die Dinge kausal herbeigeführt sind. 

In der Neurodebatte der letzten Jahrzehnte wird 

dieser Standpunkt gerade auch in Deutschland 

stark eingenommen. Wenn das der Fall ist und 

man Akteuren ihre Urheberschaft abspricht, dann 

wären alle normativen Überlegungen müßig. 

(Folie 13) 

Abschließend noch ein Gesichtspunkt, der im An-

schluss an das Urteil des Bundesverfassungsge-

richts in der öffentlichen Debatte herausgehoben 

worden ist: Es gibt Kritiker am Urteil des Bundes-

verfassungsgerichts, die sagen, das Gericht habe 

die Endlichkeit und Bedingtheit des menschli-

chen Handelns übersehen oder zu gering ge-

schätzt und so eine Art heroisches Freiheitspathos 

in die Welt gesetzt mit der Tendenz, vielleicht so-

gar eine Art Lebensideal dahingehend zu formu-

lieren, dass am Lebensende immer die souveräne 

Beendigung des eigenen Lebens zu stehen habe.  

(Folie 14) 

In der Tat, das ist in der Philosophiegeschichte 

vertreten worden in der späten Stoa, zum Beispiel 

von Seneca. Das vertritt eigentlich heute nie-

mand. Also dieser Heroismus ist abwegig, son-

dern es ist auch eine souveräne Handlung des 

Menschen, den Todeseintritt hinzunehmen und 

sozusagen als schicksalhaftes Ereignis vor sich 

gehen zu lassen, und nicht nur Ausdruck der Sou-

veränität, sich selbst das Leben zu nehmen.  

Hier ist es wichtig, dass man einen Unterschied 

macht, den der Deutsche Ethikrat schon verschie-

dentlich aufgegriffen hat und den ich abschlie-

ßend noch mal unterstreichen möchte: nämlich zu 

unterscheiden zwischen der apriorischen Struktur 

der Handlungsurheberschaft, die wir grundsätz-

lich jedem Menschen zuschreiben. Das heißt, 

auch der bewusstlose, schlafende, unter Drogen-
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einfluss stehende oder komatöse Mensch ist einer, 

dem wir grundsätzlich Handlungsurheberschaft 

zusprechen. Würden wir das nicht tun, hätte es 

auch keinen vernünftigen Sinn mehr, von Würde 

zu sprechen, und dann könnte man ja sagen: Er ist 

bewusstlos, also haben wir keine Verpflichtung 

mehr und könnten ihn auch, sagen wir mal, öko-

nomisch verwerten.  

Diese Struktur muss man unterscheiden von der 

faktischen Selbstbestimmung, die ein Mensch im-

mer nur nach Maßgabe eines Mehr oder Weniger 

ausübt – Kant würde sagen: Selbstbestimmung 

hat immer einen Grad –, und zwar nicht als Kon-

stante des Individuums, sondern jedes Indivi-

duum erlebt im Vollzug der Zeit, dass es seine 

Selbstbestimmung mehr oder weniger ausüben 

kann. Wer vielleicht frühmorgens hellwach im 

Beruf den Eindruck hat, er bestimmt sich selbst, 

und sich abends nach zwei Gläsern Rotwein viel-

leicht nicht mehr so souverän empfindet, der er-

lebt einen Wechsel der Selbstbestimmtheit, ohne 

dass die Kategorie der Handlungsurheberschaft 

bei dieser Gelegenheit leidet. 

Um jetzt auf den schwerkranken Patienten einzu-

gehen: Auch er hat es verdient, dass wir ihm 

Handlungsurheberschaft zusprechen, etwa wenn 

es um Therapieentscheidungen geht. Dann neh-

men wir ihn doch ernst. Erst wenn man den klaren 

Eindruck hat, da sind die Zwänge von außen und 

von innen so stark, dass das keinen vernünftigen 

Sinn mehr macht, stellen wir das in Frage. 

(Folie 15) 

Selbstbestimmung hat also Grenzen: faktische 

und normative. Es gibt Verpflichtungsverhältnis-

se, wo wir einem Suizidwilligen sagen würden: 

„Nein, du kannst dich nicht auf diese Weise da-

vonmachen“, ich denke an Alimentationsver-

pflichtungen oder solche Dinge, „du hast so starke 

Pflichten, wir vollziehen deine Argumente nicht 

nach.“ 

(Folie 16) 

Zum Begriff der Rationalität in dem Zusammen-

hang: In der Regel verbinden wir mit dem Wort 

„Rationalität“ so etwas wie Verallgemeinerbar-

keit in der Wissenschaft. Wenn wir über die 

Gründe des Suizidwilligen nachdenken, dann 

sollten wir dieses Kriterium nicht anlegen, son-

dern ein schwächeres, und Sie haben zu Recht den 

Ausdruck „Nachvollziehbarkeit“ hier herangezo-

gen: Nachvollziehbarkeit bezieht sich auf die Bin-

nenrationalität des Suizidwilligen. Die Gründe 

müssen nachvollziehbar sein, auch wenn wir sie 

uns selber nicht zu eigen machen können. Man 

muss in diesem Kontext also streng zwischen 

Nachvollziehbarkeit und Verallgemeinerbarkeit 

unterscheiden.  

Wenn wir aber die Binnenrationalität anerkennen, 

auch wenn die Gründe nicht verallgemeinerbar 

sind, dann können wir einen Suizidwilligen nicht 

nur als Teil eines Ganzen betrachten. Bis zu ei-

nem gewissen Grad ist er auch Insel.  

Ich möchte jetzt mit Blick auf Ihr Schlussdiktum, 

Herr Kruse, den Gedanken des Inselhaften ein 

bisschen zurückgewinnen. Individualität heißt 

auch Insel, relational, damit bin ich einverstan-

den, aber wir sollten nicht den Einzelnen im gro-

ßen Meer der Verallgemeinerbarkeit untergehen 

lassen. Der Suizidwille des Einzelnen hat zu-

nächst Anspruch auf Respekt, und wenn er stabil 

ist und die Gründe, die er darlegt, nachvollzieh-

bar, wenn auch nicht verallgemeinerbar sind, 

dann müssen wir einen solchen Wunsch akzeptie-

ren und dürfen nicht sofort pathologisieren.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Helmut Frister 

Vielen Dank, Herr Gethmann. Wir kommen zum 

zweiten Vortrag. Herr Bormann, Sie haben das 

Wort.  
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Theologisch-ethische Perspektive 

Franz-Josef Bormann · Deutscher 

Ethikrat 

(Folie 3) 

Vielen Dank. Ich beginne mit ein paar Vorbemer-

kungen. 

Erste Vorbemerkung: Das Thema der Erlaubtheit 

oder der moralischen Bewertung von Selbsttö-

tung ist ein außerordentlich komplexes Thema. 

Neben freiheitstheoretischer Reflexion, anthropo-

logischer Sprache und kulturkritischer Rationali-

tät bedarf es der begründungstheoretischen, hand-

lungs- und gendertheoretischen und normativ-

ethischen Reflexion. Die Freiwilligkeit ist besten-

falls eine notwendige, keinesfalls aber eine hin-

reichende Bedingung für eine moralische Recht-

fertigung solcher Handlungen. 

Zweite Vorbemerkung: Angesichts der besonde-

ren, einzigen Fallsituation, dass hier ein hand-

lungsfähiger Akteur definitiv und endgültig seine 

Selbstzerstörung herbeiführt, verbieten sich mei-

nes Erachtens fragwürdige Analogiebildungen, 

etwa zu Anforderungen im Blick auf medizini-

sche Einwilligung vor entsprechenden Operatio-

nen etc. 

Dritte Vorbemerkung: Es verbieten sich auch 

pauschale Reden über den Suizid. Die Konstella-

tion des Bilanzsuizids eines noch relativ gesunden 

Menschen, der Selbsttötung eines völlig verein-

samten Hochbetagten, die Selbsttötung eines 

Menschen, der am Gefühl der Sinnlosigkeit seiner 

Existenz verzweifelt, eines schwer körperlich lei-

denden oder eines lebenssatten Menschen, der 

über Suizidalität nachdenkt und sich vielleicht das 

Leben nimmt, sind sehr unterschiedliche Konstel-

lationen und unterschiedlich zu beurteilen. 

Die letzte Vorbemerkung: ein Blick in die Tradi-

tion. Über den Suizid und seine Bewertung in der 

von Herrn Gethmann formulierten Frage: Ist die 

Selbsttötung moralisch erlaubt oder nicht? wird 

seit Jahrtausenden nachgedacht. Hier gibt es kon-

vergente suizidkritische Einstellungen sowohl in 

den für unseren Kulturkreis relevanten Religio-

nen Judentum, Christentum und Islam als auch in 

der philosophischen Tradition. Das schließt nicht 

aus, dass es auch einzelne Gegenstimmen gege-

ben hat. Aber es wäre ein völlig falsches Bild, 

wollte man hier zwei umfangsmäßig oder von der 

Qualität der Argumente gleichrangige Strömun-

gen annehmen. Das ist nicht der Fall. 

(Folie 4) 

Man müsste erst einmal über den Begriff der Frei-

heit und seine Anforderungen sprechen. Ich 

möchte nur kurz auf einen Punkt hinweisen: Ich 

wende mich wie Herr Gethmann gegen eine de-

terministische Auflösung von Freiheit, sondern 

glaube, wir müssen die Freiwilligkeit verteidigen, 

die Zurechenbarkeit von Handlung, charakterli-

chen Dispositionen. 

Ich glaube auch, dass wir ein Freiheitsverständnis 

brauchen, das im Blick auf die Handlungsstruktur 

nicht nur das kausale Element im Sinne der Hand-

lungsurheberschaft betont, sondern auch das ziel-

gerichtete, das teleologische Element. Dieses 

wird, wie ich gleich ausführen würde, für die Ar-

gumente, die in der Tradition entwickelt worden 

sind, außerordentlich bedeutsam werden. Freiheit 

ist immer auch Freiheit zu etwas, hat eine positive 

Dimension.  

(Folie 5) 

Ich möchte jetzt eine kleine Tour d’horizon ma-

chen im Blick auf eine ideengeschichtliche Auf-

hellung des Hintergrunds für unsere Frage. Denn 

ich glaube, dass wir eine interessante Weichen-

stellung identifizieren können, die oft übersehen 

worden ist. 

In der Antike herrscht noch die Abwehr determi-

nistischer Vorstellungen vor. Aristoteles 
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differenziert, ohne dass er überhaupt schon einen 

Willensbegriff hätte, zwischen dem Freiwilligen 

und dem Vorsatz. Er formuliert zwei fundamental 

wichtige Voraussetzungen, die an die Freiwillig-

keit und die Zurechenbarkeit einer Suizidhand-

lung gebunden sind: Das eine ist der Bewegungs-

ursprung, der in der Person selbst liegen muss, 

und das andere ist das ausreichende Informiert-

sein, also die umfassende Informationsbasis, die 

einer freiverantwortlichen Suizidhandlung zu-

grunde liegt. Beides zieht sich durch die ganze 

Tradition. 

Aristoteles kennt aber auch – von der Lehre der 

sogenannten gemischten Handlungen – Handlun-

gen, die freiwillig sind, die zurechenbar sind, die 

aber unter besonders belastenden Umständen aus-

geführt werden und von daher Verzeihung verdie-

nen, also wo sich Lob und Tadel enthalten muss. 

Allerdings sagt Aristoteles auch: Zu sterben, um 

Armut, Liebeskummer oder sonst etwas Unange-

nehmem zu entgehen, ist nicht das Kennzeichen 

des Tapferen, sondern des Heiden. Auch eine tu-

gendethische Kritik der Suizidhandlung ist ein 

Denkmotiv, die sich durch die Tradition zieht.  

(Folie 6) 

Wir machen einen Sprung ins Mittelalter, und hier 

komme ich zu der schon angesprochenen Wei-

chenstellung. Ich glaube, dass sich um das 13., 14. 

Jahrhundert herum eine fundamentale Weichen-

stellung unseres Freiheits- und Willensverständ-

nisses anbahnt, die sich dann durch die folgenden 

Epochen hindurchzieht. 

Nur einen Aspekt möchte ich herausnehmen, um 

das zu unterfüttern, was Herr Gethmann eben mit 

einem Handschlag vom Tisch gewischt hat, näm-

lich ein Naturargument. Ich möchte darauf hin-

weisen, wie Thomas von Aquin an die Sache her-

angeht: Er kennt eine Willenstheorie, die eine 

zweipolige Grundstruktur aufweist: Einerseits 

verfügt der Wille mit den sogenannten natürli-

chen Neigungen über ein notwendiges artspezifi-

sches Fundament und eine vorgegebene teleolo-

gische Ausrichtung. Andererseits ist dieser 

menschliche Wille in dreifacher Weise frei: im 

Blick auf den konkreten Gegenstand, im Blick auf 

den Akt und im Blick auf die Hinordnung zum 

Ziel.  

Diese ethische Theoriebildung weist ein bipolares 

Verhältnis auf von natürlichen Neigungen auf der 

einen Seite, zu denen auch die Neigung zur 

Selbsterhaltung gezählt wird, und dem Spielraum 

der praktischen Vernunft auf der anderen Seite. 

Das Feld der natürlichen Neigungen ist ein unbe-

liebiges, aber gestaltungsoffenes Dispositions-

feld, das die freie Willensbestimmung fundiert, 

also begründet, aber auch begrenzt.  

Mein zweiter Referenzpunkt: Johannes Duns 

Scotus. Hier zeigt sich erstmalig in der abendlän-

dischen Moraltheorie eine andere Akzentuierung 

von Vernunft und Wille. Bei Duns Scotus ist der 

Wille das Vermögen der freien Selbstbestim-

mung, das ohne die Voraussetzung einer natürli-

chen Neigung, allein durch sich selbst Ursache 

seiner Handlungen sein könne. 

Die hier eingeleitete Freisetzung des Willens aus 

dem Horizont natürlicher Strebungen scheint mir 

eine der Quellen zu sein für die moderne emanzi-

pative Vorstellung von Freiheit als unbegrenzte 

individuelle Selbstbestimmung.  

(Folie 7) 

Schauen wir in die Neuzeit. Die beiden klassi-

schen Antipoden Immanuel Kant und David 

Hume haben sich ausführlich mit der Suizidprob-

lematik und ihrer Bewertung beschäftigt. Kant 

unterscheidet ein moralisch fragwürdiges Han-

deln, das durch die Antriebe der Sinnlichkeit he-

teronom sei, und stellt dem ein vernunftförmiges, 

autonomes Handeln gegenüber. Die Autonomie 

besteht darin, dass die rationalitätstheoretischen 
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Erwartungen viel höher sind als nur die einer Bin-

nenrationalität. Von daher ergeben sich hier na-

türlich stärkere Forderungen an die moralische 

Legitimität.  

Bei Hume erleben wir die Radikalisierung dessen, 

was bei Duns Scotus schon begonnen hat: die völ-

lige Emanzipation des Willens, der die volle Be-

fugnis besitzt. Er sagt: Der Mensch habe die Be-

fugnis, so weit seine Kräfte reichen, alle Wirkun-

gen der Natur zu verändern. Die Vernunft wird 

demgegenüber tendenziell auf ein reines Vermö-

gen der Zweckrationalität depotenziert.  

(Folie 8) 

Die Folgen der Verhältnisverlagerung dieser Be-

stimmung sind in vielen Handlungsformen 

und -feldern bis heute dramatisch zu spüren.  

Die beiden skizzierten Traditionslinien unter-

schiedlicher Freiheits- und Willensverständnisse 

setzten sich im 20. und 21. Jahrhundert fort in den 

Debatten zwischen Liberalismus und Kommuni-

tarismus. Denken Sie an Michael Sandels Kritik 

vom unencumbered self, aus dieser isolierten Vor-

stellung eines privat agierenden Akteurs, der im 

Liberalismus vorherrscht, zwischen Anti-Essenti-

alismus und verschiedenen Varianten des Perfek-

tionismus, und dann in der Medizinethik zwi-

schen den verschiedenen Deutungen des Frei-

heits- und Autonomiebegriffs: auf der einen Seite 

eine emanzipative Freiheitsdeutung, die vor allen 

Dingen die Privatheit existenzieller Entscheidun-

gen betont (das wäre auf der Linie von Herrn Ge-

thmann), und auf der anderen Seite eine relatio-

nale Autonomie, die die vielfältige soziale Be-

dingtheit aller Entscheidungsprozeduren zum Be-

wusstsein bringt.  

(Folie 9) 

Ich möchte einen Blick auf ein paar Argumente 

werfen, die in der philosophischen und in der the-

ologischen Tradition eine Rolle spielen. Die 

meisten dieser Argumente sind theologisch einge-

kleidet, funktionieren aber auch unabhängig von 

dieser metaphysisch-theologischen Einkleidung 

als rein philosophische Argumente. Die ersten 

drei Argumente, die ich vorstelle, sind Variatio-

nen über eine Intuition der intrinsischen Werthaf-

tigkeit personalen Lebens.  

Das erste Argument ist das der moralisch gebote-

nen, natürlichen Selbstliebe. Hier steht ein be-

stimmtes Naturverständnis im Hintergrund. 

Der natürlichen Neigung zum Selbsterhalt korres-

pondiert hier der naturrechtlichen Tradition zu-

folge eine moralisch gebotene Verpflichtung zur 

natürlichen Selbstliebe. Zwar kennt diese Tradi-

tion insofern keine Lebenserhaltung um jeden 

Preis, als durchaus Konstellationen denkbar sind, 

in denen der Mensch das basale Gut des Lebens 

um höherer Güter willen aufgeben darf oder sogar 

aufgeben muss, doch gilt gegenüber den komple-

mentären Fehlhaltungen einer übertriebenen, 

nämlich egoistischen Selbstliebe einerseits und 

einer kriecherischen Selbstentwertung anderer-

seits die Pflicht, die eigene physische Existenz in 

dem Maße zu lieben, zu schützen und zu bewah-

ren, als diese physische Existenz die notwendige 

Voraussetzung für einen wenigstens minimalen 

personalen Selbstvollzug als sittliches Subjekt 

darstellt. 

Das zweite Argument ist das von Herrn Geth-

mann bereits angesprochene Argument der 

Selbstwidersprüchlichkeit, das vor allen Dingen 

mit Immanuel Kant verbunden ist. Kant zufolge 

verstößt der Suizid gegen basale moralische Tu-

gendpflichten, die jeder Mensch gegen sich selbst 

hat. In seiner Kritik an jemandem, der (ich zitiere) 

„durch eine Reihe von Übeln […] einen Überdruß 

am Leben empfindet“ und sich daher fragt, ob er 

der Maxime folgen darf, sich das eigene Leben 

„abzukürzen“, wenn ihm das Leben bei „seiner 

längeren Frist mehr Übel droht, als es Annehm-
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lichkeit verspricht“, in dieser Konstellation flie-

ßen bei Kant zwei unterschiedliche Motive ein: 

Oberflächlich geht es um die Nichtverallgemein-

erbarkeit der Maxime des Suizidenten aufgrund 

der Tatsache, dass (ich zitiere Kant)  

„eine Natur, deren Gesetz es wäre, durch dieselbe 

Empfindung, deren Bestimmung es ist, zur Beförde-

rung des Lebens anzutreiben, das Leben selbst zu 

zerstören, ihr selbst widersprechen und also nicht als 

Natur bestehen würde, mithin jene Maxime unmög-

lich als allgemeines Naturgesetz stattfinden könne, 

und folglich dem obersten Prinzip aller Pflicht gänz-

lich widerstreite.“ 

Ich halte das für oberflächlich. Das tiefere Motiv 

für die Widerspruchsthese dürfte sich jedoch aus 

der Selbstzwecklichkeitsformel des kategori-

schen Imperativs ergeben, der zufolge man seine 

Freiheit und Selbstzwecklichkeit nicht dadurch 

schützen kann, dass man die Freiheit und Selbst-

zwecklichkeit zerstört.  

(Folie 10) 

Das dritte Argument ist das Argument der Men-

schenwürde. Entgegen verschiedenen zeitgenös-

sischen Versuchen, individuelle Gefühle von Ab-

hängigkeit, Kontrollverlust, Scham oder Erniedri-

gung zu Verletzungen der Menschenwürde zu sti-

lisieren, denen man durch die Selbsttötung ent-

kommen dürfe, besteht die klassische Mitgiftthe-

orie der Menschenwürde darauf, den Würdebe-

griff an den mit dem Menschsein als solchen ver-

bundenen Personenstatus zu binden, die einen Su-

izid eben gerade verbiete und einen Imperativ da-

für begründe, pflegerisches Handeln so zu gestal-

ten, dass die Personalität des Pflegebedürftigen, 

soweit das möglich ist, gewahrt bleibt. 

Ich möchte mich noch mit dem Argument der So-

zialnatur beschäftigen, weil sich auch dieses Ar-

gument durch die ganze Tradition zieht, auch (wie 

schon mehrmals angesprochen) mit Blick auf die 

fundamentale Bedeutung der Relationalität.  

Aus der Sozialnatur des Menschen haben antike 

und mittelalterliche Autoren vor allem die 

Verpflichtung abgeleitet, einen positiven Beitrag 

zum Gemeinschaftsleben zu leisten, sodass der 

Suizid vor allem als schuldhafte Verweigerung 

der Erfüllung einer kontributiven Gerechtigkeits-

pflicht erscheinen konnte.  

Neuzeitliche Autoren anerkennen zwar, dass sich 

der grundsätzlich sich selbst gehörende Mensch 

durch den Suizid nicht solchen Pflichten entzie-

hen dürfe, die aus frei gewählten sozialen Bindun-

gen resultieren. Sie betonen aber meist, dass der 

Suizid ja auch altruistisch motiviert sein und die 

Gesellschaft sogar entlasten könne, wenn man an 

die hohen Pflegekosten denkt etc.  

Solche Nützlichkeitsüberlegungen übersehen, 

dass es im Blick auf die relationale Grundbestim-

mung des Menschseins neben dem Beitrag des 

Einzelnen für die Gesellschaft immer auch eine 

Solidaritätspflicht der gesamten Gesellschaft dem 

Einzelnen gegenüber geben muss, da die Ent-

wicklung eines gesunden Selbstbewusstseins und 

Sinnerlebens nicht zuletzt davon abhängt, welche 

Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teilhabe 

insbesondere für alte und kranke Menschen über-

haupt bestehen. Der Versuch, eine Suizident-

scheidung als Folge von sozialer Ausgrenzung 

und fehlender Teilhabe und Sinnerlebenschance 

zur Privatsache zu erklären, ist meines Erachtens 

zynisch und sozialwissenschaftlich naiv. 

(Folie 11) 

Ich möchte noch drei Argumente erwähnen, die in 

der Diskussion um die moralische Bewertung, die 

Erlaubtheit einer Suizidhandlung oft an den Rand 

gedrängt werden.  

Das eine ist ein Gewaltargument. Die moderne 

Thanatologie hat uns zu Einblicken in die Pro-

zesshaftigkeit guter Sterbeverläufe verholfen. Der 

Mensch muss schrittweise reif werden für seinen 

eigenen Tod. Das alles braucht Zeit. Demgegen-

über stellt der Suizid in der Regel eine abrupte 
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gewaltsame Beendigung einer Biografie dar, die 

als solche nicht abgerundet, sondern abgebrochen 

ist. Darin sehe ich etwas Gewalthaftes, etwas Ag-

gressives, etwas Autoaggressives. 

Das nächste Argument ist ein slippery-slope-Ar-

gument. Das hat vielleicht eine philosophische 

Pointe, die oft auch im Blick auf die empirische 

Fokussierung auf Zahlen nicht hinreichend be-

rücksichtigt ist. Wir dürfen nicht vergessen, dass 

die Begriffe der Freiheit und der Autonomie phi-

losophische Interpretationsbegriffe sind und kei-

ne simplen empirischen Beschreibungsbegriffe. 

Von daher dürfte es in der Praxis nicht leicht sein, 

angesichts der vielfältigen Rahmenbedingungen, 

unter denen sich individuelle Entscheidungspro-

zesse vollziehen, im Einzelfall wirklich eine Frei-

willigkeit zu diagnostizieren.  

Das wird man wahrscheinlich nur durch ein rela-

tiv aufwendiges Ausschlussprinzip machen kön-

nen. Man muss also Dinge ausschließen, die nicht 

gegeben sein dürfen, sodass wir dann am Ende 

konkludent sagen: Okay, wenn das alles nicht ge-

geben ist, dann dürfen wir das vielleicht so inter-

pretieren, dass das tatsächlich ein freiwilliges Ge-

schehen ist und nicht irgendwie durch sublime 

emotionale, soziale oder sonstige Stressfaktoren 

induziert ist.  

Das letzte Argument ist das Argument der gestuf-

ten Verantwortung. Angesichts systemischer Ur-

sachen für die Produktion prekärer Lebenslagen, 

etwa infolge ökonomischer Fehlanreize für medi-

zinische Übertherapie am Lebensende, darf die 

Verantwortung für deren Lösung meines Erach-

tens nicht individualisiert werden.  

Suizid als individuelle Exitstrategie für systemi-

sche Fehlentwicklungen unseres Gesundheitssys-

tems ändert an den diese prekären Lebenslagen 

produzierenden Ursachen nichts, sondern führt 

dazu, dass sich jemand selbst sozusagen vor die-

sem System in Sicherheit bringt. Das mag in einer 

Übergangsphase vielleicht verständlich sein. Ich 

hätte aber den Anspruch und den Ansatz, die sys-

temischen Ursachen für die Produktion solcher 

prekären Lebenslagen in Angriff zu nehmen und 

auch die Verantwortlichkeit zu sehen, da zu bes-

seren Lösungen zu kommen.  

(Folie 12) 

Mein letzter Punkt betrifft die religiöse Einklei-

dung dieser Argumente, die von den großen Welt-

religionen aus dem Reservoir und im Gespräch 

mit der Philosophie entnommen werden. Von da-

her begegnet einem im Raum der Religion zu-

nächst nicht etwas völlig anderes als im Raum der 

Philosophie. Das sind, systematisch betrachtet, 

dieselben Grundüberlegungen, jedenfalls zum 

großen Teil. Aber es gibt ein Add-on, würde ich 

mal sagen, und das ergibt sich aus den Rahmun-

gen. 

Ich beziehe mich nur auf das Judentum, das Chris-

tentum und den Islam. Hier gibt es im Einzelnen 

eine unterschiedlich akzentuierte, aber in den 

Grundströmungen doch klare Tradition der mora-

lischen Missbilligung von Suizidhandlungen. 

Diese ergibt sich insbesondere aus der Vorstel-

lung des besonderen moralischen Status des Men-

schen, seiner besonderen Würde, seiner Gottebe-

nbildlichkeit, könnte man christlich sagen, aber 

auch aus der Relationalität, also der Einsicht in 

die grundlegende Sozialnatur des Menschen. 

Im Raum der Religionen sind drei Vorstellungen 

maßgeblich: 

Das eine ist das klassische Argument der Heilig-

keit des Lebens. Das fundamentale Gut des Le-

bens wird als wertvolles Geschenk Gottes gedeu-

tet, das dem Menschen als Treuhänder zur Pflege 

und Entfaltung anvertraut ist, der Totalverfügung 

durch Menschen jedoch entzogen bleiben müsse.  

Bei aller Wertschätzung für die medizinischen 

Möglichkeiten der Therapie von Krankheiten gibt 



Deutscher Ethikrat: Recht auf Selbsttötung? Online-Veranstaltung, 20.10.2020 23 

 

es in diesen Traditionen jedoch keine Pflicht zur 

Lebenserhaltung um jeden Preis, sondern sogar 

die Warnung vor einer therapeutischen Verbis-

senheit, das heißt dem Versuch, mit den Möglich-

keiten der modernen Technik, der Lebensverlän-

gerung, klug und reflektiert umzugehen. Auf der 

einen Seite besteht die moralische Verantwor-

tung, das Gute zu nutzen (dazu ist man moralisch 

verpflichtet), aber die exzessive, eindimensionale 

Lebenserhaltung um jeden Preis ist etwas, was in 

den Religionen keineswegs begrüßt oder auch nur 

als wünschenswert vorgestellt wird. Das nimmt 

inhumane Züge an und steht einem Sterben in 

Würde eher entgegen. 

Eng mit dieser Vorstellung von der Heiligkeit ver-

bunden ist das Argument der Hybris und der man-

gelnden Berechtigung, Sie hören bereits an der 

Diktion: ein klassisches deontologisches Argu-

ment. Aufgrund der fundamentalen Differenz 

zwischen Schöpfer und Geschöpf ist die dem 

Menschen anvertraute Freiheit nicht grenzenlos, 

sondern an die Einhaltung der vom Schöpfer ver-

fügten natürlichen Limitationen gebunden (hier 

kommt wieder das Naturargument durch), inner-

halb deren der Mensch zur individuellen Lebens-

gestaltung nicht nur berechtigt, sondern sogar ver-

pflichtet ist. Die eigenmächtige Zerstörung des 

Lebens stellt demgegenüber nach diesen Traditi-

onsbeständen in den Religionen einen Akt der 

Hybris dar, zu der der Mensch als Geschöpf dem 

Schöpfer gegenüber keine Berechtigung habe. 

Das ist eine übertriebene Selbstermächtigung.  

Das gipfelt in der Vorstellung eines natürlichen 

Todes, die als normative Leitvorstellung im Hin-

tergrund der Überlegungen steht. Das normative 

Leitbild des natürlichen Todes darf selbstver-

ständlich nicht naturalistisch missverstanden wer-

den. Im medizinethischen Schrifttum herrscht oft 

die Vorstellung vor, die Natürlichkeitskategorie 

sei durch den Siegeszug der modernen Technik an 

ihr Ende gekommen. Eine solche Unterstellung 

ist heillos naiv, weil das nicht der Tradition des 

normativ imprägnierten Naturverständnisses, so 

wie es in der Ethik immer verwendet worden ist, 

gerecht wird.  

Natürlich geht es hier nicht um irgendwelche ar-

chaischen Szenarien des Dahinscheidens ohne die 

Berührung von moderner Technik, sondern die 

Technik ist ja Ausdruck der zweiten Natur des 

Menschen. Das heißt, es gehört selbstverständlich 

zur Entwicklung und Entfaltung des gelungenen 

Menschseins, dass der Mensch sich alle Möglich-

keiten der Technik, der zivilisatorischen Errun-

genschaften zunutze macht. Das gilt auch den 

Umgang mit Krankheit, Sterben und Tod. 

Es ist also weder ein naturalistisches Missver-

ständnis möglich noch darf man den Begriff des 

natürlichen Todes autonomistisch deuten oder ra-

tionalistisch, wie man in der Literatur manchmal 

auch sagt, sondern so, dass es der selbstbestimmte 

Tod wäre. Ich erinnere noch mal: Die Vorstellung 

ist, dieser naturgegebene Rahmen ist unbeliebig, 

aber gestaltungsoffen. Das heißt, da sind Limita-

tionen eingebaut und es gibt einen individuellen 

Gestaltungsspielraum, aber das heißt nicht, dass 

das grenzenlos sein kann. 

Die Vorstellung des natürlichen Todes verweist 

vielmehr auf ein Sterben infolge innerer Ursa-

chen, das heißt Krankheit oder allgemeine Le-

bensschwäche, die medizinisch aufzuhalten ent-

weder sinnlos oder unverhältnismäßig erscheint, 

und dann ist der Tod selbstverständlich zuzulas-

sen. 

Eine letzte Bemerkung: Angesichts der Verschie-

denheit der erwähnten Konstellationen, die wir im 

Blick auf eine mögliche Clusterung von suizida-

len Phänomenen berücksichtigen müssen, müssen 

wir auch die Passung der durch die Tradition be-

reitgestellten Argumente für jedes Cluster kritisch 

reflektieren. Da ergeben sich unterschiedliche 
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Konfigurationen. Das eine Argument mag viel-

leicht bei allen eine Rolle spielen, aber es gibt an-

dere Argumente, die stark kontextabhängig sind, 

sodass wir hier zu einer differenzierten Überle-

gung kommen.  

Ich habe jetzt aus der individualethischen Per-

spektive gesprochen mit Blick auf Regularien, 

also Gesetzgebung usw. All diese individual- und 

tugendethischen Reflexionen müssen natürlich 

durch rechtsethische und sozialethische Reflexio-

nen ergänzt werden. Vielen Dank. 

Diskussion 

Sigrid Graumann  

Herr Gethmann, Sie haben am Anfang Fragen for-

muliert. Ich würde die erste Frage mal ein biss-

chen anders formulieren, nämlich: Ist die Unter-

stützung einer Bejahung des Lebens moralisch er-

laubt?  

Ich beziehe mich hier auch auf das, was Andreas 

Kruse vorher gesagt hat: Ist die Unterstützung ei-

ner Bejahung des Lebens moralisch erlaubt? Mir 

hat die Zuspitzung Zwang und Autonomie nicht 

ganz gepasst an Ihren Fragen auf der ersten Folie. 

Also ist die Unterstützung einer Bejahung des Le-

bens moralisch erlaubt? Dass wir niemanden zum 

Leben zwingen dürfen, hat Herr Kruse ja einge-

räumt. Aber wir haben es hier nicht mit einer Ge-

genüberstellung von Zwang und Nichtzwang zu 

tun, sondern mit subtilen Zwischentönen. 

Da möchte ich die zweite Frage an Franz-Josef 

Bormann anschließen. Sie haben sich einer Stelle 

auf die Tugendlehre von Kant bezogen, die den 

Suizid als moralisch falsch oder moralisch nicht 

richtig aus den Pflichten gegen sich selbst begrün-

det. Ich würde da einer etwas differenzierteren In-

terpretation zuneigen. Ich bin eine Anhängerin 

der Pflichten gegen sich selbst bei Kant, ich inter-

pretiere sie aber sehr freiheitlich.  

Deutlich ist, dass die Pflichten gegen sich selbst 

zur Tugendlehre und nicht zur Rechtslehre gehö-

ren, und die Pflichten gegen sich selbst sind bei 

Kant unvollkommene Pflichten, die nicht mit dem 

Recht zu zwingen korrespondieren. Das ist genau 

der Ansatzpunkt: Was verstehen wir unter dem 

Recht zu zwingen? Dass wir den Suizid nicht ver-

bieten, wie es in vielen anderen Rechtsordnungen 

der Fall ist, ist klar, glaube ich. Die Frage ist, 

wenn ich einem Suizidwilligen eine Reflexion an-

biete, wenn ich ihm versuche nahezubringen oder 

ihn zur Reflexion anrege, was ein Suizid zum Bei-

spiel in einem Familiensystem auslösen kann – 

oder noch mal sozialethisch weiter gedacht in 

Richtung des Wertesyndroms: Was ist denn, 

wenn wir eine Idealisierung des Suizids als Ende 

des Lebens, als gesellschaftliche Norm etablie-

ren? In die Richtung würde ich gern die Diskus-

sion leiten.  

Helmut Frister 

Vielen Dank. Ich würde an der Stelle gern selbst 

eine Frage stellen, die vielleicht ergänzend gut 

dazu passt.  

Herr Gethmann hatte am Anfang zwei Fragen dif-

ferenziert, nämlich: Ist die Selbsttötung erlaubt? 

Und ist der Zwang zum Weiterleben, jemanden 

davon abzuhalten, erlaubt? Herr Gethmann hatte 

die erste Frage mit Ja beantwortet, und dann erüb-

rigt sich die zweite. Deshalb hat er dazu auch 

nicht Stellung genommen.  

Herr Bormann hat die erste Frage mit Nein beant-

wortet, und dann erübrigt sich die zweite nicht. 

Deshalb wäre meine Frage an Herrn Bormann: 

Wie würden Sie die zweite Frage beantworten? 

Carl Friedrich Gethmann 

Es ist eigentlich ungehörig, statt auf eine Frage zu 

antworten, die Frage gleich zu attackieren. Aber 

ich tue das trotzdem. Der Ausdruck „Unterstüt-

zung“ ist doch nebulös. Was meint man damit? 
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Die entscheidende Frage ist doch: Wer ist der 

Handlungsurheber? Wenn der Suizident klar der 

Handlungsurheber ist oder, wie die Juristen viel-

leicht lieber sagen, die Tatherrschaft hat, dann ist 

die Beihilfe erst mal erlaubt, unter Umständen so-

gar geboten, denn es gibt ein allgemeines Hilfe-

gebot. Das heißt, der in Not Befindliche hat An-

spruch darauf, dass der, der helfen kann, auch 

hilft. Also der Ertrinkende hat Anspruch darauf, 

dass der, der schwimmen kann, ins Wasser springt 

und ihn rettet. Es gibt ein Hilfegebot.  

Dagegen: Die Tötung auf Verlangen – das heißt, 

wenn die Handlungsurheberschaft bei dem Helfer 

liegt – ist abzuwehren. Wenn man Unterstützung 

so versteht, dann ist das auf jeden Fall verwerflich 

und nach deutschem Strafrecht auch strafbar.  

Ich will aber noch eine Bemerkung machen zu 

den Verbotsgründen, weil „das ist erlaubt“ ja auf 

die Frage abhebt: Was könnten gravierende Ver-

botsgründe sein? Herr Bormann hat viel Scharf-

sinn darauf verwendet, vorzuführen, was Ver-

botsgründe sind. Die kann ich nicht im Einzelnen 

durchgehen, aber nur zwei Hinweise:  

Die Argumente mit „naturhaft“ haben doch etwas 

Zirkuläres. Also naturhafte Selbstliebe: Kann es 

nicht naturhafte Selbstliebe sein, wenn ich sage: 

„Ich habe im Leben nichts Vernünftiges mehr vor, 

mein Plan ist erfüllt, ich habe die Bücher ge-

schrieben, die ich schreiben wollte, ich war auch 

noch in Rom, jetzt gibt es nichts Vernünftiges 

mehr, also beende ich aus Selbstliebe mein Le-

ben.“ Ich karikiere ein bisschen diese Überlegung 

des Bilanzsuizids. Was heißt da „natürlich“? 

Zweitens, weil immer stark auf Relationalität ab-

gehoben wird: Soweit ich biologisch sehen kann, 

ist der Mensch das einzige Wesen, das es in der 

Hand hat, unter Umständen seinem Leben ein 

Ende zu setzen. Er kann sich in die Garage legen, 

sein Auto anlassen und dann stirbt er an einer 

NOX-Vergiftung. Das kann nur er. Das kann kein 

Primat und kein Regenwurm usw., das heißt, dem 

Menschen ist es von Natur gegeben, seinem Le-

ben ein Ende setzen zu wollen. Und dann laufen 

doch diese ganzen Naturargumente ins Leere, 

weil eben unklar ist, was „natürlich“ in dem Zu-

sammenhang heißt.  

Bei „relational“ ist es ganz klar: Natürlich ist der 

Mensch kein solus ipse, sondern er ist sozial ein-

gebunden, aber doch hoffentlich nicht in dem 

Sinne, dass er immer nur Produkt seiner sozialen 

Umwelt ist. So meinen wir das mit der Relationa-

lität sicher nicht. Wenn es aber doch so sein sollte, 

dass er nicht anders kann, dann handelt er unter 

Zwang. Und dann ist auf jeden Fall zu intervenie-

ren. Das heißt: Wenn jemand unter Zwang seinem 

Leben ein Ende setzen will, dann müssen wir ihm 

in den Arm fallen. Und somit laufen auch diese 

Relationalitätsargumente nach meiner Meinung 

ins Leere.  

Franz-Josef Bormann 

Frau Graumann, mir ging es darum, deshalb habe 

ich auf Kant ein bisschen Zeit investiert – wir nei-

gen heute dazu, einen reduzierten Moralbegriff 

zugrunde zu legen. Wir assoziieren moralische 

Verpflichtung immer mit Verpflichtungen gegen-

über Dritten. Das ist das, was jedem Autono-

mietheoretiker heute als Erstes einfällt. Also alles, 

wo ich keine sozialen Pflichten habe, da bin ich 

völlig freigestellt und kann machen, was ich will. 

Das steht der philosophischen Tradition völlig 

entgegen. In der vorneuzeitlichen Tradition war 

gerade umgekehrt das Selbstverhältnis der pri-

märe Ort der moralischen Bewährung des Selbst. 

Ich würde natürlich nie so weit gehen und sagen, 

wir müssen da zu einer vorneuzeitlichen Konzep-

tion zurück, sondern da gebe ich Herrn Gethmann 

gerne Recht und sage: Die Herausforderung, die 

wir sehen müssen, wenn wir die Großbaustellen 

betrachten, ist: Wie kommen wir im Blick auf un-

sere Fragestellung zu einer Balance, wo wir die 
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Individualität jedes Individuums ernst nehmen 

und gleichzeitig die Sozialität, also die Eingebun-

denheit, die Relationalität akzentuieren? Da müs-

sen wir eine Balance finden, die beiden Polen hin-

reichend Raum gibt. 

Zurück zu Ihrer Frage: Was kann ich da tun? Sie 

haben auf den Begriff der Reflexion verwiesen: 

„Bitte bedenke doch die Folgen für andere“ usw. 

Da bin ich ganz bei Ihnen. Da schließt sich jetzt 

ein Diskurs an über Gründe. Reflexion heißt auch, 

Gründe benennen, Gründe transparent machen, 

und das müssen meines Erachtens aber stärkere 

Gründe sein. 

Da kommt der Unterschied zwischen der Binnen-

rationalität und der Forderung der Intersubjektivi-

tät zum Tragen. Da würde ich mit Kant sagen: 

Eine reine Binnenrationalität, dass das irgendwie 

schlüssig zu sein scheint oder so, wäre mir hier zu 

wenig. Da würde ich einen deutlich stärkeren Ak-

zent auf die Erfordernisse des Gründebegriffs le-

gen und sogar so weit gehen und sagen, dass die 

normativen Gründe hier (um mal an die zeitge-

nössische metaethische Diskussion anzuschlie-

ßen) externalistisch zu deutende Gründe sind, um 

gegen diese Humeische Tradition anzuargumen-

tieren. 

Da würde ich die Latte sehr hoch hängen und sa-

gen: Was da überhaupt ein Grund ist, muss strikte 

wissenschaftsphilosophische Kriterien erfüllen. 

Das ergibt sich jedenfalls nicht aus Neigungen, 

subjektiven Stimmungen, aus keinem Geseier 

usw. Das sind alles wolkige Kategorien, die 

würde ich handlungstheoretisch und normativ-

ethisch nicht anerkennen. Da würde ich sagen: 

d’accord, in diese Richtung würde ich gehen. 

Spannender ist die Frage von Herrn Frister, sie 

hängt aber auch damit zusammen. Natürlich kann 

die Alternative nicht sein, wenn ich sage: Na ja, 

wenn der Suizid moralisch nicht erlaubt ist oder 

überwiegend als nicht erlaubt qualifiziert wird, 

sofern er denn freiwillig vollzogen würde – das ist 

ja die Prämisse der gesamten philosophischen 

Tradition; das ist ja erst in der Neuzeit pathologi-

siert worden, sodass sich da die Gemengelage 

verändert hat. Am Anfang der Debatte ist man im-

mer von der Freiverantwortlichkeit ausgegangen 

und hat gesagt: Deswegen beschäftigen wir uns ja 

aus ethischer Perspektive damit, weil wir immer 

stillschweigend voraussetzen, dass die Suizid-

handlung frei war und von daher zurechenbar ge-

wesen ist. Wenn die Tradition jetzt aber sagt: Sol-

che freiwilligen Suizidhandlungen sind moralisch 

nicht zu verantworten oder nicht zu rechtfertigen, 

dann folgt daraus keineswegs (und da folge ich 

Herrn Gethmann gern), dass es dann so etwas wie 

einen Zwang zum Weiterleben gibt.  

Ich wüsste gar nicht, was der Begriff Zwang in 

dem Zusammenhang überhaupt bedeuten soll. 

Soll man dann eine Person, die offensichtlich 

nicht mehr weiterleben will, einsperren oder soll 

man da die Polizei nach Hause schicken oder die 

Messer aus der Küche einkassieren oder was? Da 

wüsste ich gar nicht, was das heißen soll. 

Die Einsicht in die moralische Unzulässigkeit ei-

ner Handlung bedeutet ja zunächst mal nichts an-

deres, als dass Gründe gegeben werden müssen, 

erst mal auf der kognitiven Ebene, dass man sagt: 

Es muss ein Bewusstsein für die intrinsische 

Werthaftigkeit einer Fortsetzung des Lebens un-

ter diesen Bedingungen gefunden werden. Das 

müssen Gründe sein, die nach allgemeinem Ver-

ständnis von Rationalität für verschiedene Perso-

nen plausibel erscheinen. Sonst wüsste ich gar 

nicht, wie man die betroffene Person überhaupt 

erreichen wollte. Ich muss der Person, ich sag 

mal, Chancen ihres Selbstvollzuges darstellen 

können, wo ich sage: „Du als Person, du als sittli-

ches Subjekt, du als jemand, der Selbstzweck ist 

und als Person Selbstzweck bleibt, du bist wert-

voll und das sollst du natürlich selber auch spüren, 
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dass du Sinn und Wert in deinem eigenen Selbst-

vollzug erleben kannst.“  

Dann wäre mein Ansatz, Lebensbedingungen und 

auch gesellschaftliche Bedingungen dafür zu 

schaffen, in denen so etwas überhaupt möglich ist. 

Es müssen positive Erlebnisräume von sittlicher 

Subjektivität geschaffen werden, damit der Be-

treffende Lust am Leben wiedergewinnen kann, 

wenn er denn vorher in einer Krisensituation war, 

wo er die Lust am Leben verloren hat. Aber 

Zwang ist da die völlig falsche Apotheke. 

Helmut Frister 

Jetzt steht eine Viertelstunde Kaffeepause auf 

dem Programm, und danach machen wir weiter. 

Debatte II 

Helmut Frister 

Wir kommen jetzt zu den beiden juristischen Vor-

trägen, die das Thema zunächst aus verfassungs-

rechtlicher und dann aus strafrechtlicher Perspek-

tive beleuchten werden. 

Den Anfang macht Stephan Rixen, er ist Profes-

sor für Öffentliches Recht, Sozialwirtschafts- und 

Gesundheitsrecht an der Universität Bayreuth und 

seit 2020 im Deutschen Ethikrat. 

Nach ihm wird Frauke Rostalski referieren. Sie ist 

Professorin für Strafrecht, Strafprozessrecht, 

Rechtsphilosophie und Rechtsvergleichung an 

der Universität zu Köln und ebenfalls noch relativ 

neu im Ethikrat.  

Verfassungsrechtliche Perspektive  

Stephan Rixen · Deutscher Ethikrat 

Vielen Dank. Liebe Zuhörende, ich möchte einen 

Blick auf unsere Thematik werfen anhand einer 

verfassungsrechtlichen Perspektive, die ich ent-

wickeln möchte am Leitfaden des Urteils des 

Bundesverfassungsgerichts vom 26.2.2020.  

(Folie 2) 

Einige zentrale Aussagen werde ich mir mit Ihnen 

ansehen und im zweiten Schritt einige Probleme 

und Perspektiven der Umsetzung benennen. Da 

geraten Aspekte der Gesetzgebung in den Blick, 

denn das ist die Perspektive, der Horizont, in dem 

wir uns bewegen: Welche Folgerungen sind aus 

diesem Urteil zu ziehen und wie sollte, wie darf 

der Gesetzgeber mit diesen Fragen umgehen? 

Dabei ist mir wichtig, dass wir die Verfassung als 

Rahmenordnung verstehen, an deren Präzisierung 

sich das Verfassungsgericht beteiligt. Es legt 

nicht im Einzelnen ausformulierte Gesetzent-

würfe vor, sondern gibt Leitlinien dafür. Es ist 

zum Teil sehr punktgenau, aber manchmal gibt es 

Unschärfen, und die sind dann eine Aufgabe für 

die Ausgestaltung durch den Gesetzgeber.  

(Folie 3) 

Zunächst also ein Blick auf einige Aussagen des 

Verfassungsgerichts. 

Das Gericht sagt: Das „Recht auf selbstbestimm-

tes Sterben“ folgt aus Artikel 2 Absatz 1 in Ver-

bindung mit Artikel 1 Absatz 1 (die Abkürzung 

Rn. steht für Randnummer). Was auffällt: Die 

Menschenwürde, Artikel 1 Absatz 1, wird er-

wähnt, taucht aber nur als Hintergrundannahme 

auf, um das Recht, um das es hier geht, nämlich 

das allgemeine Persönlichkeitsrecht, zu konturie-

ren, dessen Bestandteil auch das Recht auf selbst-

bestimmtes Sterben ist. „Dieses Recht besteht in 

jeder Phase menschlicher Existenz.“ Auch das ist 

wichtig, ich komme darauf später noch zurück. 

Das Recht, so sagt das Gericht weiter, „gewähr-

leistet das Recht, selbstbestimmt die Entschei-

dung zu treffen, sein Leben eigenhändig bewusst 

und gewollt zu beenden und bei der Umsetzung 

der Selbsttötung auf die Hilfe Dritter zurückzu-

greifen“, also „angebotene Hilfe anzunehmen“, 

insbesondere – das ist wichtig – insbesondere, 
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also nicht nur die „fachkundige Hilfe kompetenter 

und bereitwilliger […] Ärzte“ und Ärztinnen. 

Im Urteil heißt es auch im Leitsatz 6: Niemand 

kann verpflichtet werden, Suizidhilfe zu leisten. 

Auch das ist eine wichtige Aussage. Es geht also 

um das freiwillige Angebot zu helfen, und wo es 

besteht, ist es auch aus der Perspektive des Sui-

zidwilligen grundrechtlich geschützt.  

Dieses Recht muss zudem – auch das ist ein wich-

tiger Hinweis des Gerichts – faktisch realisierbar 

sein. Es darf nicht nur etwas sein, was auf dem 

Papier besteht, sondern es muss auch umgesetzt 

werden können. 

Dann bezeichnet das Gericht einige Vorausset-

zungen: Wann besteht dieses Recht auf selbstbe-

stimmtes Sterben? Da sagt es: Es steht nur den 

Personen zu, die „zur freien Selbstbestimmung 

und Eigenverantwortung“ fähig sind. Es gelten 

„dieselben Grundsätze wie bei einer Einwilligung 

in eine Heilbehandlung“ einschließlich von Bera-

tung und Aufklärung.  

Wir haben eben schon in der Diskussion gehört, 

dass das nicht einheitlich geteilt wird, aber das 

Gericht dockt sich an die Perspektive der Heilbe-

handlung an, an die dort geltenden Grundsätze. 

(Folie 4) 

Der Suizidentschluss – und diese Voraussetzun-

gen werden jetzt etwas näher durch das Gericht 

entfaltet – muss „unbeeinflusst von einer akuten 

psychischen Störung“ sein (wobei sich die Frage 

stellt: Was meint akut und wie wird es vor allen 

Dingen festgestellt?), darf aber auch nicht bloß 

Ausdruck einer „vorübergehende[n] Lebens-

krise“ sein. Das Gericht ist sich auch der Proble-

matik psychischer Erkrankungen bewusst, auf die 

es dann auch hinweist. 

Der „Wille des Grundrechtsträgers“, seine „Wil-

lensfreiheit“ – aus philosophisch-ethischer Be-

trachtung wären das unterschiedliche Akzente, 

aber die Begriffe werden hier als Synonyme ver-

wandt – der Wille des Grundrechtsträgers darf 

„keinen unzulässigen Einflussnahmen“ oder „äu-

ßere[m] Druck“ ausgesetzt sein (das ist ein nega-

tiver, abgrenzender Aspekt). Somit müssen 

„Zwang, Drohung oder Täuschung“ ausgeschlos-

sen sein, aber auch „sonstige Formen der Ein-

flussnahme […], wenn“ (jetzt geht es vom Nega-

tiven ins Positive) diese Elemente geeignet sind, 

„eine reflektierte, abwägende Entscheidung ori-

entiert am eigenen Selbstbild zu verhindern oder 

wesentlich zu beeinträchtigen“. 

Weiter heißt es: Die Beweggründe dürfen auch 

nicht verkappt auf soziale Pressionen und damit 

verbundene gesellschaftliche Erwartungshaltun-

gen, Suizidhilfe in Anspruch zu nehmen, hindeu-

ten. 

(Folie 5) 

Wie muss denn nun dieser Entschluss, aus dem 

Leben zu scheiden, aussehen? Er muss „von einer 

gewissen ‚Dauerhaftigkeit‘ und ‚inneren Festig-

keit‘ getragen“ sein, also ernsthaft bestehen – was 

wiederum die Frage aufwirft: Was heißt das im 

Einzelnen? Da haben wir Unschärfen, die aber na-

türlich eine Aufgabe der Konkretisierung durch 

den Gesetzgeber sind. 

Klar ist auch, dass der Suizidwillige nicht die „au-

tonomiefeindliche Pflicht“ dulden muss, anstatt 

Suizid zu begehen, die Möglichkeiten etwa der 

Palliativmedizin in Anspruch zu nehmen. Umge-

kehrt bedeutet das, dass die Weigerung, palliativ-

medizinische Hilfe in Anspruch zu nehmen, nicht 

gegen die Freiverantwortlichkeit spricht aus Sicht 

des Verfassungsgerichts. 

Auch „[a]ltruistische Beweggründe“, dazu rech-

net das Verfassungsgericht auch den Grund, der 

Familie oder der Gesellschaft nicht zur Last zu 

fallen, sind zu akzeptieren. Wir haben ja eben 

schon gesehen, dass das mit Blick auf die realen 
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Hintergründe, um die es geht, nicht ganz unprob-

lematisch ist. 

Irgendeiner Begründung oder Rechtfertigung für 

den Wunsch, das Leben zu beenden, bedarf es 

nicht. Auch das ist eine wichtige Aussage.  

(Folie 6) 

Außerdem sagt das Gericht (ich habe schon am 

Anfang gesagt: Das gilt für jede Phase des Le-

bens): Das Selbsttötungsrecht ist „insbesondere 

nicht auf schwere oder unheilbare Krankheitszu-

stände oder bestimmte Lebens- und Krankheits-

phasen beschränkt“ und darf nicht „etwa vom 

Vorliegen einer unheilbaren oder tödlich verlau-

fenden Krankheit abhängig“ gemacht werden.  

Das heißt, das Urteil befasst sich generell mit Su-

izid. Das ist ein wichtiger Hinweis, denn es geht 

nicht um bestimmte Phasen und auch nicht um 

eine Fokussierung der Problematik auf das Le-

bensende mit bestimmten Erkrankungen, sondern 

wir müssen das Urteil im Gesamtkontext der Sui-

zidproblematik betrachten. 

Auch Beschränkungen etwa auf eine bestimmte 

Lebensphase wären unzulässige, wie das Gericht 

sagt, „materielle Kriterien“, die nach verfassungs-

rechtlich inakzeptablen „Maßstäben objektiver 

Vernünftigkeit“ den Suizidentschluss bewerten 

würden. 

Gibt es Möglichkeiten, dieses Recht, um das es 

geht, das Recht auf selbstbestimmtes Sterben zu 

begrenzen? Das Gericht sagt: Das ist nur der Fall 

bei „konkret drohende[n] Gefahren für die per-

sönliche Autonomie“ und das „hohe Rechtsgut 

Leben“. Das steht ein wenig unverbunden neben 

der sonstigen Argumentation, die stark um die 

Frage von Autonomie und Selbstbestimmung 

kreist, Begriffe, die im Urteil synonym verwandt 

werden.  

Der Gesetzgeber darf allerdings auch verhindern, 

„dass sich der assistierte Suizid in der Gesell-

schaft als normale Form der Lebensbeendigung 

durchsetzt“, wenn er damit nicht bestimmte (mut-

maßlich) konsentierte „Werte- und Moralvorstel-

lungen“ schützt. 

(Folie 7) 

Wenn wir versuchen, das zusammenzufassen und 

dann den Blick zu den Perspektiven der Umset-

zung zu wenden, dann können wir feststellen, 

dass das Verfassungsgericht dem normativen In-

dividualismus, der im Zentrum auch eines moder-

nen Menschenrechtsdenkens steht, stark akzentu-

iert. Das ist auch richtig so. Das ist eine Folgerung 

aus dem menschenrechtlichen Denken, in dem 

das Individuum im Zentrum steht. Das Ganze hat 

einen stark antipaternalistischen Grundton, ohne 

Zweifel, und das muss auch klar betont werden. 

Allerdings wird dieser Grundton nicht ohne Rela-

tivierung angeschlagen. Wir haben eben doch 

Hinweise darauf, dass das kein grenzenloser 

Blickwinkel auf die Problematik ist, den das Ver-

fassungsgericht hier wählt. 

Was bedeutet das für die Umsetzung? Das Gericht 

sagt, wir brauchen ein legislatives, also speziell 

durch den Gesetzgeber konturiertes Schutzkon-

zept, und das muss im Kern ein prozedurales 

Schutzkonzept sein. Materielle Überlegungen 

von Vernünftigkeit dürfen gerade keine Rolle 

spielen, und dieses prozedurale Sicherungskon-

zept darf auch im Strafrecht umgesetzt werden, es 

muss nicht nur im Strafrecht umgesetzt werden. 

Auch das wirft die interessante Frage auf: Wie 

können im Recht die unterschiedlichen Teil-

rechtsordnungen klug nebeneinander wirken, um 

das zu erreichen, was das Gericht vor Augen hat? 

Ein erster Punkt, der aus meiner Sicht durchaus 

problematisierungsbedürftig ist, ist die Frage 

nach den Begriffen und Unterscheidungen. Wir 

sehen, dass die Begriffe, gerade wenn wir mit phi-

losophisch oder theologisch-ethisch geschultem 

Blick draufschauen, nicht immer ganz klar sind. 
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Was klar ist, ist eine relativ deutliche Anlehnung 

an die bewährten Begriffe des Medizinrechts bzw. 

Medizinstrafrechts. Da stellt sich die Frage, ob 

das ausreicht oder ob wir nicht vielleicht auch mit 

Blick auf die Suizidproblematik eine Weiterent-

wicklung der Begriffe brauchen. Wir haben in an-

deren Bereichen des Rechts – ich denke etwa an 

das Arzneimittelrecht, wo es um klinische Stu-

dien und Ähnliches geht – durchaus immer Präzi-

sierungen dieser allgemeinen Grundsätze durch 

den Gesetzgeber. Diese Frage ist hier auch zumin-

dest zu stellen und zu diskutieren.  

Das zweite Problem, was ich sehe: Was meint 

„prozedural“? Also wann kippt gleichsam eine 

prozedurale Vorkehrung in materielle Vernünf-

tigkeitskontrolle? Ich werde das gleich noch auf-

greifen, und auch: Wie viel ärztliche Kontrolle 

darf denn sein? Wenn wir gerade sehen, dass wir 

uns hüten müssen vor einer Pathologisierung des 

Geschehens, gleichzeitig aber sehen, dass es 

durchaus Probleme bei der Frage gibt, wann denn 

hier Selbstbestimmung, Freiverantwortlichkeit 

besteht, dann muss trotzdem kritisch reflektiert 

werden, wie viel ärztliche Kontrolle zulässig sein 

darf. 

Das Verfassungsgericht weist beispielhaft (das ist 

nicht abschließend) auf einige Möglichkeiten hin, 

derer sich der Gesetzgeber bedienen kann. Es 

könnten Aufklärungs- und Wartepflichten ge-

schaffen werden, auch Erlaubnisvorbehalte für 

die Suizidhilfeangebote, das war ja der Anlass 

dieses Urteils. Es können auch besonders gefah-

renträchtige Erscheinungsformen der Suizidhilfe 

verboten werden. Das ist nicht zwingend vorge-

geben, kann aber aus der Sicht des Verfassungs-

gerichts eine Option sein. 

Schließlich noch ein Punkt, der, glaube ich, bei all 

denjenigen, die das Urteil lesen, für eine gewisse 

Ratlosigkeit sorgt, nämlich die Frage: Wie verhal-

ten sich die Hinweise des Verfassungsgerichts 

zum ärztlichen Berufsrecht, zu der Frage, was der 

Bundesgesetzgeber regeln kann? Eigentlich kann 

das ärztliche Berufsrecht nicht durch den Bundes-

gesetzgeber geregelt werden; das hängt mit dem 

Katalog der Gesetzgebungskompetenzen zusam-

men. Aber das Verfassungsgericht macht doch 

deutlich, dass – Stichwort: Das Recht muss fak-

tisch realisierbar sein – hier etwas geschehen 

muss auf der Ebene des ärztlichen Berufsrechts.  

Das wirft die Frage auf: Könnte möglicherweise 

durch eine, ich nenne es mal kreative Ausweitung 

bundesrechtlicher Kompetenzen vielleicht auch 

indirekt diese Frage für das ärztliche Berufsrecht 

mit geregelt werden? 

(Folie 8) 

Ich komme zu einem letzten Punkt, der schon ver-

schiedentlich angeklungen ist: Auch im Urteil fin-

det sich der Begriff relational, Relationalität. Da 

heißt es: „Selbstbestimmung ist immer relational 

verfasst“. Das heißt, es ist durchaus möglich, 

wenn denn geklärt ist, was relational bedeutet, 

dass um die Relationalität von Selbstbestimmung 

ein legislatives Schutzkonzept angelegt wird. Ich 

glaube, wenn wir das so verstehen, wie das heute 

schon angeklungen ist, dass sich die Fähigkeit zu 

selbstbestimmtem Handeln auch – nicht nur, aber 

auch – im Austausch und in der Auseinanderset-

zung, in der Kommunikation mit anderen entwi-

ckelt, dann wäre das ein Verständnis von Relatio-

nalität, dem auch ein legislatives Schutzkonzept 

folgen könnte.  

Was würde das bedeuten? Es würde bedeuten, 

dass sich Beratungs- und Hilfsangebote verstehen 

dürfen als bewusste Ermutigung zu einem nicht-

suizidalen Umgang mit der Grenzsituation des 

Suizidwunsches, also mit der suizidalen Vulnera-

bilität, in der sich für den oder die Einzelne noch 

einmal andere Optionen eröffnen. Das wäre mehr 

als nur Information und Aufklärung. Das ist auch 

durch das Verfassungsgericht nicht ausgeschlos-
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sen; es hat ja beispielhaft nur einige Optionen ge-

nannt. Hinter dieser Vorstellung, dass es zu so et-

was wie einer bewussten Ermutigung zu einem 

nicht suizidalen Umgang mit der Grenzsituation 

des Suizidwunsches kommt, steht die Annahme, 

dass sich erst in dieser aktiv eingeforderten Aus-

einandersetzung die Ernsthaftigkeit des Suizid-

wunsches erweist.  

Da kommen wir an das Problem der Abgrenzung: 

Was ist noch eine nondirektive Herangehens-

weise ohne Rechtfertigungslasten, die das Verfas-

sungsgericht gerade verbietet, und was sind noch 

zulässige Störfragen (Herr Kruse hat das schon er-

wähnt), die eigentlich nur dazu beitragen sollen, 

dass der oder die Einzelne sich ihrer eigenen 

Selbstbestimmung und dessen vergewissert, was 

sie oder er möchte? Das ist eine Frage der Fach-

lichkeit (auch wie Gespräche geführt werden), die 

aber rechtlich vernünftig gerahmt werden muss.  

(Folie 9) 

Ein solcher Ansatz, der von der Relationalität her 

denkt, trägt dazu bei, „dass sich der assistierte Su-

izid in der Gesellschaft [nicht] als normale Form 

der Lebensbeendigung durchsetzt“; das sagt das 

Verfassungsgericht eben auch. Mir ist wichtig, 

dass diese Aussage, die sich einer Normalisierung 

entgegenstellt, den vorherrschenden Grundton, 

den das Gericht wählt – nämlich den antipaterna-

listischen Grundton –, etwas relativiert.  

Wir sollten uns auch vor einer überzogenen Kritik 

des Verfassungsgerichts zurückhalten, weil die 

Institution insgesamt so wichtig ist. Aber wir soll-

ten in der Sache doch differenziert hinschauen, 

denn das Gericht sieht auch: Es kann Grenzen ge-

ben, die aber sehr vorsichtig im Respekt vor der 

Selbstbestimmung definiert werden müssen.  

Ich habe eingangs gesagt: Im Hintergrund taucht 

die Menschenwürde auf. Das allgemeine Persön-

lichkeitsrecht ist im Kern garantiert durch Artikel 

2 Absatz 1, in Verbindung, also im Hintergrund 

mit Artikel 1 Absatz 1. Das führt für mich zu der 

Frage: Gibt es eigentlich in dieser Diskussion ei-

nen eigenständigen verfassungsrechtlichen Ort 

für die Menschenwürde? Wo ist die Menschen-

würde? Das ist die interessante Frage in der De-

batte. Geht sie völlig auf in einem Selbstbestim-

mungsverständnis, das strikt paternalistisch argu-

mentiert? Oder müssen wir nicht versuchen, die 

Menschenwürde neu zu verorten in der Diskus-

sion anhand des Gedankens eines relationalen 

Umgangs mit suizidaler Vulnerabilität?  

Das könnte ein Versuch sein, diesen unguten Ge-

gensatz von Selbstbestimmung und Menschen-

würde, von Freiheit und Lebensschutz etwas auf-

zubrechen und von der Selbstbestimmung her zu 

denken und zu fragen: Wie können wir vielleicht 

bislang nicht hinreichend bedachte Aspekte der 

Selbstbestimmung, nämlich ihre Fragilität in be-

stimmten Lebenssituationen, darüber adressie-

ren? 

Damit bin ich am Schluss angelangt. Begriffe wie 

Vulnerabilität und Relationalität sind gelungene 

interdisziplinäre Verbundbegriffe, die unter-

schiedliche Disziplinen verwenden, die sich auch 

aufeinander zubewegen können, aber auch Such-

begriffe sind. Der Begriff der Vulnerabilität ist 

nicht so klar, dass an ihm nicht noch gearbeitet 

werden muss, damit er nicht ein unbestimmter 

Containerbegriff wird. Aber das muss er nicht 

sein, sondern er kann sehr spezifisch verwandt 

werden und kann eine Chance sein, den Begriff 

der Menschenwürde als einen Aspekt der Selbst-

bestimmung neu zu entdecken, nicht als Wider-

spruch, und insofern auch den Blick auf die Prob-

lematik etwas zu weiten und die Selbstbestim-

mung noch differenzierter wahrzunehmen. Vielen 

Dank.  
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Helmut Frister 

Vielen Dank, Herr Rixen. Wir machen direkt wei-

ter mit Frau Rostalski und ihrem Vortrag.  

Strafrechtliche Perspektive 

Frauke Rostalski · Deutscher Ethikrat 

[per Video zugeschaltet] 

(Folie 1) 

Vielen Dank. Meine sehr verehrten Damen und 

Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe 

die große Ehre, den strafrechtlichen Vortrag zu 

halten. Ich spreche zum Thema Freiheit und Ster-

ben, zu den Kriterien autonomen Sterbens und ih-

rer Beachtung im System der Tötungsdelikte. 

Das Bundesverfassungsgericht hat – wir haben es 

gerade gehört – in seiner Entscheidung zu Para-

graf 217 StGB, der geschäftsmäßigen Förderung 

der Selbsttötung, das Selbstbestimmungsrecht in 

Bezug auf den eigenen Tod gestärkt. Aus gesetz-

geberischer Sicht ist damit die Beantwortung der 

Frage auf Anfang gestellt, wie rechtlich mit Ver-

haltensweisen umgegangen werden sollte, die die 

Selbsttötung eines anderen fördern. 

Dem höchstrichterlichen Urteil lässt sich entneh-

men, dass der freie Willensentschluss des Einzel-

nen, seinem Leben ein Ende zu setzen, von Rechts 

wegen respektiert werden muss. Hieraus ergeben 

sich zumindest zwei Schwierigkeiten: Zum einen 

ist zu fragen, unter welchen Voraussetzungen von 

einem freien Sterben überhaupt ausgegangen 

werden kann, und zum anderen fragt sich, wie 

eine angemessene rechtliche Wahrung des freien 

Sterbens aussieht, die zugleich auch den berech-

tigten Lebensschutz nicht aus dem Blick verliert. 

Mit beiden Fragen möchte ich mich in meinem 

Vortrag beschäftigen. 

(Folie 2) 

Zur ersten Frage. Welcher Maßstab für die An-

nahme einer freiverantwortlichen Suizidentschei-

dung angelegt werden muss, ist in der strafrechts-

wissenschaftlichen Literatur umstritten. Das Bun-

desverfassungsgericht positioniert sich zugunsten 

der hier auf der Folie erstgenannten Position, 

nämlich der Einwilligungsregeln. Danach handelt 

eine Person freiverantwortlich, wenn sie „dazu in 

der Lage ist, Bedeutung und Tragweite ihres Ent-

schlusses zu erkennen und nach dieser Einsicht zu 

handeln“.  

Auf einer Linie mit dieser Position liegt es, wenn 

das Bundesverfassungsgericht für einen freien 

Suizidentschluss verlangt, dass der Einzelne „auf 

der Grundlage einer realitätsbezogenen, am eige-

nen Selbstbild ausgerichteten Abwägung des Für 

und Wider trifft“. Dabei dürfe er keinen unzuläs-

sigen Einflussnahmen oder Druck ausgesetzt sein, 

wie etwa Zwang, Drohung oder Täuschung, und 

schließlich setze eine freie Suizidentscheidung 

voraus, dass diese von einer gewissen Dauerhaf-

tigkeit und inneren Festigkeit getragen ist.  

Demgegenüber ließe sich ein engerer Rahmen 

ziehen. Dafür steht die Position, die sich an den 

Exkulpationsregeln orientiert. Das sind insbeson-

dere die Vorschriften Paragraf 20 StGB, der die 

Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störung re-

gelt, und Paragraf 35 des deutschen Strafgesetz-

buches, der entschuldigende Notstand.  

Um ein Gefühl für diese Differenzierung zu be-

kommen, habe ich ein kleines Beispiel mitge-

bracht. Stellen Sie sich die Situation vor, in der 

der Täter dem Opfer ein spezifisches Verhalten 

abverlangt und, um dies zu erreichen, dem Opfer 

androht, andernfalls ein ehrenrühriges Verhalten 

des Opfers öffentlich zu machen. In dieser Druck-

situation handelt das Opfer dann auch im Sinne 

eines Eingriffs in die eigenen Rechtsgüter. Allein 

derjenige, der hier den Einwilligungsregeln folgt, 
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kann zu dem Ergebnis kommen, dass es sich um 

ein nicht freiverantwortliches Verhalten des Op-

fers handelt. Wer sich an den Exkulpationsregeln 

orientiert, müsste in diesem Fall (in dem das Op-

fer handeln, um die Publikation von ehrenrühri-

gen Tatsachen abzuwenden) sagen, dass es sich 

um ein freies Verhalten handelt, denn hier besteht 

keine Gefahr für das Leib, Leben oder Fortbewe-

gungsfreiheit.  

(Folie 3) 

Meiner Ansicht nach sprechen die besseren 

Gründe für eine Orientierung an den Einwilli-

gungsregeln. Das liegt daran, dass die Konstella-

tion der rechtfertigenden Einwilligung – genauso 

wie diejenige der freiverantwortlichen Selbstge-

fährdung und Selbstschädigung – zugeschnitten 

ist auf Fälle, in denen eine Rechtsgutbeeinträchti-

gung erfolgt in Einklang mit dem Willen des 

Rechtsgutsinhabers. Stets hat hier also eine Wil-

lensäußerung stattgefunden, auf die hin eine 

Schädigung des Einzelnen erfolgt, sei es durch 

fremd[..]iges Verhalten oder selbstschädigendes. 

Anders ist es bei den Exkulpationsregeln. In die-

sen Fällen liegt keine solche Willensäußerung 

vor. Insofern unterstütze ich hier die Positionie-

rung des Bundesverfassungsgerichts. 

(Folie 4) 

Trotz dieser grundlegenden Weichenstellung ist 

nicht zu verhehlen, dass für das Vorliegen einer 

freiverantwortlichen Suizidentscheidung der Teu-

fel meist im Detail liegt. Ob der Betreffende die 

Bedeutung und Tragweite seines Entschlusses 

überblicken und dementsprechend handeln konn-

te, das sind Fragen der angemessenen Verteilung 

von Verantwortung […] und damit normative 

Fragen.  

Wir müssen hier zwei Dinge unterscheiden: zum 

einen die Frage, ob Freiverantwortlichkeit tat-

sächlich vorliegt, und zum anderen die Frage, ob 

ein anderer bzw. die Rechtsgemeinschaft von der 

Freiverantwortlichkeit des jeweiligen Willensent-

schlusses ausgehen darf. Dieser Differenzierung 

liegt die Einsicht zugrunde, dass in Fällen der Ein-

willigung in ein die eigenen Rechtsgüter beein-

trächtigendes Verhalten oder der Selbstgefähr-

dung ein Erkenntnisdefizit besteht, dass das tat-

sächliche Vorliegen von Freiverantwortlichkeit 

betrifft. Ob unser Gegenüber in seiner Entschei-

dung tatsächlich nicht von Willensmängeln be-

einflusst ist, ist für uns mit letzter Sicherheit nie 

ganz zu sagen.  

Die Wahrung des Selbstbestimmungsrechts ge-

bietet es allerdings, Dritten nicht generell die Be-

teiligung an einer Selbstgefährdung oder Selbst-

schädigung zu untersagen. Das angesprochene 

Erkenntnisdefizit darf nicht einseitig zulasten des 

individuellen Rechtsgutsinhabers verschoben 

werden. Dafür spricht, dass es normativ relevante 

Gründe dafür geben kann, sich bei einem selbst-

schädigenden Verhalten auf die Hilfe eines Drit-

ten zu beziehen, also im Kontext der Suizidbei-

hilfe etwa die besondere Expertise von Ärzten o-

der deren Möglichkeit, Zugang zu spezifischen 

Substanzen zu bekommen. 

Aus diesem Grund muss ein Raum für die Betei-

ligung an selbstschädigenden Verhaltensweisen, 

ebenso wie bei Fremdschädigungen, die auf die 

Einwilligung des Betreffenden hin erfolgen, 

rechtlich gewährleistet werden.  

Allerdings ist in dieser normativen Abwägung zu-

gleich zu berücksichtigen, dass auch ein Interesse 

daran besteht, dass das jeweilige Rechtsgut, das 

gefährdet ist – in unserem Kontext das Leben –, 

geschützt wird vor nicht freiverantwortlichen Be-

einträchtigungen. Hierin liegt kein Paternalismus, 

denn es geht darum, diejenigen Verhaltensweisen 

herauszunehmen, in denen kein freier Wille be-

steht. Insofern ist die Beteiligung an einer freiver-

antwortlichen Selbstschädigung oder Selbst-
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gefährdung immer dann rechtlich erlaubt, wenn 

der Dritte von der Freiverantwortlichkeit ausge-

hen durfte und daher aus seiner Ex-ante-Perspek-

tive nicht fahrlässig im Hinblick auf das Vorlie-

gen von Freiverantwortlichkeit gehandelt hat. An-

dernfalls gilt für ihn eine Unterlassungspflicht.  

Auf diese Weise ist im Grundsatz nicht ausge-

schlossen, dass nicht doch Verhaltensweisen als 

unfrei beurteilt werden, bei denen dies tatsächlich 

nicht vorliegt. Die Wahrung des Selbstbestim-

mungsrechts gebietet es aber, dieses Risiko durch 

eine angemessene Bestimmung von Freiverant-

wortlichkeit im Einzelfall geringzuhalten. 

(Folie 5) 

Die Frage, unter welchen Bedingungen von einer 

freiverantwortlichen Suizidentscheidung ausge-

gangen werden darf, verläuft unmittelbar entlang 

der Grenze einer angemessenen Verteilung von 

Verantwortungslast zwischen dem Suizidwilligen 

und dem Dritten. Pauschale Fallgruppenbildun-

gen, hinter denen die konkrete Situation des Ein-

zelnen zurücktritt, verbieten sich. 

Aus meiner Sicht lassen sich hieraus einige 

Schlussfolgerungen für die für uns relevanten 

Fallgruppen – sicherlich gibt es darüber hinaus 

noch weitere – ziehen:  

Starre Altersgrenzen, zum Beispiel bei Kindern 

und Jugendlichen, halte ich nicht für sinnvoll. 

Geistige Erkrankungen können Raum für lichte 

Momente lassen, die auch freiverantwortliche 

Entscheidungen ermöglichen; dies ist auch der 

Fall bei Demenz und Depression.  

Irrtümer sind relevant, wenn der Betreffende un-

ter Lebensschutzgesichtspunkten insoweit 

schutzwürdig ist.  

Die Kriterien der Dauerhaftigkeit und der inneren 

Festigkeit, wie sie das Bundesverfassungsgericht 

aufnimmt, sollten nicht pauschal verlangt werden. 

Auch kurzfristig getroffene Entscheidungen 

können freie sein. Dies gilt besonders, wenn es 

sich um eine Person handelt, die unter körperli-

chen oder seelischen Qualen und Schmerzen lei-

det. Wenn diesem Leid nicht abgeholfen werden 

kann, darf die Person nicht zum Abwarten ge-

zwungen werden, vielmehr muss Suizidbeihilfe 

dann früher möglich sein. 

Fremdmotivierte Entschlüsse schließen die Frei-

verantwortlichkeit nicht per se aus, wenn zum 

Beispiel der äußere Impuls nach kritischer Refle-

xion als eigener übernommen wurde. 

Und zuletzt: Vernunftsmaßstäbe dürfen keine 

Rolle spielen. Sie können helfen, den anderen zu 

verstehen, sie sind dafür aber nicht zwingend, 

weil auch Empathie dies leisten kann. Der Suizid 

etwa aus Liebeskummer ist daher nicht pauschal 

ein unfreier.  

(Folie 6) 

Die dargelegten Grundsätze zur Freiverantwort-

lichkeit von Suizidentscheidungen weisen rele-

vante Implikationen für die geltende Rechtslage 

auf. Nach dem Urteilsspruch des Bundesverfas-

sungsgerichts im Hinblick auf den früheren Para-

grafen 217 StGB stellt sich die Rechtslage nun so 

dar, dass die Beihilfe zum Suizid straflos ist, wo-

hingegen die Tötung auf Verlangen nach Paragraf 

216 StGB nach wie vor strafbar ist. Die Tötung 

auf Verlangen erfasst – sprachlich ungenau – auch 

die Fälle der sogenannten Sterbehilfe.  

Der wesentliche Unterschied zwischen diesen 

beiden Fallgestaltungen wird darin gesehen, dass 

allein in Fällen der Suizidbeihilfe Eigenhändig-

keit des Suizidenten vorliegt, wohingegen sämtli-

che Fälle der Fremdhändigkeit unter die Vor-

schrift des Paragrafen 216 fallen, wenn sie auf den 

ernsten und ausdrücklichen Willen oder Wunsch 

des Betreffenden hin erfolgen. Also selbst wenn 

der ausdrückliche und ernstliche Wunsch geäu-

ßert wurde, ist das Verhalten verboten und 
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strafbar nach unserer Rechtsordnung als Tötung 

auf Verlangen.  

Diese Rechtslage halte ich aus mehreren Gründen 

für kritikwürdig. Dies betrifft nicht, das möchte 

ich vorwegschicken, die Abschaffung des Para-

grafen 217 StGB bzw. die […] Nichtigerklärung 

durch das Bundesverfassungsgericht, dies halte 

ich für begrüßenswert. Dabei möchte ich nicht auf 

die verfassungsrechtliche Perspektive eingehen, 

sondern nur einige handwerkliche Schwächen 

dieser Vorschrift anmerken.  

Sie war einerseits zu weit. Durch das Kriterium 

der Geschäftsmäßigkeit erfasste die Vorschrift 

auch das Verhalten von Ärzten, die sich über die 

Ernsthaftigkeit des Sterbewunsches des Suiziden-

ten klar versichert hatten.  

Andererseits war die Vorschrift des Paragrafen 

217 StGB zu eng, indem sie eine generelle Straf-

losigkeit vorsah für das Verhalten von Angehöri-

gen. Dies beurteile ich insofern als problematisch, 

als gerade in diesen Beziehungen durchaus unzu-

lässige Beeinflussungen der Freiverantwortlich-

keit des Suizidenten stattfinden können.  

Allerdings wirft die Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts einen langen Schatten auf die 

Vorschrift des Paragrafen 216 StGB, die Tötung 

auf Verlangen. Grund hierfür ist der Umstand, 

dass auch Paragraf 216 das Selbstbestimmungs-

recht des Sterbewilligen in nicht unerheblicher 

Weise beeinträchtigt. Durch Paragraf 216 wird 

dem Sterbewilligen ein legaler Weg zur Tötungs-

handlung abgeschnitten, die auf seinen ernstli-

chen und ausdrücklichen Wunsch hin durch die 

Hand eines Dritten vollzogen werden [kann].  

Im Anschluss an die Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts scheint es mir daher notwen-

dig, mit besonderer Dringlichkeit noch einmal zu 

fragen: Lässt sich diese Beschneidung des Selbst-

bestimmungsrechts rechtfertigen?  

Ich verneine dies. Ein Abstellen auf die Differen-

zierung von Eigenhändigkeit auf der einen Seite 

und Fremdhändigkeit auf der anderen Seite, wie 

sie das Gesetz derzeit vornimmt, erweist sich für 

die Lösung des im Kontext der Tötung auf Ver-

langen auftretenden Erkenntnisproblems als un-

zureichend. Die Verantwortungslast hierfür darf 

selbst in Fällen der konsentierten Fremdtötung 

nicht einseitig dem einzelnen Rechtsgutsinhaber, 

dem Einwilligenden, aufgebürdet werden.  

Wie dargelegt gibt es auch im Kontext von durch 

anderen ausgeführten konsentierten Tötungs-

handlungen normativ relevante Gründe für die Er-

laubtheit des Verhaltens. Ein pauschales Verbot 

sämtlicher Fremdtötungen, die von der Einwilli-

gung des Rechtsgutsinhabers gedeckt sind, er-

weist sich aus meiner Sicht als Simplifizierung, 

die der in diesem Fall bestehenden komplexen In-

teressenlage nicht im Ansatz gerecht wird. Nur so 

lässt sich auch nur der Wildwuchs erklären, den 

die Rechtsprechung und die Literatur im Hinblick 

auf die Fallgruppen der Sterbehilfe inzwischen 

bieten.  

(Folie 7) 

Wie soll die Rechtslage nun aussehen? Sowohl 

Paragraf 216 als auch Paragraf 217 tragen im 

Grundsatz einen berechtigtem Anliegen Rech-

nung: Die Entscheidung, dem eigenen Leben ein 

Ende zu setzen, ist Ausdruck des individuellen 

Selbstbestimmungsrechts und damit schutzwür-

dig. Wer diese Entscheidungen unzulässigerweise 

beeinträchtigt, handelt verboten und verdient 

grundsätzlich auch Strafe für sein Verhalten. 

Meine Ausführungen haben hoffentlich gezeigt, 

dass die beiden im Raum stehenden Vorschriften 

diesem Anliegen nicht angemessen Rechnung ge-

tragen haben. Dabei steht eines nach geltender 

Rechtslage fest: Sofern eine Fremdtötung oder 

eine Beihilfe zum Suizid stattfindet, die nicht ge-

deckt ist von einem freiverantwortlichen Verhal-
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ten des Suizidenten oder Sterbewilligen, dann ist 

dies ein verbotenes und strafbares Verhalten, zu-

mindest nach der Vorschrift des Paragrafen 222 

StGB, als nach der fahrlässigen Tötung.  

Allerdings ist für eine Strafbarkeit wegen Tot-

schlags oder fahrlässiger Tötung stets vorausge-

setzt, dass der Nachweis gebracht wird, dass es 

sich tatsächlich um einen Fall handelt, in dem 

etwa ein Willensmangel vorlag, also keine Freiver-

antwortlichkeit bzw. keine rechtfertigende Einwil-

ligung vorliegt. Sofern sich dies aber nachträglich 

nicht sicher sagen lässt (das dürfte ein praktisch 

bedeutsamer Fall sein, vor allen Dingen, wenn die 

Suizidbeihilfe zum Erfolg geführt hat), dann 

scheidet eine Strafbarkeit in dubio pro reo aus. 

Diese nach Aufhebung von Paragraf 217 und 

selbst bei Bestehen von Paragraf 216 bestehende 

Strafbarkeitslücke wiegt aus meiner Sicht im 

Kontext des Lebensschutzes schwer. Das liegt an 

der hohen Tragweite der Entscheidung, mit der 

wir es hier zu tun haben, und mit der Irreversibi-

lität des Schadens. Eine Bestrafung sollte daher 

meiner Ansicht nach auch dann möglich sein, 

wenn gerade nicht sicher feststellbar ist, ob der 

Sterbewillige tatsächlich frei von Willensmän-

geln konsentiert hat.  

(Folie 8) 

Ich schlage daher folgende Vorschrift vor. Sie soll 

lauten: 

„Wer einen anderen Menschen auf dessen Verlan-

gen hin tötet, obwohl er nach den Umständen 

nicht davon ausgehen darf, dass die Selbsttötung 

frei von wesentlichen Willensmängeln ist, wird 

[…] bestraft. Ebenso wird bestraft, wer unter die-

sen Voraussetzungen die Selbsttötung eines ande-

ren oder deren Versuch veranlasst oder fördert.“ 

Satz 1 erfasst also die Fälle der Tötung auf Ver-

langen, also der Fremdtötung, Satz 2 diejenigen 

der Suizidbehilfe. Strafbar macht sich also, wer 

fahrlässig in Hinsicht auf das eigene Leben, bezo-

gen auf das Selbstbestimmungsrecht des Opfers 

handelt. Zur Strafbarkeit bedarf es allerdings 

nicht des Erfolgseintritts in Gestalt einer tatsäch-

lich nicht freiverantwortlichen Entscheidung des 

Opfers, insofern wird die Lücke geschlossen.  

Zugleich wiederholt diese Vorschrift nicht den 

Fehler des jetzigen Paragrafen 216, indem Dritten 

nicht pauschal Tötungshandlungen auf Einwilli-

gung des Opfers hin untersagt werden. Es wird 

vielmehr verlangt, dass strikt darauf geachtet 

wird, dass der Betreffende sorgfältig geklärt hat, 

ob der Sterbewunsch des Getöteten freiverant-

wortlich ist. 

(Folie 9) 

Ergänzend kommt zu der von mir vorgeschlage-

nen materiellrechtlichen Vorschrift in Betracht, 

dass man die freiverantwortliche Entscheidung 

des Sterbewunsches durch prozedurale Regelun-

gen absichert. Wir haben schon gehört, dass das 

auch ein Weg ist, den das Bundesverfassungsge-

richt ins Spiel gebracht hat. 

Hier müssen wir auf einige Dinge achten: Sollte 

es zu prozeduralen Regelungen kommen, müssen 

wir berücksichtigen, dass stets die Gefahr eines 

Paternalismus durch die Hintertür im Raum steht. 

Ich möchte das nicht wiederholen; Herr Rixen hat 

das schon angesprochen. 

Zum anderen müssen wir berücksichtigen, dass 

solche prozeduralen Regelungen durchaus Ab-

schreckungseffekte hervorrufen können bei den-

jenigen, die grundsätzlich zur Sterbebegleitung 

bereit sind. Etwa könnte der Arzt, der nun ein for-

melles Verfahren einhalten muss, dieses Verfah-

ren so interpretieren, dass es ihm eine höhere 

Hürde setzen soll als bislang und vielleicht sogar 

als gesetzgeberischer Auftrag zu verstehen ist, 

entsprechende Verhaltensweisen gerade nicht 

vorzunehmen. 
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Verfahrensregelungen schützen nicht per se vor 

Strafbarkeit. Insofern scheint es mir vorzugswür-

dig, eine materiellrechtliche Regelung zu schaf-

fen und keine zusätzlichen prozeduralen Regelun-

gen. 

(Folie 10) 

Zu einem freien Leben gehört das freie Sterben. 

Es liegt in der Entscheidung jedes Einzelnen, ob, 

wann und auf welche Weise er seinem Leben ein 

Ende setzt. Hierzu gehört es auch, sich der Unter-

stützung anderer zu bedienen, und zwar selbst 

dann, wenn dies bedeutet, durch die Hand des an-

deren zu sterben.  

Dem Recht, frei über den eigenen Tod zu ent-

scheiden, trug Paragraf 217 nicht angemessen 

Rechnung. Doch auch die Tötung auf Verlangen 

gemäß Paragraf 216 StGB greift in schwerwie-

gender Weise in das individuelle Selbstbestim-

mungsrecht im Hinblick auf das eigene Sterben 

ein. 

Geboten scheint mir daher im Anschluss an die 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

eine Reform der Tötungsdelikte des Strafgesetz-

buchs in diesem Bereich. Dies gelingt durch eine 

Norm, die unter Strafe stellt, einen anderen auf 

dessen Verlangen hin zu töten oder sich an dessen 

Selbsttötung zu beteiligen, obwohl nach den Um-

ständen nicht davon ausgegangen werden darf, 

dass die Entscheidung des Opfers zur Tötung frei 

von wesentlichen Willensmängeln ist. Proze-

durale Vorschriften zur Regelung der Sterbebe-

gleitung erscheinen mir möglich, leisten aber kei-

nen über das materielle Recht hinausgehenden re-

levanten Beitrag.  

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  

Diskussion 

Helmut Frister 

Vielen Dank, Frau Rostalski, für den Vortrag, der 

sicherlich Anlass zur Diskussion geben wird. Das 

sieht man auch daran, dass ich schon während des 

Vortrags die erste Wortmeldung von Steffen 

Augsberg bekommen habe.  

Steffen Augsberg [per Video zugeschaltet] 

Vielen Dank, Frau Rostalski, für den Vortrag und 

insbesondere dafür, dass Sie deutlich machen, wie 

eng die Verbindung zwischen den Paragrafen 216 

und 217 ist. Das fällt in Diskussionen häufig unter 

den Tisch, und es ist gut und richtig, dass Sie da-

rauf hinweisen, dass das Kriterium der Tatherr-

schaft, das üblicherweise als eine riesige Kluft 

dargestellt wird, die die beiden Bereiche vonei-

nander trennt, sehr problematisch ist und dass 

diese Kluft möglicherweise nur ein kleiner Spalt 

ist. Ich sehe das im Ergebnis 200-prozentig anders 

als Sie und würde es um 180 Grad drehen, aber 

diese Verbindung von Paragraf 216 und 217, da 

sind wir beieinander. 

Meine Frage bezieht sich auf Ihren Vorschlag und 

dessen Praxisrelevanz oder -tauglichkeit. Das ist 

ja schon in der Formulierung ungewöhnlich, dass 

man eine doppelte Verneinung und auch tatsäch-

liche und normative Elemente miteinander ver-

knüpft, indem man sagt: Nach den bekannten 

Umständen darf jemand davon ausgehen. Das 

scheint mir schon anzudeuten, dass hier eine 

Reihe von interpretatorischen Schwierigkeiten 

noch drinsteckt. 

Ich glaube andererseits – und das ist mein Prob-

lem, weil Sie sich an der Weite des Paragrafen 

217 gestört haben –, dass Sie mit so einer Norm 

eine mögliche Strafbarkeit gerade diesseits des ja 

eigentlich beschränkenden Merkmals der Ge-

schäftsmäßigkeit in den Raum stellen würden, 

und damit lassen Sie das, was für den Gesetzgeber 
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entscheidend war, nämlich ein Kriterium zu fin-

den, das gerade diese Interessenkollision irgend-

wie abbilden soll (und ob das perfekt gelungen ist, 

darüber kann man natürlich streiten), schlicht fal-

len, […] es gibt hier keine entsprechende Be-

schränkung mehr.  

Auf der anderen Seite steht die Frage – und das ist 

eine strafrechtliche Frage, wo Sie sich besser aus-

kennen, aber die ich gerne beantwortet haben 

würde –, ob man das überhaupt braucht. Die vor-

sätzliche Unterstützung eines dem Täter bekann-

ten, nicht freiverantwortlichen Suizids ist schon 

bislang strafbar, ist ein […] Totschlag in mittel-

barer Täterschaft. Wir können das sogar als Fahr-

lässigkeitsstrafbarkeit haben. 

Ich habe den Eindruck, dass bei Ihrem Vorschlag 

eigentlich nur bleibt, dass der Täter zu Unrecht 

davon ausgeht, dass eine tatsächlich bestehende 

Freiverantwortlichkeit nicht gegeben ist, und un-

ter diesen Voraussetzungen Hilfe leistet. Das ist 

aber nicht nur eine bloß abstrakte Gefährdung, 

sondern es liefe darauf hinaus, dass man eine ge-

sonderte Strafbarkeit für einen an sich untaugli-

chen Versuch schafft. Ich kann mir nicht vorstel-

len, dass das eine sinnvolle Regelung ist.  

Stephan Kruip  

Der Philosoph van den Daele hat darauf hinge-

wiesen, dass die klare Haltung des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Suizidbeihilfe auch den empiri-

schen Daten zur Meinung der Bevölkerung ent-

spricht: Über 80 Prozent sind damit einverstan-

den, dass ein Mensch, der schwer leidet und un-

heilbar krank ist, seinem Leben ein Ende setzen 

und dazu auch Hilfe in Anspruch nehmen darf. 

Frau Rostalski, wie sehen Sie das? Wir haben 

heute durch die Gegenüberstellung der Vorträge 

gesehen, dass es Institutionen gibt, die die Er-

laubtheit des Suizids grundsätzlich infrage stellen 

und moralisch verwerfen unter Rückgriff auf phi-

losophische Traditionen oder heilige Schriften. 

Inwiefern ist das geeignet, die Freiverantwortlich-

keit der Entscheidung der betroffenen Person zu 

beeinflussen oder zu verhindern?  

Zwei Beispiele, wo ich diese Positionen proble-

matisch finde. Meine Eltern sind über 90, mein 

Vater äußert durchaus Bilanzsuizidgedanken und 

wird dann von meiner Mutter zurechtgewiesen, 

die sagt: „Das ist unmoralisch, das ist unerlaubt, 

das darfst du nicht, das sagt die Kirche.“  

Herr van den Daele hat darauf hingewiesen, dass 

der Begründung des ursprünglichen Gesetzes des 

Verbotes der geschäftsmäßigen Suizidbeihilfe un-

terschwellig Argumente und Auffassungen zu-

grunde lagen, die entweder empirisch nicht stim-

men oder auf solchen philosophischen Traditio-

nen beruhen, die nach dem Urteil des Bundesver-

fassungsgerichts problematisch sind.  

Wie sehen Sie diese Beeinflussung und das Risiko, 

dass da die Freiverantwortlichkeit gefährdet ist? 

Franz-Josef Bormann 

Zum Vortrag von Herrn Rixen. Wir haben jetzt 

einen thematischen Schwenk vollzogen: Vorher 

haben wir über die Erlaubtheit der Suizidhand-

lung gesprochen, jetzt reden wir über die Mög-

lichkeiten der Suizidbeihilfe. Das ist eine wesent-

liche Themenverlagerung, die im Blick auf die 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

natürlich naheliegt und notwendig ist. 

Meine Frage betrifft die Kriterien der Dauerhaf-

tigkeit und der inneren Festigkeit. Man könnte ja 

die Brücke schlagen und sagen: Das sind zwei un-

terschiedlich operationalisierbare Parameter. Bei 

der Dauerhaftigkeit macht man einfach rein prag-

matisch irgendwelche Regelungen. Man fragt die 

Betroffenen in zeitlichen Intervallen, und wenn 

sich über einen längeren näher zu definierenden 

Zeitraum die Meinung nicht verändert, dann ge-

hen wir davon aus, dass das dauerhaft ist. Das ist 

relativ einfach. 
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Bei der inneren Festigkeit ist das viel komplizier-

ter, denn wir wissen aus der Sterbewunschfor-

schung, wie volatil das ist, und wir wissen nicht 

genau, wie viel die Ärzte über das Selbstbild der 

Patienten wissen und wissen können. Das ist we-

sentlich komplexer. 

Dazu kommt die Frage, und das ist bisher noch 

nicht thematisiert worden: Wenn Vertreterinnen 

und Vertreter aus den Gesundheitsberufen hier 

helfend tätig werden sollen im Sinne der Suizidas-

sistenz, stellt sich die Frage: Gibt es für dieses 

Handeln einen Bezug zur Indikationsstellung? 

Denn normalerweise sind Ärztinnen und Ärzte an 

Indikationsstellungen gebunden. Kann man sich 

in verfassungs- oder strafrechtlicher Art vorstel-

len, dass es so etwas wie eine Indikation zur Sui-

zidassistenz geben sollte? Oder würden die Juris-

ten sagen: Das müssen wir ganz anders regulie-

ren, da lassen wir mal den Indikationsbegriff raus. 

Denn das ist auch in der medizinethischen De-

batte umstritten: Es gibt Verfechter, die den Indi-

kationsbegriff bewusst ausweiten wollen, um so 

etwas möglich zu machen. Andere sehen das viel 

kritischer. Da würde mich Ihre Einschätzung in-

teressieren.  

Frauke Rostalski 

Herr Augsberg, vielen Dank für die klare Stel-

lungnahme zu dem Gesetzesentwurf. Sie haben 

recht, die von mir vorgeschlagene Regelung geht 

in Teilen weiter als Paragraf 217, wie er vom 

Bundesverfassungsgericht vorgelegt wurde, wie 

der Gesetzgeber ihn geschaffen hat. Darin sehe 

ich aber keinen Mangel. Ich hatte ja gesagt, dass 

beispielsweise Beziehungen unter Angehörigen 

durchaus so gestaltet sein können, dass bestimmte 

Einflussnahmen vorgenommen werden, die sich 

negativ auf das Selbstbestimmungsrecht auswir-

ken, gerade in solchen Näheverhältnissen, wenn 

da vielleicht mal nicht die optimale familiäre Si-

tuation vorherrscht. Das sah ich als Mangel des 

Paragrafen 2017 und würde es daher befürworten, 

wenn diese Verhaltensweisen in der von mir be-

schriebenen Weise mit erfasst werden. 

Jetzt stellt sich die eigentlich noch spannendere 

Frage: Brauchen wir das überhaupt? Ich hatte ver-

sucht, im Vortrag zu zeigen, dass wir da eine 

Strafbarkeitslücke haben, die über das hinaus-

geht, was Sie beschrieben haben. Denn wir kön-

nen gerade nicht bestrafen wegen fahrlässiger Tö-

tung oder sogar Totschlags, wenn sich uns die 

Schwierigkeit gegenüberstellt, dass wir nicht 

nachweisen können, dass der Wunsch des Betref-

fenden tatsächlich nicht auf Freiverantwortlich-

keit beruhte. Und wenn er tatsächlich getötet 

wurde oder Suizid begangen hat, dann verstärkt 

sich dieses Nachweisproblem noch. Insofern er-

scheint mir ein solches Gefährdungsdelikt hier als 

der richtige Weg. Das ist klassisch gesprochen 

eine Form des fahrlässigen Versuchs, die ich hier 

vorschlage.  

Gesetzestechnisch kennen wir das schon, etwa 

aus dem Bereich der Brandstiftungsdelikte und 

anderen Bereichen. Es wäre also kein Neuland, ist 

im Strafgesetzbuch durchaus so vorgesehen, und 

ich halte es auch für richtig, eine solche Vorschrift 

zu implementieren, selbst wenn wir dadurch diese 

Irrtumskonstellation mit reinbekommen.  

Denn wir müssen uns fragen: Was ist das Verhal-

tensunrecht, mit dem wir es zu tun haben? Na ja, 

die Situation, in der sich eine Person vorstellt, 

dass der andere nicht freiverantwortlich handelt. 

Und wenn es um so etwas wie das Leben geht, 

dann halte ich es für sinnvoll, die Strafbarkeit 

doch so weit vorzuverlagern, eine solche Vorsicht 

walten zu lassen und selbst diese Irrtumskonstel-

lation und die Ex-ante-Konstellation, wo aus 

Sicht des Normadressaten eine Gefahr besteht, 

mit zu erfassen.  

Zu Herrn Kruip: Ich sehe durchaus die Schwierig-

keit, die Sie angesprochen haben, dass moralische 
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Positionen von außen die Freiverantwortlichkeit 

beeinflussen können. Für unseren Kontext ist es 

aber viel spannender, nicht nur zu fragen, was ist 

mit den religiösen Beeinflussungen, die uns von 

einen freiverantwortlichen Suizid abhalten, son-

dern mit den ideologischen Vorstellungen, die 

vielleicht den Sterbewunsch erst hervorrufen, also 

bestimmten Sekten, die sich vorstellen, dass der 

Suizid die einzige Möglichkeit ist, sein Leben an-

gemessen zu beenden. Hier ist eine schwierige 

Frage im Einzelfall zu klären: Beruht das jetzt auf 

dem freien Willen des Einzelnen oder ist das eine 

zu starke Beeinflussung durch die Ideologie?  

Stephan Rixen 

Herr Bormann hatte die Frage gestellt einer, ich 

nenne es jetzt mal Indikationenlösung bei der Su-

izid[…] Ich glaube, das ist nach dem Urteil des 

Verfassungsgerichts ausgeschlossen. Hier ist die 

Gefahr sehr groß, dass das eine Art materielle 

Vernünftigkeitskontrolle wäre. Das scheint mir 

nicht der Fall zu sein. Der prozedurale Ansatz 

schließt das im Übrigen auch aus, dass man das 

auf bestimmte Lebenssituationen bezieht. So hat 

das Gericht ja gesagt: Das Recht gilt in jeder 

Phase des Lebens. 

Zu Herrn Kruip: Ihr Thema kommt auch im Urteil 

des Bundesverfassungsgerichts vor. Im Leitsatz 

1b heißt es: Die Entscheidung für den Suizid ist 

im Ausgangspunkt von Staat und Gesellschaft zu 

respektieren. Wichtig ist „und Gesellschaft“. Was 

heißt das? Das ist bislang zu wenig diskutiert wor-

den. Inwieweit kann die Gesellschaft, wer immer 

das ist (konkrete Träger von Einrichtungen, reli-

giöse Träger zum Beispiel), in die Pflicht genom-

men werden? Wir beobachten, dass – wie ich 

finde berechtigt – mit Blick auf Religionsfreiheit 

religiöse Träger etwa sagen: „Das möchten wir in 

unseren Einrichtungen nicht.“  

Im Urteil steht auch: Dieser Respekt kann nicht 

grenzenlos verlangt werden. Da kommen wir an 

einen interessanten Punkt, wie wir in der pluralen 

Gesellschaft unterschiedliche Ansichten aushal-

ten und ausbalancieren. Das scheint mir das 

Wichtigste zu sein, dass wir nicht in Alles-oder-

nichts-Lösungen gehen, sondern die Balance hin-

bekommen: Wie kann – das ist ganz klare Ansage 

des Verfassungsgerichts – diese Selbstbestim-

mung auch im Sterben garantiert werden? Wie 

können aber auch andere Sichtweisen in der Ge-

sellschaft noch präsent sein? Auch die Sichtweise, 

dass es Menschen, Gruppen, Religionen, Weltan-

schauungen gibt, die den Suizid aus verschiedens-

ten Gründen vielleicht skeptisch oder kritisch be-

trachten.  

Carl Friedrich Gethmann 

Ich wollte eingehen auf die Aussage von Herrn 

Rixen, dass der Begriff der Selbstbestimmung ir-

gendwie im Gedanken der Menschenwürde ver-

ankert sein muss und wie das sein könnte. Ich er-

setze jetzt mal frei die Selbstbestimmung durch 

Handlungsurheberschaft nach meinem eigenen 

Vorschlag und sage: In der Tat muss die Hand-

lungsurheberschaft ein konstitutives Moment von 

Würde sein.  

Nun gibt es im Moment ziemlich starke Kritik am 

Würdebegriff. Es wird gefordert, den Begriff der 

Menschenwürde durch die Menschenrechte zu er-

setzen, oder es wird gefordert, ihn zu diffundie-

ren: Es wird von Tierwürde und sogar von Pflan-

zenwürde gesprochen. Wenn wir dem stattgeben, 

verliert die Sache ihre semantische Kontur.  

Mein Vorschlag wäre, auf die kantische Selbst-

zweckformel zurückzugehen. Wenn man das aber 

tut, dann unterstellt man, dass Handlungen 

Zweckrealisierungsversuche sind. Wenn man das 

nicht kann, weil man Handlungen von vornherein 

naturalistisch interpretiert, dann verdampft der 

Würdebegriff. Das heißt, diese Unterscheidung 

muss man machen. 
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Aber metaphysische Investitionen – wenn ich mal 

in die Grundgesetzkommentare zu Artikel 1 Ab-

satz 1 blicke, was da alles erzählt wird über intrin-

sische unerschütterliche Größen, Spitze der Wert-

hierarchie usw. – diese metaphysischen Investiti-

onen sollte man fallen lassen. Denn sie erzeugen 

Begründungslasten, die erstens unnötig und zwei-

tens schwer zu erfüllen sind. Dann attackiert man 

den Würdebegriff wegen überzogener Investitio-

nen.  

Also kurz gesagt: festhalten am Gedanken der 

Selbstzwecklichkeit, und wenn der Mensch einer 

ist, der Zwecke zu realisieren versucht, dann muss 

ich eben von Handlungsurheberschaft ausgehen.  

Dann bleibt allerdings immer noch eine Grau-

zone. Das muss man anerkennen. Das hat Herr 

Kruse schon am Beginn angesprochen. Die Krite-

rien, nach denen wir feststellen, dass etwa ein in-

nerer Zwang so stark ist, dass wir die Bekundun-

gen nicht mehr für bare Münze nehmen können, 

müssen wir präzisieren, und das ist ein schwieri-

ges Feld. 

Alena M. Buyx 

Frau Rostalski, vielen Dank für den Vortrag. Ich 

beziehe mich auf die pauschalen Gruppen zum 

Ausschluss von Freiverantwortlichkeit und fand 

es überraschend, dass dort Schmerz und Leid, die 

auch nicht dauerhaft vorhanden sein müssen, 

nicht als pauschale Gruppen zum Ausschluss von 

Freiverantwortlichkeit akzeptiert wurden.  

Ich fand das im Vortrag schlüssig argumentiert, 

aber möchte rückspiegeln, dass in der medizini-

schen und medizinethischen Diskussion genau 

solche Zustände paradigmatische Beispiele sind 

für innere Zwänge, die man beispielsweise thera-

peutisch angehen würde, um sicherzustellen, dass 

es sich um freiverantwortliche Entscheidungssitu-

ationen handelt. Das fand ich spannend, da würde 

ich gern etwas genauer eintauchen wollen. 

Andreas Lob-Hüdepohl 

Frau Rostalski, wenn ich Sie richtig verstanden 

habe, dann sagen Sie: Wenn ein Leid und ein 

Schmerz so unerträglich sind, dass ihnen durch 

therapeutische oder andere Maßnahmen nicht ab-

geholfen werden kann, dann sei sogar die Beihilfe 

zum Suizid fast schon eine medizinische Pflicht. 

Habe ich das richtig verstanden?  

Halten Sie es nicht für denkbar, dass eine Gesell-

schaft unerträgliche Zustände durchaus akzeptie-

ren kann, damit eine solche Form von Ausschei-

den aus dem Leben begünstigt wird? Diese Situa-

tion haben wir ja beispielsweise derzeit in Bel-

gien, dass bestimmte Therapieangebote gar nicht 

mehr gemacht werden und dass der Wunsch nach 

Suizidbeihilfe geäußert wird. Kann nicht die Un-

erträglichkeit von Situationen bewusst in Kauf 

genommen werden, weil es ja eine legitime Mög-

lichkeit gibt, anders aus dem Leben zu scheiden? 

Frauke Rostalski 

Alena, die Frage zu Leid und Schmerz und dass 

dadurch innere Zwänge hervorgerufen werden 

können: Das würde ich nicht bestreiten, und ich 

würde auch nicht sagen, dass wir pauschal sofort 

die Suizidbeihilfe vornehmen müssten, sondern 

meine Intention war zu sagen, wir müssen diffe-

renzieren: Wann kann Freiverantwortlichkeit vor-

liegen und was ist ein erlaubtes Verhalten für den 

Dritten? Das ist die Perspektive, aus der heraus 

ich als Strafrechtlerin auf das Problem schaue, 

nämlich: Was ist erlaubtes Verhalten einer ande-

ren Person, ob sie nun Hilfe leistet oder das tat-

sächlich durch die eigene Hand vornimmt? 

Und so wie die Vorschrift von mir konzipiert ist, 

ist ja gerade vorausgesetzt, dass sich der „Täter“ 

hinreichend vergewissern muss, dass er es mit ei-

ner freiverantwortlichen Entscheidung zu tun hat. 

Wenn er zum Beispiel sieht, da herrschen Leid 

und Schmerz, und kann anbieten, dass da eine 

Linderung eintritt und man etwa über die Dauer 
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der Linderung sagen kann: Schauen wir mal, ob 

sich dieser Suizidwunsch aufrechterhält oder ob 

er nicht aktuell bleibt, dann wäre das durchaus et-

was, was ich von Rechts wegen von dem Einzel-

nen verlangen würde.  

Aber, und das knüpft jetzt an das an, was Herr 

Lob-Hüdepohl gesagt hat: Wenn nicht die Mög-

lichkeit besteht, die Schmerzen zu lindern, (ich 

bin keine Medizinerin, aber es soll Fälle geben, in 

denen das einfach nicht möglich ist), dann er-

scheint es mir als eine Zumutung, die von staatli-

cher Seite dem Einzelnen, also dem Schmerzer-

leidenden, nicht aufgebürdet werden darf, hier 

weiterleben zu müssen, sondern hier müssen sich 

andere Wege finden. 

Das muss ich allerdings unterstreichen, Herr Lob-

Hüdepohl: Das ist keine Pflicht des Arztes. Ich 

würde unter keinen Umständen eine Pflicht einer 

bestimmten Person annehmen, jetzt die Hilfe leis-

ten zu müssen, sondern es muss immer auf die Be-

reitschaft der anderen Person zurückzuführen 

sein. Aber es ist ihr eben nicht verboten, das zu 

tun. Also wenn der Arzt sagt: „Ich habe Verständ-

nis für die Situation, ich kann das Leid auch nicht 

lindern, und deswegen unterstütze ich den Sui-

zid“, dann ist ihm das dann in der Situation er-

laubt. 

Dieser Twist, den Sie beschrieben haben, dass 

Angebote nicht mehr gemacht werden, weil ja die 

Möglichkeit zu einem Suizid besteht – das ist na-

türlich missbräuchlich. Das würde ich auf keinen 

Fall unterstützen. Es müssen trotzdem alle Optio-

nen nach wie vor gegeben sein.  

Stephan Rixen 

Zu dem, was Herr Gethmann gesagt hat: Der 

Würdebegriff verdampft, und die Kritik, die ich 

zum Teil nachvollziehen kann, dass die Kommen-

tierungen aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht 

immer den Konsistenzwünschen der Philosophen 

entsprechen, das ist unbenommen. 

Die Frage ist: Was ist denn die Funktion der Men-

schenwürde-Formel in der Verfassung? Da 

möchte ich nur auf zwei Punkte hinweisen. In den 

Beratungen des Grundgesetzes haben wir eine 

Äußerung, wo Carlo Schmid, der wichtig war für 

die Entstehung der Verfassung, sagt: Wir wollen 

mit dieser Formel nicht das Wesen des Menschen 

definieren, sondern es ist eine Betonung vor dem 

historischen Hintergrund, der allen bewusst war, 

die Unverfügbarkeit des Menschen gegenüber 

diktatorischen Unrechtsregimen zum Ausdruck 

zu bringen. Das heißt, das ist eher ein Platzhalter, 

ohne dass hier konkrete semantische Angebote 

unterbreitet werden. 

Die zweite Formel, auf die ich hinweisen möchte, 

ist von Günter Dürig, der die erste Kommentie-

rung des Artikel 1 geschrieben hat. Er sagt: Die 

Menschenwürde soll eine dauerhafte „ethische 

Unruhe“ in die Rechtsordnung bringen. Das 

scheint mir ganz wichtig zu sein, dass wir hier an 

die Grenzen juridifizierbarer Diskurse kommen. 

Wir können nicht so tun, als sei das etwas, was 

Juristinnen und Juristen alleine schaffen.  

Wer kann es aber in einer Verfassung konkretisie-

ren, was diese ethische Unruhe mit Blick auf die 

Frage des Suizids bedeutet? Das kann natürlich 

der parlamentarische Gesetzgeber tun. Und ich 

bedaure, dass das Verfassungsgericht hier doch 

dem parlamentarischen Gesetzgeber etwas zu 

sehr in den Arm gefallen ist, wie ich finde. Viele 

Aussagen des Urteils sind völlig richtig, und da-

ran müssen wir uns orientieren. Aber wir müssen 

auch sehen, dass der Gesetzgeber diese ethische 

Unruhe, was sie heute bedeutet, auch mit einer ge-

wissen Freiheit gestalten muss, natürlich in dem 

Rahmen, den das Verfassungsgericht festgelegt 

hat, aber es braucht etwas Gestaltungsfreiheit.  
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Helmut Frister 

Vielen Dank. Damit sind wir am Ende des ersten 

Teils angekommen. Ich übergebe nun an Frau 

Gräb-Schmidt für die Publikumsfragen.  

Diskussion mit dem Publikum 

Moderation: Elisabeth Gräb-Schmidt · 

Deutscher Ethikrat 

Ich begrüße unsere Zuhörerinnen und Zuhörer im 

Chat und danke für das rege Interesse und die vie-

len Fragen zu diesem, wie wir gehört haben, ural-

ten, aber doch aktuellen und existenziell relevan-

ten Thema.  

Es ist eine Fülle von Fragen eingegangen, von de-

nen wir nicht alle beantworten können. Sie sehen 

uns das bitte nach, dass wir einige herausgreifen 

müssen, aber doch versuchen, die Fragen so weit 

wie möglich repräsentativ abzubilden und hier zu 

diskutieren. Einiges ist schon in der internen Dis-

kussionsrunde angeklungen. Wir werden versu-

chen, das Thema zu profilieren und zu präzisie-

ren. 

Wir werden zunächst eine allgemeine Frage her-

ausgreifen, die an alle Referentinnen und Refe-

renten gestellt wird, und in einer zweiten Runde 

konkrete Fragen an die einzelnen Referenten stel-

len, um dann wieder zu öffnen in einen allgemei-

nen Teil.  

Es wurde die Frage gestellt: Verpflichtung zum 

Leben. Bereits im ersten Vortrag bei Herrn Kruse 

war die Frage: Gibt es eine Pflicht zum Leben? 

Nein, war die Antwort. Hier aber doch die Frage 

aufgrund der Eindrücke der Vorträge: Warum ist 

es so, dass wir diese Verpflichtung zu leben ha-

ben? Wer sagt, dass wir das sollten bzw. versu-

chen sollten, dies in einem suizidalen Patienten 

noch einmal zu wecken? 

Carl Friedrich Gethmann 

Ich habe den Ausdruck „Zwang zum Leben“ ge-

braucht, und beim Zwang denkt man an instituti-

onelle Umstände. Verpflichtung zum Leben 

drückt eine allgemeine Verpflichtung aus, wie 

Verpflichtung zur Wahrhaftigkeit, zur Hilfe usw., 

ohne dass der Adressat deutlich ist. In dem Sinne 

sehe ich nicht, dass es eine Verpflichtung zum Le-

ben gibt bzw. wie sie gerechtfertigt werden sollte. 

Wenn überhaupt, dann gibt es eine konditionale 

oder relationale Verpflichtung zum Leben. Wenn 

ich Kinder in die Welt setze und weiß (was ja je-

der wissen kann), dass die Kinder hilfebedürftig 

sind und dass die Eltern diejenigen sind, an die 

sich dieser Hilfeappell in erster Linie richtet, dann 

habe ich eine konditionale Verpflichtung zum Le-

ben. Das ist so ähnlich, wie wenn ich mich ent-

scheide, den Lehrerberuf zu ergreifen oder den 

Arztberuf; dann muss auch implizit für mich klar 

sein, dass ich eine Verpflichtung zur Weiterbil-

dung habe, wenn man mal unterstellt, dass es in 

diesen Handlungsdomänen Dynamiken gibt, 

neues Wissen, neues Handeln. Also bin ich ver-

pflichtet zur Weiterbildung.  

Wenn ich die Formel von der Verpflichtung zum 

Leben in dem Sinne konditional verstehe, dann 

würde ich eine Verpflichtung zum Leben bejahen. 

Das heißt auch normativ, das habe ich in meinem 

Vortrag angedeutet: Es gibt normative Beschrän-

kungen der Selbstbestimmung. Wenn ich mich 

durch meine Lebensentscheidungen selbst gebun-

den habe, dass ich für andere für einige Zeit auf-

zukommen habe (ich nehme mal wieder das El-

tern-Kind-Verhältnis), dann bin ich auch norma-

tiv in dem Sinne gebunden, dass ich mich nicht 

einfach davonmachen kann. Um ein zivilrechtli-

ches Beispiel zu nehmen: Ich habe Alimentations-

pflichten, das wird mir langsam zu viel, also ver-

abschiede ich mich aus dem Leben, ja? Also in 
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dem Sinne gibt es eine Verpflichtung zum Wei-

terleben.  

Daraus darf aber auf keinen Fall geschlossen wer-

den, dass die Gesellschaft als Institution, also der 

Staat mit seinem Instrument des Rechts, einen 

Zwang auf Weiterleben ausüben darf. Ich beziehe 

mich jetzt auf Wilhelm Kamlah: Ein Zwang be-

steht schon dann, wenn der Staat mir verweigert, 

die Instrumente zu ergreifen, die man braucht, um 

einigermaßen ordentlich aus dem Leben auszu-

scheiden, und mich zwingt, wie Reinhard Merkel 

gerne sagt, Gewalt gegen mich selbst auszuüben, 

vor einen Zug zu springen oder solche Dinge zu 

tun. Das heißt, wenn ich eine Verpflichtung zum 

Weiterleben im Sinne von Zwang negiere, dann 

muss der Staat in seiner Rechtsordnung zwingend 

Möglichkeiten schaffen, dass ein Zugriff auf die 

Instrumente besteht, die man braucht, um aus dem 

Leben zu scheiden.  

Franz-Josef Bormann  

Ich würde Herrn Gethmann in zweifacher Weise 

widersprechen: Die philosophisch-ethische Her-

ausforderung bedeutet erst einmal, nicht nur eine 

konditionierte, also eine bedingte Pflicht zu be-

gründen, sondern die Tradition, die ich geschil-

dert habe, legt die Latte höher. Es gibt so etwas 

wie eine kategorische Unterlassungspflicht, Hand 

an sich zu legen; das sind jedenfalls die Positio-

nen von Kant, Platon, Aristoteles usw. Das bedeu-

tet nicht, dass diese Philosophen in Abrede stellen 

würden (übrigens alles mit reinen Vernunftsargu-

menten), dass es nicht Situationen gibt, in denen 

ein Mensch bereit sein muss, sein Leben möglich-

erweise aufzuopfern. Die Lebensaufgabe als sol-

che darf also nicht gleich mit dem Suizid identifi-

ziert werden. Da ist viel Feinarbeit nötig. 

Wir müssen also die Frage ernst nehmen und sa-

gen: Wie kann man die Verpflichtung zum Leben 

begründen als eine kategorische Pflicht, nicht nur 

als eine konditionale Pflicht unter bestimmten 

Bedingungen? Da wäre die Antwort zunächst, in-

dem man eine Wertsemantik mobilisiert und sagt, 

das liegt schlicht und ergreifend daran: Man soll 

sich nicht töten oder man darf sich sogar nicht tö-

ten, weil das Leben selbst, und zwar das Leben 

jetzt als Person, intrinsisch wertvoll ist. Das ist die 

klassische Antwort, die der Kern der Selbst-

zwecklichkeitsformel ist: Auch ein Leben, das mit 

Leiden belastet ist und von gesundheitlichen Be-

einträchtigungen gekennzeichnet ist, hört nicht 

auf, wertvoll zu sein. Das ist die klassische Ant-

wort, die sich durch die Tradition zieht. 

Das Zweite ist die Frage, wo Zwang beginnt. 

Wenn der Zwang im Blick auf die Realisierung 

einer moralisch fragwürdigen, vielleicht sogar un-

zulässigen Tat schon darin bestehen soll, dass die 

öffentliche Ordnung nicht die Instrumente bereit-

stellt, die zur Realisierung dieser Tat nötig sind, 

dann sehe ich darin eine illegitime Ausweitung 

des Zwangsbegriffs. Wenn es sich schon um eine 

moralisch umstrittene Handlung handelt, dann sa-

gen viele, ist es sogar eine Probe der Ernsthaf-

tigkeit des Suizidwunsches, dass dessen Erfüllung 

nicht allzu leicht gemacht wird. Dieses Argument, 

dass die dann alle vor den Zug springen müssen 

usw., ist wenig glaubwürdig. Denn das sind oft 

ganz andere Tätergruppen, die das tun, nicht die, 

die wir sowieso für freiverantwortlich halten wür-

den. 

Andreas Kruse 

Ich würde gern den zweiten Aspekt der Frage ak-

zentuieren, weil der erste Aspekt schon im Vor-

dergrund stand, nämlich: Warum versucht man 

bei einem suizidalen Patienten oder einer suizida-

len Person (es sind ja nicht nur Patienten), für das 

Leben einzustehen, für das Leben zu werben? 

Es ist bedeutsam (da stimme ich Herrn Bormann 

zu), dass wir dem Leben als Leben einen Wert zu-

ordnen, also das Intrinsische. Was Herr Geth-

mann gesagt hat, dass es auch Verpflichtungen 
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gegenüber anderen Menschen gibt, darf nicht aus-

geblendet werden. Das ist auch ein wichtiger 

Punkt. Wenn wir mit einem suizidwilligen bzw. 

von Suizidwünschen bestimmten Menschen spre-

chen, geht es immer auch um den Aspekt: „Was 

bedeutet eigentlich dein Tod für andere Men-

schen?“ Aber wenn ich mit einer Person zu tun 

habe, die sagt: „Ich bin zutiefst davon überzeugt, 

dass ich das Leben nicht mehr weiterführen 

kann“, erscheint es mir aus einer moralischen und 

einer empirischen Perspektive als bedeutsam, für 

dieses Leben zu sprechen – moralisch, weil ich 

zutiefst davon überzeugt bin, dass jedes Leben ei-

nen Wert in sich trägt, und wenn ich davon über-

zeugt bin und ich werde mit einer Aussage kon-

frontiert derart, dass mir eine Person mir sagt: 

„Ich möchte mir das Leben nehmen“, dann muss 

ich das in der Wahrhaftigkeit mir selbst gegen-

über auch artikulieren.  

Der empirische Aspekt liegt darin (und man darf 

das nicht unterschätzen, dazu gibt es gute Daten), 

dass es nicht selten Menschen gibt, die artikulie-

ren, dass sie ihr Leben beenden wollen, die sehr 

genau darauf hören, was die Gegenseite sagt, und 

wenn dann beispielsweise der Gesprächspartner, 

die Gesprächspartnerin versucht, dafür zu wer-

ben, diese Entscheidung noch einmal zu überden-

ken, und neben der Verletzlichkeit auch Aspekte 

der Lebensbindung und der Resilienz starkmacht, 

kann es durchaus sein, dass die betreffende Per-

son von dem Vorsatz, sich das Leben zu nehmen, 

Abstand nimmt. Das darf man empirisch keines-

falls unterschätzen. Ich kenne kaum eine Literatur 

zur Suizidalität, in der dieser Aspekt nicht betont 

wird. 

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Wir kommen nun zu den konkreten Fragen, und 

hier möchte ich bei Ihnen, Herr Kruse, wieder an-

knüpfen, und zwar mit dem Aspekt der Isolation. 

Sie haben mit dem schönen Gedicht von John 

Donne geendet. Hier ist eine Frage dazu: Hat die 

zunehmende Individualisierung der Gesellschaft 

etwas mit Suizidwünschen zu tun? Wer bestimmt 

über das Leben, der Einzelne oder die Gemein-

schaft?  

Benjamin L. aus Erfurt fragt: Wie kann eine Ver-

hinderung der Isolation einer Person und die in ei-

nigen Fällen notwendige Aufnahme ins Pflege-

heim gut zusammengehen? Aus eigenen Erfah-

rungen in der Familie scheint ein solches Zur-

Last-Fallen stark damit verbunden zu sein. Wie 

kann dies in eine Sorgekultur umgesetzt werden?  

Andreas Kruse 

Diese Frage ist auch empirisch schwer zu beant-

worten. Was man nicht ohne Weiteres herstellen 

kann, ist eine unmittelbare Verbindung, ein un-

mittelbarer Konnex zwischen bestimmten gesell-

schaftlichen Lebensformen, beispielsweise Indi-

vidualisierung, auf der einen Seite und Suizidali-

tät auf der anderen Seite. Die Herstellung von 

Verbindungen zwischen einer allgemeinen gesell-

schaftlichen Ebene und der individuellen Ebene 

ist schwierig. Denn wenn wir sagen, wir haben in 

unserer Gesellschaft Aspekte der Individualisie-

rung oder auch der Singularisierung, dann ist das 

natürlich aus soziologischer Perspektive korrekt; 

dafür gibt es auch viele Beispiele. Aber man darf 

nicht unterschätzen, dass Menschen oder Grup-

pen auch die Möglichkeit sehen, auf solche ge-

sellschaftlichen Lebensformen zu antworten, bei-

spielsweise durch einen noch engeren Zusam-

menhalt, durch Kohäsion. Es gibt ja Menschen, 

die sagen: Die Singularisierung führt dazu, dass 

sich zwar Menschen mehr und mehr ins Private 

zurückziehen, aber das Private in einem Maße 

pflegen, dass das vielleicht eine Antwort darauf 

sein könnte.  

Das wird man vielleicht erst – so wie das bei 

Émile Durkheim der Fall ist – in vielen Jahren un-

tersuchen können, wenn wir uns gesellschaftliche 
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Entwicklungen über Jahrzehnte anschauen, ob 

wir eine Erhöhung von Suizidalität beobachten 

können. 

Ich will nur einen Aspekt nennen, der interessant 

ist und vielfach nicht bedacht wird: Im Jahre 1982 

kamen auf 100.000 Personen 32,6 Personen, die 

sich umgebracht haben. Heute sind es 11,3. Man 

könnte sagen: Zwischen 1982 und heute hat die-

ser Trend zur Singularisierung stattgefunden. 

Aber darauf gibt es auch Antworten der Men-

schen. Deswegen wäre ich bei der Verbindung 

zwischen der gesellschaftlichen und der individu-

ellen Ebene, so ernst ich das nehme, eher zurück-

haltend. 

Das Zweite: Mit der Frage der Isolation hat der 

Herr aus Erfurt ein großes Thema angesprochen. 

Isolation – dann kommt das mit der Familie, dann 

kommt das mit dem Heim. Zwei Dinge dürfen 

nicht stattfinden: erstens, dass ein schwerkranker 

oder psychisch hoch belasteter Mensch die Erfah-

rung machen muss, anderen Menschen eine Last 

zu sein. Das halte ich aus moralischen, aber auch 

aus empirisch-präventiven Aspekten für hoch-

problematisch.  

Zweitens müssen Menschen, gerade wenn sie in 

einem hohen Alter stehen, unbedingt vor Isolation 

geschützt sein, also vor einer Isolation, die in kei-

ner Weise etwas mit dem Willen des Rückzugs zu 

tun hat. Das bedeutet für mich, dass ich beispiels-

weise die Aussage, dass das Ambulante vor dem 

Stationären zu stehen habe (die bisweilen sehr 

apodiktisch getroffen wird) zurückweise. Ich sage 

ausdrücklich: Es gibt medizinisch-pflegerische 

Kontexte und es gibt soziale Kontexte, in denen 

ich Menschen empfehlen würde, eher das Statio-

näre zu suchen denn das Ambulante.  

Außerdem müssen wir uns in der Altenhilfe ge-

nauso wie in der Behindertenhilfe und Behinder-

tenarbeit sehr viele Gedanken darüber machen, 

wie wir das Element der Sorge durch gute 

Angebote und durch gute Begleitung viel stärker 

machen können, als es vielleicht heute der Fall ist. 

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Herr Gethmann, eine Frage an Sie: Sie behaupten, 

ein naturalistisches Handlungsverständnis würde 

moralischen Appellen den Sinn entziehen. Wa-

rum ist das so? Der Appell hat ja auch einen kau-

salen Einfluss auf das Individuum und geht in 

dessen Entscheidungsfindung mit ein.  

Unterschwellig scheint in allen Vorträgen die Prä-

misse zu gelten, dass das Leben dem Nichtleben 

grundsätzlich vorzuziehen ist. Wieso wird diese 

subjektive Meinung als rational richtig vorausge-

setzt?  

Carl Friedrich Gethmann 

Zur ersten Frage: Da ist der Kausalbegriff zu dif-

ferenzieren. Wenn jemand eine Aufforderung be-

folgt, kann man natürlich sagen: Die Aufforde-

rung ist die Ursache seiner Handlung, aber nicht 

in dem Sinne, wie ein Drogenkonsum die Ursache 

dafür ist, dass er nicht mehr in der Lage ist, Auto 

zu fahren. Das heißt, in dem einen Falle kann man 

sich einer Aufforderung auch verweigern und sie 

nicht befolgen. Das ist gerade Ausdruck dessen, 

was man als Freiheit betrachtet: Man unterlässt 

die Befolgung der Aufforderung, oder man folgt 

ihr. Im anderen Falle kann man nicht anders, als 

eine Bewegung auszuführen; der Ausdruck 

„Handlung“ verbietet sich an dieser Stelle.  

Warum ist das ein wesentlicher Unterschied? 

Nun, nehmen wir an, wir befinden uns in einer 

Gesellschaft von „Akteuren“, von denen wir 

wüssten, dass sie alle nur Ursachen befolgen. 

Dann hätte es keinen Sinn, in dieser Gesellschaft 

noch Appelle zu äußern. Es hätte auch keinen 

Sinn, Gesetze aufzustellen, das Stehlen zu verbie-

ten oder irgendetwas. Das heißt, man bräuchte 

keinen Gesetzgeber und im Übrigen auch keine 

Juristen mehr (das wäre besonders schade). 
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Deswegen wäre ein allgemeiner Determinismus 

begrifflich destruktiv.  

Wenn man umgekehrt der Meinung ist, es sei 

sinnvoll, an andere Appelle zu richten, dann un-

terstellt man, dass ein allgemeines deterministi-

sches Weltbild nicht haltbar ist.  

Die andere Frage, mit der Subjektivität: Da muss 

man unterscheiden. Ich hatte gesagt, es gibt so et-

was wie Binnenrationalität, und Herrn Kruse zu-

gestimmt, dass der Ausdruck „Nachvollziehbar-

keit“ hier zutreffend ist. Das heißt, man hat den 

Fall vor Augen, dass jemand sein eigenes Han-

deln dadurch rechtfertigt, dass er seine Rechtfer-

tigungsgründe darlegt, und dann kann man durch-

aus sagen: „Ich teile deine Gründe nicht, ich 

würde sie mir nicht zu eigen machen, aber ich 

kann anerkennen, dass das in deiner Binnensphäre 

Gründe für dein Handeln waren.“  

Davon unterscheiden muss man eine völlige Irra-

tionalität, die etwa dann zu unterstellen ist, wenn 

jemand sagt: „Ich will das und das tun und meine 

Gründe gehen niemanden etwas an.“ Den Fall 

gibt es ja auch. Dann würde ich von bloßer Sub-

jektivität sprechen. Das heißt, in Bezug auf den 

Suizidwunsch verlange ich in der Tat Nachvoll-

ziehbarkeit, aber nicht Verallgemeinerbarkeit.  

Nachvollziehbarkeit und Stabilität über die Zeit 

hinweg sind für mich wichtige Parameter dafür, 

dass man von einem authentischen Willen spricht. 

Frau Rostalski war da anderer Meinung und hat 

gesagt: auch wenn etwas kurzfristig eine Rolle 

spielt. Da habe ich Zweifel. Ich würde von einem 

Helfer, erst recht von einem Hilfeverein verlan-

gen, dass er sich vergewissert, dass der Wunsch 

eine gewisse Stabilität über die Zeit hinweg hat.  

Also nachvollziehbar und Stabilität. Bei bloßer 

Subjektivität sollte jemand nicht Beihilfe zu Sui-

zid leisten. Also wenn einer sagt: „Ich will aus 

dem Leben scheiden, aber meine Gründe gehen 

dich nichts an“, dann würde ich sagen: „Dann 

leiste ich auch keine Hilfe.“  

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Herr Rixen, inwiefern sind verfassungsrechtliche 

Neutralitätsprinzipien bei der anstehenden parla-

mentarischen Entscheidung zu berücksichtigen? 

Meinem Eindruck nach haben die Abgeordneten 

bei Paragraf 217 Strafgesetzbuch die Gewissens-

begriffe in den Artikeln 4 und 38 nicht hinrei-

chend voneinander getrennt. So wurden die indi-

viduellen Moralvorstellungen einer Mehrheit von 

den Mitgliedern des Bundestages zum allgemei-

nen Gesetz, und so kam es zu Verstößen gegen die 

Chancen- und Rechtfertigungsneutralität, die das 

Grundgesetz als Verfassung eines liberalen Staa-

tes eigentlich vorsieht.  

Stephan Rixen 

Der Ausgangspunkt ist richtig, zu sagen, die Ver-

fassung selbst enthält dazu keine detaillierten Re-

gelungen. Das heißt, wir brauchen jemand, der die 

unterschiedlichen gegenläufigen Verfassungsauf-

träge und Grundrechtspositionen zum Ausgleich 

bringt, und das ist nun einmal der parlamentari-

sche Gesetzgeber.  

Die Person, die diese Frage stellt, wirft zu Recht 

die Frage auf: Wie stark kann das aus sich heraus 

juristisch entwickelt werden, die Gründe, die wir 

haben? Ich glaube, dass wir an Grenzen sinnvoll 

juristisch zu führender Diskurse kommen. Auch 

das Verfassungsgericht spricht das in seinem Ur-

teil an, dass der Europäische Menschenrechtsge-

richtshof an der Stelle mit dem Gesetzgeber etwas 

anders umgeht, der Europarat – es sind unglaub-

lich viele Länder mit unterschiedlichen kulturel-

len Traditionen, und der Europäische Menschen-

rechtsgerichtshof sagt, dass bei diesen Grenzfra-

gen, wo es unterschiedliche Traditionen geben 

kann, der Gesetzgeber im jeweiligen Land etwas 

mehr Gestaltungsspielraum hat. Dieser Margin of 

Appreciation ist da etwas größer, gerade bei 
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diesen Fragen, die uns hier beschäftigen, Stich-

wort Sterbehilfe, Suizid und Ähnliches. Das be-

zieht sich auf eine große Staatengemeinschaft mit 

vielen unterschiedlichen kulturellen Traditionen.  

Lässt sich das übertragen auf Situationen bei uns? 

Im Kern schon. Denn die Polarität ist in diesen 

Fragen sehr groß. Das merken wir allein im Ethik-

rat, das merken wir in bestimmten privaten Ge-

sprächen. Vielleicht sind das nicht immer funda-

mentale Kontradiktionen, aber es gibt doch Wi-

dersprüche, Gegensätze, und da stellt sich dann 

das Problem: Wie viel Spielraum hat der Gesetz-

geber dabei, diese gegenläufigen Positionen zum 

Ausgleich zu bringen? 

Ich würde gern unterstreichen, dass hier der Ge-

setzgeber – in Anlehnung an das, was auch der 

Europäische Menschenrechtsgerichtshof sagt – 

etwas mehr Spielraum haben muss, um zu einer 

Lösung zu kommen. Gleichzeitig – das hat das 

Verfassungsgericht auch klargemacht – darf am 

Ausgangspunkt kein Zweifel bestehen, dass es 

dieses Recht auf selbstbestimmtes Sterben gibt. 

Jede regulatorische Lösung – das hat Frau Ros-

talski mit dem treffenden Begriff der Gefahr eines 

Paternalismus durch die Hintertür auf den Punkt 

gebracht – muss sich immer wieder fragen, ob sie 

zu viel von dem Recht nimmt, möglicherweise 

mit Gründen, die vor der Verfassung keinen Be-

stand haben können. 

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Zuletzt eine Frage an Frau Rostalski: Weshalb ist 

der Tod genauso wie das Leben kein Rechtsgut, 

das geschützt werden sollte? 

Frauke Rostalski 

Weshalb ist der Tod kein Rechtsgut? Die Frage 

fällt mir schwer zu beantworten vor dem Hinter-

grund, dass ich sagen würde: Zum Leben gehört 

das Sterben dazu, und insoweit, wenn wir sagen, 

das Leben ist ein schutzwürdiges Rechtsgut – ich 

meine nicht, dass ich mich dagegen ausgespro-

chen hätte, sondern ganz im Gegenteil habe ich 

versucht, sogar noch materiellrechtlich dem 

Schutz des Lebens Rechnung zu tragen, jetzt 

nachdem die Vorschrift des Paragraf 217 gekippt 

worden ist. Insofern gehört auch der Tod zum Le-

ben dazu und ist auch etwas Schutzwürdiges.  

Ich fühle mich ein wenig missverstanden durch 

die Frage. Meine Position war, dass das Leben 

rechtlich schutzwürdig ist, dass wir aber auch 

vom Selbstbestimmungsrecht Gebrauch machen, 

das ein relevantes Freiheitsinteresse ist. Bei der 

Frage, ob wir Suizidbeihilfe zulassen wollen oder 

nicht, befinden wir uns in einer Abwägungsent-

scheidung: Wie wollen wir beide Interessen ein 

und derselben Person so auflösen, dass wir es als 

Gemeinschaft für hinnehmbar erachten, was sich 

da ereignet?  

Ich hatte dann versucht zu argumentieren, dass 

das Fragen der Verantwortungsverteilung sind. 

Wir können es durchaus mit einer freiverantwort-

lichen Entscheidung zu tun haben, aber nicht im-

mer darf ein Dritter darauf vertrauen, dass es sich 

um eine freiverantwortliche Entscheidung han-

delt. Das Problem ist, dass der andere für uns ir-

gendwo immer ein Geheimnis bleibt und wir nicht 

alles durchschauen können. Selbst wenn es für 

uns ganz klar erscheint, kann es manchmal so 

sein, dass er sich doch irrt oder einer anderen 

Form von Willensmangel unterliegt. So habe ich 

versucht, eine Balance herzustellen. Das heißt 

aber weder, dass das Leben kein Rechtsgut wäre, 

noch, dass der Tod als Teil des Lebens nicht 

schutzwürdig wäre, sondern ganz im Gegenteil.  

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Ich öffne nun wieder die Runde für die allgemeine 

Diskussion mit einer Frage zur Zuständigkeit der 

Ärzte. Wer beurteilt den zuständigen Suizidwil-

len? Dies kann nicht der Mediziner sein. Es gibt 
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hierfür keine medizinische Indikation, es gibt kein 

beschriebenes Krankheitsbild.  

Der Suizid ist ein soziologisches Problem. Der 

zulässige Suizid muss durch die Gesellschaft aus-

geführt werden. Mithin kann dies nur durch Ein-

richtungen der Justiz erfolgen, da religiöse Ge-

sellschaftsgruppen ja schon im Sinne von Men-

schenwürde ablehnend beraten. Hier eine kri-

tisch-kontroverse Frage der Zuschauer, die ich 

gerne an alle richten möchte.  

Carl Friedrich Gethmann 

Ich warne noch mal vor einem sogenannten Bias, 

weil wieder der Blick auf die Ärzte fällt. Weil es 

sich um eine allgemeine Hilfelage handelt, ist erst 

einmal jeder zuständig, der in der Lage ist, Hilfe 

zu leisten. Dazu bedarf es keines besonderen 

Berufsabschlusses. Man könnte sich so einen 

Werther-Fall denken, also ein 16-Jähriger. Da 

könnte der Berufsschullehrer der sein, der als Ers-

ter wahrnimmt, dass da ein Problem ist, und dann 

ist er derjenige, der das Gespräch aufnehmen 

muss.  

Meine Sorge ist, dass es eine Neigung gibt, dass 

der Lehrer sagt: „Oh, ich schick dich jetzt mal zu 

einem Arzt.“ Diese Art von Schnellpathologisie-

rung halte ich unter Umständen sogar für kontra-

produktiv, weil der Suizidwillige den Eindruck 

erhält: „Ich werde hier gar nicht ernst genom-

men“, weil die Sache sofort als Krankheit einge-

stuft wird. Insofern würde ich davor warnen.  

Da ist eben ein gewisser Bias im Raum. So wie 

vielleicht Richter dazu neigen, immer nur von 

Straftätern zu sprechen oder von potenziellen o-

der von Parteien usw., muss man mal die Gegen-

frage stellen, ganz ohne direkte Adressaten: Wer 

stand denn überhaupt schon mal vor einem Ge-

richt? Dann wird man sehen: Das ist eine Minder-

heit der Bevölkerung, die es schon mal mit Rich-

tern zu tun hatte. Mit Rechtsanwälten ist es viel-

leicht zahlenmäßig etwas anders. Und so auch: 

Wer lag denn schon mal in einem Krankenhaus 

usw.? Man muss immer die Zahlenverhältnisse 

sehen. Also ich will auf ein allgemeines Hilfege-

bot hinaus. 

Und es ist klar, ich hatte ja schon in meinem Vor-

trag gesagt: Wenn ich über eine Brücke gehe und 

da steht einer, der runterspringen will, und ich 

sehe mich in der Situation, ich kann hier einsprin-

gen, dann halte ich ihn erst einmal fest und sage: 

Moment. Das ist ein Gebot der provisorischen 

Moral, ein Begriff, den Descartes aufgebracht hat 

und den ich für sehr hilfreich halte. Provisorische 

Moral heißt: Ich bin in einer Situation, in der das 

Wissen, das ich habe, nicht reicht, um zu einem 

klaren normativen Ergebnis zu kommen. 

Und wenn man sich mal prüft, ist es so fast immer 

erst mal so, dass das Wissen nicht reicht, um zu 

einem klaren normativen Ergebnis zu kommen. 

Aber in solchen Fällen unmittelbarer Hilfeleis-

tung sollte man eben intervenieren, jemanden an-

sprechen und fragen: „Was ist dein Problem? 

Teile mir mal deine Sorgen mit“, und nicht gleich 

zum Handy greifen und die 112 wählen. Das wäre 

ein schlechter Rat in der Situation, denn dann ist 

der Betroffene schon runtergesprungen, bevor die 

Retter da sind.  

Das will ich noch mal unterstreichen, dass das ein 

Hilfeappell an alle ist. Was aber nicht heißt, dem 

Paternalismus durch die Hintertür Einzug zu ge-

ben, sondern wenn man das Gespräch aufnimmt, 

sollte man das in dem Respekt auch vor der letz-

ten Entscheidung des Betreffenden tun.  

Franz-Josef Bormann 

Ich würde zwei Formen von Hilfe unterscheiden. 

Das eine ist die allgemeine solidarische Lebens-

hilfe, die wir einander schulden als Bürgerinnen 

und Bürger, gerade Personen, die sich in einer 

schwierigen und prekären Lage befinden, die be-

sonders verletzlich sind. Da ist es uns auch des-

wegen, dass wir nicht Träger von besonderen 
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Funktionen sein müssen, menschlich abzuverlan-

gen, dass wir uns gegenseitig beistehen. Da sind 

wir alle mit im Boot. 

Wenn wir jetzt aber über Suizidbeihilfe im enge-

ren Sinne reden, dann sieht das anders aus. Dann 

müssen wir organisieren, dann brauchen wir Pro-

zeduren und alles muss geklärt werden, wer hier 

in welcher Form zuständig ist. Da ist es völlig le-

gitim zu fragen: warum eigentlich die Ärzte? Von 

ihrer ethischen Tradition her lehnen sie ja – auch 

auf Weltebene, wir reden hier nicht über eine na-

tionale Sonderregelung oder so. Auf Weltebene 

ist ein klarer Konsens gegeben, dass die überwie-

gende Situation so ist, dass Ärzte das nicht tun 

sollen.  

Bisher ist es auch in Deutschland so, dass das Be-

rufsrecht das eigentlich ausschließt. Das ist nicht 

in allen Kammern so, da haben wir einen Flicken-

teppich in Deutschland. Das ist von der Muster-

berufsordnung der Ärztekammer so halbe-halbe 

umgesetzt worden: Die einen Landesärztekam-

mern lehnen das ausdrücklich ab, die anderen ha-

ben das offengelassen. Das ist keine gute Situa-

tion, dass wir im selben Land unterschiedliche 

Regelungen haben, das muss sicherlich irgendwie 

bereinigt werden.  

Aber nicht nur historisch, sondern auch weltweit 

ist das eine völlig legitime Frage: warum über-

haupt Ärzte? Es gibt keine klare Indikation zur 

Suizidassistenz, vielleicht soll es sie auch von 

Rechts wegen gar nicht geben? Warum sollen das 

nicht andere machen? Vielleicht Apotheker? 

Montgomery hat mal gesagt, er wehrt sich dage-

gen, dass die Ärzte zu Beschaffern von Tötungs-

medikamenten degradiert werden. Von seiner his-

torischen Genese und dem Selbstverständnis her 

ist der Ärztestand jemand, der teleologisch gese-

hen für das Leben eintritt, aber nicht für die Sui-

zidassistenz zuständig ist. Das ist eine klare Aus-

sage, die man ernst nehmen muss.  

Und ob und in welchem Bereich es Ärzte gibt, die 

das für sich als persönliche Mission haben oder 

sich zumindest vorstellen können – wir haben 

Zahlen, dass es eine wachsende Zahl von Ärzten 

gibt, die sich durchaus vorstellen können, dafür 

einzuspringen. Aber die werden außerhalb der 

Regularien tätig, für die sie ausgebildet sind, für 

die es Leitlinien gibt usw. 

Da muss man eine neue Kreativität aufbringen, 

und vielleicht müssen wir auch einen neuen Be-

rufsstand schaffen, was weiß ich, Suizidassistent 

oder so irgendwie, der das professionell macht. 

Das kann ich mir durchaus vorstellen. 

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Eine solche neue Kreativität ist vielleicht gefor-

dert, wenn es um die nächste Frage geht. Hier ist 

eine besorgniserregende Feststellung: der Anstieg 

der Suizidrate unter Covid-Bedingungen. Es wird 

mehr und mehr bekannt, dass seit Januar 2020 

weltweit und auch in Deutschland die Suizidrate 

erheblich gestiegen ist, so weit, dass die Suizid-

zahlen denen der Covid-19-Toten gleichkommen 

und sie sogar überschreiten. Besonders hoch sind 

die Suizide von Jugendlichen. Wie ist dieser An-

stieg zu erklären? fragt Elmar B. und auch, wie 

dem zu begegnen ist. Sind hier Einschätzungen 

und Vorstellungen vorhanden im Kreis?  

[Pause, 14 Sek.] 

Carl Friedrich Gethmann 

Wahrscheinlich, weil diese numerischen Anga-

ben etwas zweifelhaft sind. Anstieg bei Jugendli-

chen – da muss man erst mal fragen: Was meint 

man hier? Meint man Menschen unter 18 Jahre? 

So wird ja im Allgemeinen der Begriff Jugendli-

cher gefasst. Da wäre ich in Bezug auf die Hand-

lungsurheberschaft zurückhaltend. Ich hatte ja 

schon gesagt: Den in Liebeskummer befindlichen 

Werther wollen wir gerade nicht anerkennen.  
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Ich bin auch, so sehr ich eine gewisse Sympathie 

für die niederländischen Regelungen habe, sehr 

kritisch gegenüber den belgischen Regelungen, 

auch Jugendlichen Suizidassistenz zu leisten. 

Wenn wir einem jungen Menschen nicht zu-

trauen, mit 17 Jahren das Parlament zu wählen, 

dann sollten wir ihm auch nicht so viel Freiheit 

geben, dass er diese irreversible Handlung selbst 

tätigt, seinem Leben ein Ende zu geben. Deswe-

gen bin ich in Bezug auf den angeblichen Anstieg 

– also ich weiß von diesen Zahlen nichts, aber ich 

nehme das einfach mal auf, die Zahlen des Frage-

stellers. Bei Jugendlichen würde ich erst mal sa-

gen: nein.  

Interessanter zu diskutieren wäre eine Zunahme 

von Suiziden bei alten Menschen, und dafür gäbe 

es unterschiedliche Motive. Ein erstes Motiv wäre 

die Angst vor der Infektion. Angst kann durchaus 

ein Motiv zum Handeln in Richtung Suizid sein. 

Da würde ich aber schnell die Irrtumskategorie 

heranziehen, und da wäre in der Tat ein Arzt der 

richtige Helfer, darüber aufzuklären, dass die Ge-

fährdung so hoch gar nicht ist, wenn man sich an 

gewisse Verhaltensregeln hält. Die Infektion be-

darf ja immer eines infektiösen Übergangs von ei-

nem Infektionsgeber zu einem Infektionsnehmer, 

wenn ich so sagen darf, und wenn man diese Si-

tuationen konsequent oder weitgehend verhin-

dert, ist die Statistik auch für ältere Menschen 

günstig. Das wäre zum Beispiel eine Aufklärung 

über einen möglichen Irrtum, wenn es nur um eine 

diffuse Angst vor der Infektion geht.  

Eine andere Motivationssituation ist, wenn Men-

schen von ihrer Umgebung isoliert werden aus 

Sorge davor, dass sie sich infizieren, wie wir das 

im März, April in vielen Altenheimen hatten. Das 

haben wir auch im Zusammenhang mit unserer 

Debatte über Immunnachweise schon im Ethikrat 

diskutiert. Da müsste man die Motivationslage 

aufklären. Nachdem wir etwas mehr über den 

Erreger und die Umstände wissen, können wir sa-

gen, diese Totalisolierung, die auch Suizidgedan-

ken bringt, wäre nicht unbedingt nötig. Aber da 

wäre Herr Kruse der Richtige, um dazu etwas zu 

sagen.  

Andreas Kruse 

Ich schließe mich der Antwort von Herrn Geth-

mann ausdrücklich an. Was wir im Kontext von 

Covid-19 auch hier im Rat besprochen bzw. in der 

Öffentlichkeit kundgetan haben, was auch viele 

Fachgesellschaften der Öffentlichkeit kundgetan 

haben, war mit Blick auf das höhere bzw. das 

hohe Alter eine zweifache Botschaft, und die 

sollte man auch in eine solche Antwort mit hin-

einnehmen.  

Zum einen zeigen ältere und alte Menschen viel-

fach ein sehr hohes Verantwortungsgefühl sich 

selbst und anderen Menschen gegenüber. Das ist 

in der Covid- bzw. Corona-Pandemie-Krise auch 

deutlich geworden, dass ältere Menschen da eine 

differenzierte Einschätzung pflegen, wie sie Ver-

antwortung für ihre eigene Gesundheit bzw. Mit-

verantwortung auch für die Gesundheit anderer 

Menschen wahrnehmen können. Das darf man 

nicht unterschätzen. Das, was wir in der Geronto-

logie immer wieder sagen, dass die Verantwor-

tungsstruktur vieler alter Menschen sehr differen-

ziert ist, hat sich hier bestätigt.  

Aber es gibt auch zwei Risiken, die ich in einem 

Punkte zusammenführe, in einer Perspektive. Das 

Erste ist – das haben wir in den Heimen gesehen 

– die Isolation. Die Isolation, die wir da erlebt ha-

ben, war für viele ältere Menschen eine unglaub-

liche Zumutung, weil das fast so eine Erfahrung 

war wie: Ich bin völlig aus der Welt gefallen, ich 

bin hier in einer Einrichtung, die nicht mehr auf-

gesucht werden darf. Ich darf mich möglicher-

weise nur noch in meinem Zimmer bewegen. Das 

ist ein derartiger Verlust von Autonomie, von 

Kontrolle, von sozialer Bezogenheit, und das ist 
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hochproblematisch für die Psyche der betreffen-

den Menschen.  

Aus diesem Grund haben wir immer gesagt, wir 

werden differenziert und mit höchster Intensität 

darauf hinzuwirken haben, dass derartige erzwun-

gene Rückzugsphänomene keinesfalls wieder 

auftreten, weil das für die Psyche der betreffenden 

Menschen verheerend ist.  

Aber in dem Kontext gab es noch eine Diskussion 

in der Öffentlichkeit, gegen die wir uns gewehrt 

haben: dass man in der Öffentlichkeit die alten 

Menschen mehr oder minder darauf hingewiesen 

hat: „Ihr müsst euch zurückziehen. Ihr seid 

schutzbedürftig, ihr seid in besonderer Weise ver-

letzlich, und aus diesem Grunde ist es wichtig, 

dass ihr euch zurückzieht, damit nichts an euch 

herankommt.“ 

Da muss man sehr vorsichtig sein, welches Bild 

von Alter man da kommuniziert. Wenn man den 

älteren Menschen nur aus der Perspektive der 

Verletzlichkeit betrachtet, aber den Aspekt von 

Resilienz, von Ressource, des verantwortlichen 

Umgang mit sich selbst und anderen vernachläs-

sigt, kann man zu einer erheblichen Verunsiche-

rung der betreffenden Person beitragen. Eine sol-

che Verunsicherung ist vielfach der Beginn eines 

Rückzugs, einer abnehmenden Partizipation, und 

dann werden vielleicht Bedingungen geschaffen, 

in denen auch Suizidalität zunehmen kann.  

Das heißt, der Mechanismus, der von Corona bis 

zur höheren Suizidalität führen kann, ist sehr 

komplex und erinnert uns als Gesellschaft daran, 

in höchstem Maße verantwortlich zu argumentie-

ren und zu handeln.  

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Herr Gethmann hat schon darauf hingewiesen, 

dass mit Zahlen sehr vorsichtig umzugehen ist. Es 

gibt auch andere Zahlen, die bestätigen, dass in 

Coronazeiten die Suizidrate nicht gestiegen, 

sondern im Gegenteil eher gesunken ist. So viel 

zu der zahlenmäßigen Einschätzung. 

Stephan Kruip 

Das möchte ich noch mal unterstreichen. Es ist für 

mich ein gutes Beispiel dafür, dass wir in der 

Corona-Diskussion ethischen Fragen, die mit ei-

ner Behauptung beginnen, am besten erst mal mit 

einem Faktencheck begegnen.  

Ich habe gerade im Internet recherchiert: Diese 

Aussage ist in vielen Webseiten zitiert worden als 

Anstieg von 300 Prozent in Berlin. Sie bezieht 

sich aber nur auf einen ganz bestimmten Einsatz-

code für suizidale Absichten: auf den Sprung aus 

mehr als zehn Metern Höhe. Insgesamt ist in Ber-

lin die Suizidrate nicht gestiegen. In Frankfurt ist 

sie um 30 Prozent gesunken, und auch die Baye-

rische Staatsregierung hat bekannt gegeben, dass 

in Bayern kein Anstieg von Selbstmorden zu ver-

zeichnen ist. Hier ist die Aussage wahrscheinlich 

nicht richtig.  

Elisabeth Grab-Schmidt 

Vielen Dank für die Klärung der Faktenlage.  

Frauke Rostalski 

Ich will nichts zu den Zahlen sagen, das ist für 

mich als Juristin nicht die richtige Baustelle, son-

dern lieber etwas zu den Punkten sagen, die Herr 

Gethmann zuletzt genannt hat und die mich ein 

bisschen provoziert haben, obwohl ich mit seiner 

Position sonst sehr glücklich war. 

Ich habe jetzt zweimal gehört, dass doch pau-

schale Fallgruppen gebildet worden sind. Das ist 

meiner Ansicht nach nicht der Weisheit letzter 

Schluss. Bei der ersten Gruppe hatten Sie gesagt: 

Sie brauchen eine zeitliche Stabilität, um aus 

Sicht des Helfenden von einer Freiverantwort-

lichkeit ausgehen zu dürfen. Es erscheint mir 

problematisch, in Fällen von unerwarteter schwe-

rer Krankheit mit einem schnellen Verlauf und 

mit erheblichem Leid zeitliche Stabilität – auch 
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sie ganz knapp zusammenzudampfen, sodass es 

nur eine kurze Zeitspanne ist – zu verlangen. Es 

erscheint mir sehr problematisch, diese Person al-

leine zu lassen mit ihrem Leid, weil man ihrer 

Freiverantwortlichkeit nicht vertraut.  

Ähnlich pauschal würde ich mich auch bei den Ju-

gendlichen dagegen wenden. Es ist richtig bei der 

Wahlurne. Die Frage ist aber auch da, ob das so 

eine gute Entscheidung ist, da erst das Alter so 

hoch anzusetzen. Unabhängig von diesen Ver-

gleichen gibt es aber bei Jugendlichen durchaus 

reife Persönlichkeiten. Gerade die Konfrontation 

mit schweren Krankheiten kann dazu führen, dass 

eine ganz andere Festigkeit da ist und Möglich-

keiten der Entscheidungsfindung stattfinden, und 

hier pauschal zu sagen: „Wir schneiden euch den 

Weg ab aufgrund eures Alters“ ist aus meiner 

Sicht nicht zu rechtfertigen. 

Carl Friedrich Gethmann 

Frau Rostalski, ich möchte den Begriff der nor-

mativen Kohärenz in die Diskussion nehmen. Ich 

habe bei zeitlicher Stabilität nicht gesagt: sechs 

Monate oder sechs Wochen, sondern das ist ein 

Problem der Kohärenz. Wenn ich einen gesunden, 

vollsinnigen Erwachsenen habe, da kann ich ei-

nen relativ langen Zeitraum einräumen, um Stabi-

lität zu konstatieren. In Ihrem Fall, sozusagen ei-

ner galoppierenden Notlage, werde ich den Aus-

druck Stabilität zeitlich viel kürzer fassen. Das ist 

ein Kontextproblem. Ich würde aus ethischer 

Sicht nie sagen: Die zeitliche Stabilität ist nur bei 

so und so viel Tagen oder Monaten erfüllt, son-

dern das muss im Kontext gesehen werden. 

Ich könnte mir vorstellen, dass man in einem Fall, 

wie Sie ihn skizzieren, vielleicht wenigstens die-

ses berühmte „Schlaf noch mal drüber“ nimmt 

und am nächsten Tag noch einmal fragt, ob da 

Stabilität besteht.  

Bei den Jugendlichen würde ich auch das Kohä-

renzargument heranziehen. Altersgrenzen sind 

immer willkürlich. Natürlich kennt man 17-Jäh-

rige, denen man zutraut, an einer Wahl teilzuneh-

men, und man kennt 19-Jährige, die man für Kin-

desköpfe hält und denen man das nicht zutraut. 

Aber irgendwie muss man normativ eine Grenze 

setzen. Und so würde ich auch hier sagen: Das 

Wahlalter ist erst mal eine gute Hypothese, um 

das auch für unser Problem heranzuziehen. Wenn 

wir gesellschaftlich überzeugt sind, dass auch 16-

Jährige schon zur Bundestagswahl gehen sollten, 

dann ziehe ich meine Grenze auch gerne auf 16 

herunter.  

Man sollte nur eines bedenken: Das ist die Irre-

versibilität. Jemand, der zur Wahlurne geht und 

nach vier Monaten feststellt, ich habe die falsche 

Partei gewählt, kann bei der nächsten Wahl sein 

Urteil revidieren. Aber jemand, der tot ist, kann 

sein Urteil nicht mehr revidieren. Ich würde hier 

also strenger sein als in anderen normativen Kon-

texten, aber keine Altersgrenze angeben. 

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Ich möchte jetzt am Schluss eine Frage stellen, die 

den Charakter des Suizids betrifft. Wir haben fest-

gehalten, dass Suizid aus verschiedenen Lebens-

positionen her getätigt werden kann, nicht nur aus 

Krankheit, sondern es gibt auch den Bilanzsuizid 

und nicht nur diese Form des Suizids.  

Eine Frage ist von Frau Silvia B. aus dem Publi-

kum gestellt worden zum politisch motivierten 

Suizid. Sie fragt: Wie ist die Bewertung des poli-

tisch motivierten Suizids, Selbsttötung im öffent-

lichen Raum? Übernimmt hier der Suizidant Ver-

antwortung für die Gemeinschaft, opfert er sich 

sozusagen für eine bessere Welt? Hier wäre der 

Suizid die äußerste Form von Selbstbestimmung 

in Verantwortung. Wie ist die Einschätzung der 

Referenten und Referentinnen zu dieser Frage? 
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Franz-Josef Bormann 

Vielen Dank für die interessante Frage. Ich habe 

am Anfang meiner Ausführungen auf das Prob-

lem hingewiesen, dass hier ganz unterschiedliche 

Kontexte zu unterscheiden sind, und gerade der 

jetzt angesprochene Fall, eine Art Ausdrucks-

handlung, um zum Beispiel gegen unerträgliche 

totalitäre Handlungsumstände zu protestieren o-

der in die Bresche zu springen, um, was weiß ich, 

man kann an alles Mögliche denken, auch aus der 

Geschichte: eine bessere Zukunft für das Volk, 

eine Beendigung des Kriegs herbeizuführen, da 

ist schon die Grenze zu einem altruistisch moti-

vierten Lebensopfer überschritten. Soweit mir die 

Tradition bekannt ist, würde da eine ganz andere 

Einschätzung erfolgen. Wir diskutieren ja heute 

aus der Perspektive einer entgrenzten Vorstellung 

von Selbstbestimmung heraus. Hier ist eine an-

dere Motivlage gegeben, die auch ethisch anders 

zu beurteilen ist. 

Andreas Kruse 

Dem stimme ich ausdrücklich zu. Ich finde, Herr 

Bormann, Ihre Formulierung auch wichtig. Wenn 

wir das ethisch rahmen und fragen: Was ist das 

Motiv?, dann würde ich sagen, dass das Motiv 

beispielsweise mit Selbstbezogenheit nichts mehr 

zu tun hat. Ich finde das einen wichtigen Hinweis, 

einen wichtigen Begriff, wo es in der Tat um das 

Opfer geht und wo man mit diesem Opfer ein viel-

leicht höherstehendes Ziel verwirklichen will. 

Dies herauszuarbeiten halte ich für bedeutsam. 

Sie haben auf Beispiele in der Geschichte hinge-

wiesen. Das ist eine wichtige Frage, und es könnte 

sein, dass uns ein solcher Topos in Zukunft noch 

häufiger begegnen wird.  

Stephan Rixen 

Ich finde diesen Hinweis auf den politisch moti-

vierten Suizid auch sehr wichtig mit Blick auf die 

rechtliche Einordnung. Normative Bewertungen 

bauen immer auf Realitätsunterstellungen oder 

auf Annahmen auf, was denn typischerweise ei-

gentlich der Fall ist, wovon wir reden.  

Wenn wir das Urteil des Verfassungsgerichts mal 

für diesen Fall heranziehen, stellt man fest, dass 

das doch in vielfacher Hinsicht nicht so recht 

passt. Das macht aus meiner Sicht deutlich: Wir 

müssen die Realität, um die es geht, viel differen-

zierter ausleuchten, und wir müssen die Kontexte 

noch genauer in den Blick nehmen und dann fra-

gen: Sind die Leitlinien, die das Verfassungsge-

richt uns an die Hand gibt, wirklich auf all diese 

unterschiedlichen Realitäten und Kontexte in 

gleicher Weise überzeugend anzuwenden oder 

müssen wir nicht doch, wie dieses Beispiel zeigt, 

noch genauer unterscheiden?  

Carl Friedrich Gethmann 

Das ist ein schwieriges Kapitel, aber man muss 

weiter differenzieren. Ich unterscheide mal zwi-

schen dem deklamatorischen Suizid und dem Op-

fersuizid im engeren Sinne. Der deklamatorische 

Suizid sagt: „Mit meinem Tod will ich eine öf-

fentliche Botschaft äußern, und ich sehe unter den 

gegebenen Kontexten keine andere Möglichkeit, 

als das durch einen Suizid zu tun.“  

Zu DDR-Zeiten gab es den Pfarrer [Brüsewitz] – 

da hatte ich schon gewisse Zweifel, weil ich da-

mals nicht sah, dass das Zwangssystem der DDR 

– das war eins, aber dass es keine Möglichkeit der 

politischen Äußerung mehr gab, um seine Bot-

schaft öffentlich zu machen, allein schon dadurch, 

dass es einen zweiten deutschen Staat gab, und 

viele hatten die Möglichkeit, ihre Botschaft über 

diesen zu äußern. Ich will jetzt den Einzelfall 

nicht in irgendeiner Weise richten, sondern da 

wäre ich eher zurückhaltend, das als voll gültige 

souveräne Handlung zu akzeptieren.  

Der Opfersuizid hingegen, wo sich jemand für an-

dere opfert, um anderen das Leben zu ermögli-

chen (da gibt es viele Kontexte in der Geschichte, 

auch im nationalsozialistischen Kontext, wo 
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Leute Rollen getauscht haben usw.), das ist eher 

der dramatische Suizid, der ein wenig außerhalb 

der moralischen und auch rechtlichen Beurtei-

lungsmöglichkeiten liegt. Da muss man einfach 

nur sagen: Respekt, das muss man anerkennen, 

und sich nicht als Kommentator an den Rand stel-

len und sagen: Das wäre vielleicht so nicht nötig 

gewesen. Das ist merkwürdig, wenn man so etwas 

sagt. 

Aber man sieht schon daran, dass man noch wei-

ter differenzieren muss: Der echte Opfersuizid ist 

eine Notlage, zu der es möglicherweise keinen 

Ausweg gibt, während ich den deklamatorischen 

Suizid mit einer gewissen Skepsis betrachte, ob 

das immer so unbedingt nötig war oder ob wir da 

nicht unsere normalen Kriterien heranziehen soll-

ten, die wir auch sonst im Individualfall anlegen, 

Hilfebedürftigkeit usw. 

Elisabeth Gräb-Schmidt 

Wir sind am Ende angelangt mit unserer Diskus-

sionsrunde mit Ihnen im Publikum und mit Ihnen 

in der Referentenrunde. Wir haben ein breites 

Spektrum abgeschritten, auch wenn wir nicht alle 

Fragen beantworten konnten. Ihre Fragen haben 

dazu beigetragen, dass wir das Thema noch wei-

ten und differenzieren konnten und in Zukunfts-

perspektiven Einblick erhalten haben, die einem 

möglichen Umgang und einer möglichen Profilie-

rung des Umgangs mit diesen Fragen den Weg 

bereitet haben.  

Dafür danke ich allen, zunächst natürlich den Re-

ferenten für ihre Vorträge und dann Ihnen im Pub-

likum für Ihre Fragen. Ich freue mich, wenn wir 

dazu anregen konnten, dass Sie diese Überlegun-

gen fortsetzen, sie weiterführen und in die Gesell-

schaft hineintragen. Vielen Dank. 

Schlusswort 

Alena Buyx · Vorsitzende des Deutschen 

Ethikrates 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuhö-

rende im Online-Stream, wir durften heute das 

Privileg der produktiven Kontroverse hier erle-

ben. Die Gegenüberstellungen, die wir mit unse-

rem Diskussionsformat versucht haben, haben ge-

zeigt, dass sie sehr gut geeignet sind, pointiert die 

Knackpunkte herauszuarbeiten, wenn ich das mal 

so formulieren darf. Gleichzeitig haben wir Ihnen 

zu danken dafür, dass Sie uns mit Ihren Fragen 

geholfen haben, wichtige Punkte noch genauer 

auszuarbeiten.  

Die Spannungsfelder, die dabei entstanden sind, 

zeigen uns, dass wir bei einem so gewichtigen 

Thema nicht mit verkürzenden Vereinfachungen 

arbeiten können. Wir diskutieren das nicht von 

ungefähr schon sehr lange, und auch das Urteil 

des Bundesverfassungsgerichts hat die Diskus-

sion nicht beendet; das haben wir ja heute gese-

hen.  

Ich werde keine Zusammenfassung versuchen, er-

lauben Sie mir nur das eine oder andere Beispiel 

für solche Spannungsfelder: den fundamentalen 

Disput zwischen der philosophischen und theolo-

gischen Ethik, den grundlegenden Dissens zur 

moralischen Erlaubtheit zu Fragen von Pflicht o-

der gar Zwang zum Weiterleben, der auch unser 

Publikum im Hintergrund sehr umgetrieben hat. 

Wir haben auch mit Blick auf die potenzielle zu-

künftige gesetzliche Ausgestaltung, Konzeptiona-

lisierung von Selbstbestimmung diskutiert zwi-

schen Interdependenz – no man is an island – und 

Individualität. Zu einem gewissen Grad ist man 

vielleicht doch Insel oder wollen einige sein.  

Wir haben (und da stehle ich von Herrn Rixen 

diese schöne Formel) interdisziplinäre Verbund-

begriffe besprochen, Relationalität, Vulnerabili-
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tät, die nicht nur wichtige soziale, medizinische 

und psychologische Überlegungen und Faktoren 

einfangen und weiterer Diskussion bedürfen, son-

dern die auch eine wichtige Rolle für die zukünf-

tige gesetzliche Ausgestaltung spielen können.  

Auf Twitter geht es ja manchmal ein bisschen 

hemdsärmelig zu; ich habe das parallel mitver-

folgt. Diejenigen, die uns als einen Haufen Theo-

retiker bezeichnet haben, weil ihnen das alles zu 

philosophisch und theoretisch erschien, haben 

nicht nur eine differenzierte Analyse des Bundes-

verfassungsgerichts bekommen mit Überlegun-

gen für die weitere gesetzliche Gestaltung, son-

dern auch einen konkreten strafrechtlichen Rege-

lungsvorschlag. Sehr viel mehr kann man an ei-

nem Vormittag nicht schaffen.  

Es gibt viel zu tun, nicht nur für uns, sondern auch 

für die Öffentlichkeit und den Gesetzgeber. Des-

wegen freue ich mich, dass das unsere erste Ver-

anstaltung zum Thema war. Ich möchte Sie einla-

den, sich den 17. Dezember zu notieren: die An-

hörung zum Thema Phänomenologie der Sterbe- 

und Selbsttötungswünsche, mit externen Exper-

ten, ein spannendes Programm. 

Ich erlaube mir, unser Forum Bioethik anzukün-

digen, eine weitere Online-Veranstaltung am 18. 

November zu einem anderen, ebenfalls sehr wich-

tigen Thema: Ethische Aspekte der Impfstoffver-

teilung gegen SARS-CoV-2. 

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass Sie die Mög-

lichkeit haben, zu dieser Veranstaltung einen Fra-

gebogen auszufüllen. 

Jetzt bleibt mir nur noch, von Herzen allen Betei-

ligten und allen Vortragenden für ihre Beiträge 

und für die angeregte Diskussion zu danken, un-

seren beiden Moderatoren herzlich zu danken, 

Frau Siewert und der Geschäftsstelle für die rei-

bungslose Vorbereitung und Durchführung dieser 

Tagung, den Kolleginnen und Kollegen in der 

Technik, die das im Hintergrund alles möglich ge-

macht haben, den Schriftdolmetschern und -dol-

metscherinnen und Ihnen allen, die Sie uns über 

diese Veranstaltung die Treue gehalten haben und 

so viele Fragen geschickt haben. Wir hatten über 

zweieinhalbtausend Menschen im Stream und 

Hunderte von Fragen, die bravourös zusammen-

gefügt wurden. Sie können uns schreiben, auch zu 

diesem Thema. Besuchen Sie unsere Webseite, 

finden Sie heraus, was wir sonst noch tun.  

Ich danke Ihnen, bleiben Sie gesund. Damit 

schließe ich den öffentlichen Teil dieser Sitzung. 

Vielen Dank. 


